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Erster Verhandlungstag 
MontaK, 9._ März 1981 
1. Plenarsitzung 
Beginn: 10.10 Uhr 

Dr. Helmut Kohl, Vorsitzender der CDU (mit Beifall begrüßt): 
Exzellenzen! Neine sehr verehrten Damen und Herren! Liebe Freun­
de! Hiermit eröffne ich den 29. Bundesparteitag der Christlich 
Demokratischen Union Deutschlands in Mannheim und begrüße Sie 
alle sehr herzlich. 

(Beifall) 

Mein ganz besonderer Gruß gilt den vielen Gästen aus dem Aus­
land, aus der Biindesrepublik Deutschland, den Delegierten aus 
allen Landesverbänden der CDU Deutschlands, den Gastdelegier­
ten und auch den vielen Freunden aus der CDU Deutschlands, die 
heute nicht hier sein können, die iins aber für diese Tage in 
Mannheim die Daumen drücken, voller Hoffn\ing, daß die Union in 
Deutschland in dieser kritischen Zeit ihre Aufgabe auf diesem 
Parteitag wahrnehmen wird, indem wir die Richtung weisen und 
Ziele setzen für die Politik unseres deutschen Vaterlandes. 
Meine Freunde, wir waren zuletzt 1975 hier in Mannheim, und wir 
sind zu diesem Parteitag wieder gerne nach Mannheim gekommen, 
in diese liebenswerte und gastliche Stadt. 

(Beifall) 

Ich darf mich schon vorweg bei allen bedanken, die uns auch dies­
mal so gastlich aufgenommen haben. 
Dieser Parteitag der CDU Deutschlands findet in einer der kri­
tischsten Phasen der Entwickliing unserer Bundesrepublik Deutsch­
land statt. Die Regierung Schmidt, die Regierung von SPD \ind 
FDP, ist am Ende. 

(Beifall) 

Was bleibt, ist nur noch der gemeinsame Wille, um nahezu jeden 
Preis an der Macht zu bleiben. Das ist der kleinste gemeinsame 
Nenner dieser Regierung. Um so mehr, liebe Freunde, schauen 
•unsere Mitbürger in der Bundesrepublik Deutschland und viele 
Freunde im Ausland in diesen Tagen und Wochen auf uns. auf die 
CDU Deutschlands. Sie schauen auf uns mit Fragen, mit Hoffniing 
und auch mit mancherlei Skepsis. Sie sehen in uns die Alterna­
tive der deutschen Politik, und sie befragen uns nach unseren 
Antworten für die Zukunft der deutschen Politik. 
Ich möchte uns allen wünschen, daß dieser Mannheimer Parteitag 
auf diese Fragen seine Antworten gibt, nicht selbstgerecht und 
nicht überheblich, aber aus dem Willen heraus gestaltet, daß 
wir in kritischer Zeit immer für unser Vaterland zur Stelle wa­
ren. Dieser Parteitag, die Art der Behandlung der Themen, aber 
auch der Umgang der Partei miteinander, werden zeigen: Wir sind 
eine offene, eine lebendige, eine fair diskutierende Partei. In 
diesem Sinne wünsche ich diesem Mannheimer Parteitag einen ganz 
besonderen, großen Erfolg. Es ist der Erfolg der Union, und es 
kann daraus der Erfolg für unser Land werden. 

(lebhafter Beifall) 

i\ing, meine Freund 

(Die Anwesenden erheben sich) 

Vor Eintritt in die Tagesordn\ing, meine Freunde, wollen wir unse­
rer Toten gedenken. 



Seit dem letzten Bundesparteitag 1980 in Berlin sind viele für im­
mer von uns gegangen, Hänner und Frauen, die unsere Partei in über 
30 Jahren geprägt haben, ohne die diese Partei nicht möglich gewe­
sen wäre, ohne die xinsere Partei für viele nicht zu ihrer politi­
schen Heimat geworden wäre. 
Ich darf einige wenige für sie alle nennen: 

Albert Pursten, gestorben am 10. Juli 1980. Er war über 20 Jahre 
Hitglied des Landtags von Nordrhein-Westfalen, über 10 Jahre stell­
vertretender Landesvorsitzender unseres Landesverbandes Westfalen-
Lippe. Mit großem Engagement vmd mit Menschlichkeit kämpfte er für 
unsere Grundsätze, zuletzt voller Hoffnung im erstmals frei gewähl­
ten Europäischen Parlament. 

Valentin Brück, gestorben am 20. Juli 1980. Er war landwirtschaft­
licher Arbeiter, bevor er seinen beruflichen Weg in der Deutschen 
Reichsbahn begann. Er hat in vielen wichtigen Punktionen innerhalb 
der Gewerkschaftsbewegung mit uns gearbeitet. Er war einer der Be­
gründer der CDU. Er gehörte von 1955 bis 1972 dem Deutschen Bundes­
tag an. 
Ich nenne Birgit Gutmann, im Alter von 23 Jahren am 30. Juli 1980 
an den Polgen eines Verkehrsunfalls gestorben. Sie war Landesvor­
sitzende des Rings Christlich-Demokratischer Studenten in Nordrhein-
Westfalen. Ihr Engagement galt der konkreten Hilfestellung für ihre 
Mitstudenten und dem offenen Dialog zwischen Studenten und Mit­
bürgerschaft. Wir verlieren mit ihr eine hervorragende Mitstreite­
rin für unsere Arbeit an den deutschen Hochschulen. 
Ich nenne Hans Ehard, gestorben am 19- Oktober 1980. Er war in 
schwerer Zeit - von 19^6 bis 195^ und dann noch einmal von 1950 bis 
1952 - bayerischer Ministerpräsident und sieben Jahre lang Vor­
sitzender der CSU. Sein politisches Wirken ist aufs engste mit der 
Geschichte der Bundesrepublik Deutschland verknüpft. Er war der Ini­
tiator der einzigen - leider fehlgeschlagenen - gesamtdeutschen Mi­
nisterpräsidentenkonferenz im Juni 19^7-
Ich nenne Arthur Rathke, gestorben am 27. November 1980. Seit sei­
ner Heimkehr aus dem Krieg \ind anschließendem Studium jotirnalistisch 
tätig, wurde' er 1963 Sprecher der CDu Deutschlands. Er war dies mit 
Humor und Sachverstand, mit stets gleichbleibendem Mut für unsere 
Sache. 1970 verließ er Bonn und wurde Regieriingssprecher der Lan­
desregierung von Schleswig-Holstein. Seine politischen, seine jour­
nalistischen, seine menschlichen Qualitäten bleiben unvergessen. 

Ich nenne Elisabeth Zillken, gestorben am 28. November 1980. Sie 
war Mitbegründerin der CDU Deutschlands, durch Jahrzehnte Mitglied 
des Landtags von Nordrhein-Westfalen, des Rates der Stadt Dortmund 
und Vizepräsidentin des Zentralkomitees der Deutschen Katholiken. 
Mitarbeit in vielen wichtigen öffentlichen Gremien. Ihr Leben war 
gekennzeichnet durch persönliche Hingabe im Bereich der Wohlfahrts­
pflege , durch persönliche Hingabe im Dienst am Nächsten. 
Ich nenne hier Adelino Amaro da Costa, gestorben am 4. Dezember 
1980 bei einem Flugzeugunfall, zusammen mit dem portugiesischen 
Ministerpräsidenten Sa Carneiro. Als langjähriger stellvertreten­
der Vorsitzender unserer portugiesischen Schwesterpartei gehörte 
er zu den Männern, die in entscheidendem Msiße am Aufbau der jungen 
portugiesischen Demokratie mitgewirkt haben. An führender Stelle 
seiner Paurtei tätig, und nicht zuletzt im Amt des portugiesischen 
Verteidigungsministers, gehörte er zu den Stützen der Christli­
chen Demokraten in Europa. 
Ich nenne ihn gerade hier und heute, weil er uns vor sechs Jahren 
an dieser Stelle, auf dem 23. Bundesparteitag der CDU Deutschlands 



in Mannheim, gebeten hat, Portugal in Freundschaft zu begegnen 
und den Anschluß seines Landes an das demokratische und freie, an 
das christlich-demokratische Europa zu unterstützen. 
Ich nenne Wilhelm Westenberger, gestorben am 9. Dezember 1980, 
langjähriger Kreisvorsitzender der CDU in Mainz-Stadt, von 1955 
bis 1967 Mitglied des Landtags von Eheinland-Pfalz und in den Jah­
ren von 1959 bis 1963 rheinland-pfälzischer Justizminister. Willi 
Westenberger hat sich um die deutsche Rechtspflege große Verdienste 
erworben. 
Ich nenne Wolfgang Rothkegel, gestorben am 24. Dezember 1980, von 
1959 bis 1971 Bezirksstadtrat in Berlin-Zehlendorf, seit 197I Be­
zirksbürgermeister in Zehlendorf,. bis zu seinem Tode Mitglied des 
GDU-Landesvorstands. 

Ich nenne Manfred Klein, gestorben am 15. Januar 1981. Manfred 
Klein hat bereits während des Dritten Reiches illegal kirchliche 
Jugendarbeit geleitet. Er geriet nach 19^5 wegen seiner christli­
chen Überzeugung in offenen Konflikt mit den kommunistischen 
Machthabern in der Sowjetischen Besatzungszone. 
Wegen seiner Arbeit für die Junge Union und die CDU haben ihn die 
dortigen Machthaber ins Zuchthaus geworfen. Nachdem er endlich 
freikam, wurde er Abgeordneter in Berlin und arbeitete als Verant­
wortlicher für die politische Bildimgsarbeit in der Bundeszentrale 
für politische Bildung. 
Wir wollen \mseren heimgegangenen Freiinden, denen wir soviel ver­
danken, ein stilles Gebet widmen. - Ich danke Ihnen. Meine Damen 
und Herren, wir treten damit in die Tagesordnung ein. Ich rufe 
Punkt 2 der Tag:esordnunK auf: 

Wahl des Tagungspräsidiums 

Die Vorlage liegt Ihnen vor. Sie beginnt mit dem Tagungspräsiden­
ten Ministerpräsident Lothar Spätti. Werden zu diesem Tagesordnungs­
punkt weitere Vorschläge gemacht? - Das ist nicht der Fall. 

Dann kommen wir zur Abstimmung. Wer der Vorlage für die Wahl des 
Tagungspräsidiums seine Zustimmung geben will, den bitte ich um 
das Hsmdzeichen. - Ich bitte um die Gegenprobe. - Enthaltungen?-
Das ist einstimmig so beschlossen. 
Ich darf bitten, daß das Tagungspräsidium die Geschäfte übernimmt. 

Lothar Späth, Tagungspräsidium: Meine Damen und Herren! Das Ta-
gungspräsidium dankt Ihnen für das Vertrauen, einschließlich des 
Vertrauensvorschusses, den Sie uns gegeben haben. Wir versprechen 
Ihnen, die Verhandlungen ordnungsgemäß, fair und vor allem zügig 
zu leiten. 

Ich rufe den Punkt 3 der Tagesordnung auf: 

Beschlußfassimg über die Tagesordnung 

Mit der Beschlußfassung zu diesem Tagesordnimgspunkt bitten wir 
die Delegierten, den vom Bundesvorstand festgelegten Veränderungen 
der Antragsfristen - und zwar zu Tagesordnungspunkt I5 auf den 
25- Februar 1981, 24.00 Uhr, -und zu Tagesordnimgspunkt 16 auf den 
3. März 1981, 10.00 Uhr - zuzustimmen. Gemäß § 5 Abs. 1 der Ge­
schäftsordnung der CDU müssen Anträge spätestens 4 Wochen vor dem 
Bundesparteitag bei der CDU-Bundesgeschäftsstelle eingegangen sein. 
Für den heutigen Bundesparteitag endete an sich die Antragsfrist 
am 9. Februar 1981. 
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Mit Schreiben vom 29. Jaauar und 9. Februar 1981 hat der General­
sekretär den antragsberechtigten Gliederungen der Partei mitgeteilt, 
daß der Bundesvorstand bereit ist, alle Anträge zu Tagesordnungs­
punkt 15 - das ist das Arbeitsprogramm: "Aufgaben der 80er Jahre"-, 
die bis Montag, den 25. Februar 1981, 2^.00Uhr, und alle Anträge 
zu Tagesordnungspunkt 15 - das ist die Wohnungsbaupolitik -, die 
bis Dienstag, den 5. März 1981, 10.00 Uhr, bei der Bundesgeschäfts­
stelle eingegangen sind, noch dem Bundesparteitag vorzulegen und 
diese Anträge als rechtzeitig gestellt anzusehen. 
Mit der Tagesordnung müssen wir also auch diese Fristenregelung 
und die nachträgliche Genehmigung dieser vom Generalsekretär vorge­
schlagenen Änderxingen der Antragsfristen beschließen. 
Wer mit der Tagesordnung und der Fristenregelung, wie ich sie vor­
getragen habe, einverstanden ist, den bitte ich, die Stimmkarte zu 
erheben. - Ich bitte um die Gegenprobe-- Enthaltungen? - Dies war 
ein einstimmiger Beschluß. Ich darf bei der Gelegenheit darum 
bitten, auf diese Stimmkarten - auch wegen der Wahlen - besonders 
zu achten. Sie sind nicht ersetzbar. Auch wer sie verliert, kann 
sie nicht ersetzt bekommen. Deshalb bitte ich Sie, auf diese 
Stimmkarten besonders zu achten und sie immer bei sich zu behalten. 
Das gilt auch für die Stimmzettel. Lassen Sie mich, meine Damen 
und Herren, einige Bemerkungen zum Ablauf dieses Parteitages vor­
anschicken. Wir werden im Laufe der 2. Plenarsitzung heute nach­
mittag die Neuwahlen des Bundesvorstandes zu erledigen haben. Für 

Wahlvorschläge zur Wahl des Bundesvorstandes können nach § 12 
Abs. 5 der Geschäftsordnung Meldefristen für die Wahl der Mitglie­
der des Bundesvorstandes vom Bundesparteitag auf Vorschlag des 
Tagungspräsidiums beschlossen werden. Das Tagungspräsidium schlägt 
Ihnen vor, die Einreichungsfrist für Kandidatenvorschläge für die 
Wahl der Stellvertreter des Vorsitzenden und für die Wahl der wei­
teren Mitglieder des Bundesvorstandes auf heute, 9. März, I5.OO Uhr, 
festzulegen. Wir weisen darauf hin, daß nach § 12 Abs. 4 der Ge­
schäftsordnung Kandidatenvorschläge für die Wahl der Mitglieder 
des Bundesvorstandes nur schriftlich gemacht werden können. 
Meine Damen und Herren, auf Ihren Plätzen liegt eine Liste der 
Kandidatenvorschläge. Diese Kandidatenvorschläge gelten als schrift­
lich eingegangen; das heißt, daß diese Vorschläge nicht mehr wie­
derholt werden müssen. Wer über diese Vorschläge, die verteilt sind, 
hinaus weitere Vorschläge einbringen will, muß dies schriftlich 
bis heute 15.00 Uhr tun. 

Wir schlagen Ihnen zu den Antragsfristen weiter vor, daß wir jetzt 
folgende Frist für die Einreichung von Initiativanträgen - die von 
30 Delegierten unterschrieben sein müssen - zu den Tagesordnungs­
punkten 15, 16 und 17 festlegen: heute 18.00 Uhr. - Darf ich fra­
gen, ob Sie mit diesen Fristenfestlegungen einverstanden sind? Wer 
dafür ist, den bitte ich um das Zeichen mit der Stimmkarte. -
Gegenprobe! - Stimmenthaltungen? - Auch dies ist einstimmig be­
schlossen. - Wir werden eine schriftliche Information über diese 
jetzt beschlossenen Fristen an die Delegierten verteilen lassen. 

Lassen Sie mich eine letzte Vorbemerkung machen. Nach § 10 Abs. 1 
der Geschäftsordnung wählt der Bundes.ausschuß auf Vorschlag des 
Bundesvorstandes für jeden Bundesparteitag eine Mandatsprüfungs­
kommission. Für den 29. Bundesparteitag hat der Bundesausschuß am 
8. Dezember 1980 in Bonn als Mitglieder der Mandatsprüfungskom­
mission folgende Parteifreunde gewählt: Walter Penther als Vor­
sitzender, Richard Hartmann, Martin Schiestl und Karl Schumacher. 
Die Mandatsprüfungskommission wird ihren Bericht in der zweiten 
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Plenarsitzung am heutigen Nachmittag erstatten. Die genannten Mit­
glieder der Mandatsprüfungskommission werden gebeten, sich um 
1^.00 Uhr im Büro der Organisationsleitung hinter der Bühne im 
ersten Ohergeschbß zu ihrer Sitzung einzufinden. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, liehe Freunde, wir freuen 
uns, auf unserem Mannheimer Bundesparteitag zahlreiche Gäste aus 
dem In- und Ausland sehr herzlich willkommen heißen zu dürfen. Sie 
alle begrüße ich in Ihrem Namen und bitte gleichzeitig um Verständ­
nis, wenn ich bei der großen Zahl nicht jeden unserer Gäste einzeln 
nennen kann. Ich versichere Ihnen aber: Wir freuen uns über den 
Besuch all unserer Gäste und Freunde. 

Als Vertreter der gastgebenden Stadt Mannheim begrüße ich ihren 
Oberbürgermeister Wilhelm Varnholt. 

(Beifall) 

Herr Oberbürgermeister, wir freuen uns darüber, daß Sie anschlie­
ßend ein Grußwort an uns richten werden. 

Ganz besonders herzlich danke ich Herrn Dekan Walter Bender und 
Herrn Dekan Monsignore Frajiz Völker für den ökumenischen Gottes­
dienst am heutigen Morgen und für die Worte, die sie dabei an uns 
gerichtet haben. 

(Beifall) 

Gleichzeitig sage ich ein Wort des Dankes an die beiden Lektoren, 
Horst Waffenschmidt und Peter Pott. 

(Beifall) 

Der CDU-Parteitag grüßt herzlich als Vertreter des Vorsitzenden 
des Rates der Evangelischen Kirche in Deutschland Herrn Prälaten 
Gerhard Bechtel. 

(Beifall) 

Mit gleicher Herzlichkeit begrüßen wir den Präsidenten des Diako­
nischen Werkes der Evangelischen Kirche in Deutschland, Herrn Dr. 
Theodor Schober. 

(Beifall) 

Wir heißen willkommen den Leiter des Kommissariats der deutschen 
Bischöfe, Herrn Prälaten Paul Bocklet, und den Generalsekretär 
des Zentralkomitees der Deutschen Katholiken, Herrn Dr. Fried­
rich Kronenberg. 

(Beifall) 

Wir freuen uns besonders, den Vorsitzenden des Direktoriums der 
Juden in Deutschland, Herrn Werner Nachmann, bei uns begrüßen zu 
dürfen. 

(Beifall) 

Ich begrüße unter uns die Leiter verschiedener Bundesbehörden. Ein 
besonders herzlicher Willkommensgruß gilt zunächst dem Präsidenten 
der Bundesanstalt für Arbeit, unserem Freund Dr. Josef Stingl. 

(Beifall) 

Ich begrüße sehr herzlich unter uns Herrn Generalbundesanwalt 
Dr. Kurt Rebmann. 

(Beifall) 
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Herzlich willKoininene Gäste sind uns der Präsident des Bundeskar­
tellamtes, Herr Professor Wolfgang Kartte, der Präsident des 
Bundesversicherungsamtes, Herr Dr. Alfred Christmann, und der 
Präsident des Bundesamtes für Verfassungsschutz, Herr Dr. Richard 
Meier. 

(Beifall) 

In Vertretung des Generalinspekteurs der Bundeswehr begrüße ich 
Herrn Generalmajor Dr. Joseph Wilhelm. 

(Beifall) 

Für den Deutschen Gewerkschaftshxuid heiße ich herzlich willkommen 
das Mitglied des Geschäftsführenden DGB-Bundesvorstandes, Frau 
Irmgard Blattei. 

(Beifall) 

Ich grüße den Bundesvorsitzenden der IG Bau-Steine-Erden, Herrn 
Rudolf Sperner, 

(Beifall) 

sowie den Vorsitzenden der Gewerkschaft der Polizei, Herrn Helmut 
Sohirrmacher. 

(Beifall) 

Mit ihnen "begrüße ich eine große Zahl von stellvertretenden Vor­
sitzenden und Vorstandsmitgliedern vieler DGB-Einzelgewerkschaf­
ten. 

(Beifall) 

Ein herzliches Willkommen gilt dem Vorsitzenden der Deutschen An­
gestellten-Gewerkschaft, Herrn Hermann Brandt. 

(Beifall) 

Für den Deutschen'Beamtenhund begrüße ich seinen stellvertretenden 
Bundesvorsitzenden, Herrn Ulrich Berger. 

(Beifall) 

Ich richte unseren Willkommensgruß an den Vorsitzenden des Christ­
lichen Gewerkschaftsbundes, unseren Freund Günter Volmer. 

(Beifall) 

Ich grüße den Bundesvorsitzenden des Deutschen Bundeswehrverbandes, 
Herrn Heinz Volland, 

(Beifall) 

und den Präsidenten des Verbandes der Reservisten der Bundeswehr, 
Herrn Heinz-Detleff Drape. 

(Beifall) 

Ein herzliches Grußwort richte ich an den Vorsitzenden des Bundes­
verbandes der Katholischen Arbeitnehmerbewegung Deutschlands, an 
unseren Freund Alfons Müller, 

(Beifall) 

und an den Vorsitzenden der Evangelischen Aktionsgemeinschaft für 
Arbeitnehmerfragen, Herrn Horst Leichtenberger. 

(Beifall) 

Für die kommiinalen Spitzenverbände begrüße ich mit besonderer Herz-
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liclikeit den Präsidenten des Deutschen Städte- und Gemeindetundes, 
unseren Freund Dr. Horst Waffenschmidt. 

(Beifall) 

Zahlreiche Berufs- und Wirtschaftsverbände hahen ihre Vertreter 
zu unserem Mannheimer Parteitag entsandt. An erster Stelle möchte 
ich unseren Freund, den Präsidenten des Zentralverhandes des 
Deutschen Handwerks, Herrn Paul Schnitlcer, Mitglied des Europa­
parlaments, herzlich begrüßen. 

(Beifall) 

Herzlich willkommen heiße ich den Präsidenten des Zentralverbandes 
der Deutschen Haus-, Grund- und Wohnungseigentümer, Herrn Dr. 
Theodor Paul. 

(Beifall) 

Ich begrüße den Vorsitzenden des Verbandes Freier Wohnungsunter­
nehmen, Herrn Werner Kock. 

(Beifall) 

Ich freue mich, in unserer Mitte den Direktor des Deutschen Mieter­
bundes, Herrn Helmut Schlich, begrüßen zu können. 

(Beifall) 

Für das deutsche Genossenschaftswesen begrüße ich den Vorstands­
vorsitzenden der Deutschen Genossenschaftsbank, Herrn Dr. Felix 
Viehoff, und den Präsidenten des Deutschen Eaiffeisenverbandes, 
Herrn Willi Groll. 

(Beifall) 

Als Vertreter des Deutschen Bauernverbandes heiße ich Herrn Präsi­
denten Carl Dobler willkommen. 

(Beifall) 

Einen ganz herzlichen Willkommensgruß richtet der Parteitag an 
den Präsidenten des Deutschen Sportbundes, Herrn Dr. Willi Weyer. 

(Beifall) 

Ich freue mich herzlich über die Anwesenheit des Präsidenten 
des Deutschen Lehrerverbandes, Herrn Clemens Christians. 

(Beifall) 

Mit ihm begrüße ich die anwesenden Vorsitzenden der dem 
Deutschen Lehrerverband angeschlossenen Verbände. 

Mit gleicher Herzlichkeit begrüße ich den Vorsitzenden des Bun­
des Deutscher Eechtspfleger, Herrn Karl Weiss. 

(Beifall) 

Wir heißen willkommen den Präsidenten der Union der Leitenden 
Angestellten, Herrn Dr. Friedrich Ische, 

(Beifall) 

den Vorsitzenden des Bundes der Selbständigen, Herrn Elmar Kolb 

(Beifall) 

- unser Freund Elmar Kolb ist in dieses Amt frisch gewählt; des­
halb mußte ich das nachtragen -, 
den Stellvertretenden Vorsitzenden des Bundes Katholischer Un-
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ternehmer, Herrn Dr. Walter Schmitz, 

(Beifall) 

uad den Stellvertretenden Präsidenten des Deutschen Hotel- und 
Gaststättenverbandes, Herrn Walter Ableiter. 

(Beifall) 

Ich begrüße den Bundesvorsitzenden des Eeichsbundes der Kriegs­
opfer, Behinderten, Sozialrentner und Hinterbliebenen, Herrn 
Hermann Meyer, 

(Beifall) 

sowie den Vorsitzenden des Bundesverbandes der Kriegs- und Zivil­
beschädigten, Herrn Oswald Engel. 

(Beifall) 

Ich freue mich, den Präsidenten des Bundes der Vertriebenen, un­
seren Freund Dr. Herbert Czaja, unter uns begrüßen zu dürfen. 

(Beifall) 

Mit gleicher Herzlichkeit begrüße ich den Präsidenten des Bundes 
der Vertriebenen, Herrn Manfred Schmidt. 

(Beifall) 

Ich werde gerade darauf aufmerksam gemacht, daß für den Deutschen 
Städtetag das geschäftsführende Präsidialmitglied Dr. Weinberger 
unter uns weilt. Ich begrüße auch ihn sehr herzlich. 

(Beifall) 

Unser Willkommensgruß gilt allen Vertretern von Rundfunk, Presse 
und Fernsehen, die gekommen sind, um von diesem Parteitag zu be­
richten oder ihre Anstalten hier zu vertreten. Herzlich willkom­
men! 

(Beifall) 

Meine Damen und Herren! Liebe Parteifreunde! Ich habe die große 
Ehre und Freude, mit ganz besonderer Herzlichkeit den Ehrenvor­
sitzenden der CDU Deutschlands, Herrn Altbundeskanzler Kurt Georg 
Kiesinger, bei uns zu begrüßen. 

(Anhaltender, lebhafter Beifall) 

Gerade hier in Baden-Württemberg, lieber Herr Dr. Kiesinger, wo 
Sie lange Jahre als erfolgreicher Ministerpräsident gearbeitet 
haben, bekräftigen wir unsere herzliche Verbundenheit mit Ihnen. 

Einen herzlichen Gruß möchte ich an den Ehrenvorsitzenden der 
baden-württembergischen CDU und meinen Vorgänger, Herrn Dr. Hans 
Filbinger, hier in Mannheim richten. 

(Anhaltender Beifall) 

Stellvertretend für alle unsere Freunde, die für unser Ziel, die 
Schaffung eines vereinten Europas wirken, begrüße ich herzlich 
den Vorsitzenden der EVP-Fraktion im Europäischen Parlament, un­
seren Freund Dr. Egon Klepsch. 

(Beifall) 

Ich begrüße ebenso herzlich als Mitglied der Kommission der Euro­
päischen Gemeinschaften unseren Freund Dr. Karl-Heinz Narjes. 

(Beifall) 
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Mit einem besonderen Wort des Dankes verbinde ich meinen Gruß an 
die ehemaligen Bundesminister Frau Anne Braioksiepe und Herrn Dr. 
Bruno Heck. 

(Beifall) 

Ich begrüße das Gründungsmitglied der CDU der Britischen Zone, 
Herrn Dr. Josef Kannengießer, sowie das Mitglied des Parlamenta­
rischen Rates, Herrn Ernst Wirmer. 

(Beifall) 

Einen herzlichen Gruß richte ich an den langjährigen Landtagsprä­
sidenten von Baden-Württemberg, Herrn Dr. Franz Gurk. 

(Beifall) 

Meine lieben Freunde! Ich v/erde gerade darauf aufmerksam gemacht, 
daß ich die Begrüßung für Herrn Dr. Gerhard Schröder nachzuholen 
habe; ich möchte sie sehr herzlich vornehmen. 

(Beifall) 

Liebe Freunde! Ich begrüße sehr herzlich unter uns die Vertreter 
der CSU, an ihrer Spitze unsere Freunde Dr. Zimmermann, Dr. 
Dollinger und Generalsekretär Dr. Stoiber. Herzlich willkommen 
hier in Mannheim! 

(Beifall) 

Meine lieben Freunde! An dieser Stelle möchte ich einen besonders 
herzlichen Gruß an die Gattin unseres Parteivorsitzenden, an Sie, 
liebe Frau Hannelore Kohl, richten. 

(Anhaltender, lebhafter Beifall - Ministerprä­

sident Dr. Vogel überreicht Frau Kohl Blumen) 

Die Blumen, liebe Frau Kohl, die Ihnen gerade überreicht wurden, 
sollen Ausdruck des Dankes der gesamten Partei für Ihre Bereit­
schaft sein, die großen Opfer auf sich zu nehmen und mit der 
Ihnen eigenen Liebenswürdigkeit all das hinziinehmen, was dazu­
gehört, \inserem Parteivorsitzenden mit all seinen Engagements 
und jetzt auch noch mit seiner Grippe zu ertragen. 

(Beifall) 

Meine sehr verehrten Damen! Meine Herren! Liebe Freimde! Es ist 
mir eine große Ehre und Freude, die Vertreter der christlich-de­
mokratischen und konservativen Schwesterpaiteien auf dem 29. Bun­
desparteitag der CDU zu begrüßen. 

Ganz besonders heiße ich den Vorsitzenden des Demokratisch-So-
zialen-Zentirums, Prof. Freitas do Amaral, willkommen. 

(Anhaltender, lebhafter Beifall) 

Lassen Sie mich die Gelegenheit benutzen, Ihnen namens des Par­
teitags zu Ihrer in der vorigen Woche erfolgten Wahl zum neuen 
Präsidenten der Europäischen Union Christlicher Demokraten herz­
lich zu gratulieren. 

(Beifall) 

Mein besonderer Gruß gilt auch Herrn Flaminio Piccoli, dem Gene-
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ralsekretär der Democrazia Cristiana. 

(Anhaltender, lebhafter Beifall) 

Große Freude bereitet es uns auch, daß Dr. Silvius Magnago, der 
Vorsitzende der Südtiroler Volkspartei, mit der wir deutschen 
Christliche Demokraten so viel gemeinsajn haben, nach Mannheim ge­
kommen ist. 

(Anhaltender, lebhafter Beifall) 

Mit ihm begrüße ich Dr. Bruno Hosp, den Generalsekretär der Süd­
tiroler Volkspartei. 

(Beifall) 

Ich heiße unsere Südtiroler Freunde ganz herzlich willkommen. 

(Beifall) 

Ein weiterer, ganz besonderer Gruß gilt Eduardo Frei, dem frühe­
ren Präsidenten der Bepublik Chile, 

(Beifall) 

und unserem Fre\and Andreas Zaldivar, dem Vorsitzenden der chile­
nischen Christdemokratischen Partei, mit der die CDU seit Jahren 
ein sehr enges Verhältnis der Zusammenarbeit hat und der sie in 
den schweren Zeiten von Verfolgung tind Exil ihrer führenden Po­
litiker und Staatsmänner mit allem Nachdruck ihre Solidarität ver­
sichert. 

(Beifall) 
Ferner begrüße ich die folgenden Vertreter ihrer Parteien: den Ab­
geordneten des Demokratisch-Sozialen Zentrums Frankreichs, Herrn 
Emile Koehl, 

(Beifall) 

den Fraktionsvorsitzenden der Kansallinen Kokoomus, der Finnischen 
Sammlungspartei, Herrn Tapani Mörttinen, 

(Beifall) 

den stellvertretenden Vorsitzenden der Konservativen Partei Nor­
wegens , Herrn Hakon Randal, 

(Beifall) 

den Generalsekretär der Christlich Sozialen Partei Luxemburgs, 
Herrn Jean-Pierre Kraemer, 

(Beifall) 

den stellvertretenden Vorsitzenden der Demokratischen Partei Zy­
perns, Herrn Leandros Zachariades, 

(Beifall) 

den Geschäftsführer der Christlichen Volkspartei der Schweiz, 
Herrn Claude Gay-Crosier, 

(Beifall) 
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den Vertreter der Zentrums-Union Spaniens, Herrn Pedro Luis 
Gomis, 

(Beifall) 

als Vertreterin und Mitglied des Vorstands der Nea Demokratia 
Griechenlands,Fräulein Mariett Jannakou, 

(Beifall) 

den Abgeordneten der Konservativen Partei Großbritanniens, Herrn 
John Lee, 

(Beifall) 

den Abgeordneten der Progressiv Konservativen Partei Kanadas, 
Herrn Pat Nowlan, 

(Beifall) 

den Sekretär der Kommission Ausland des Christlich Demokratischen 
Appells der Niederlande, Herrn Kolster, 

(Beifall) 

den Vertreter der Friedens- und Sammlungspartei Schwedens Herrn 
Anders Björok, 

(Beifall) 

den Vertreter der Nationalen Partei der Unabhängigen Marokkos, 
Herrn Idrissi Belkasmi, 

(Beifall) 

den Direktor des Büros für Auswärtige Beziehungen der Demokrati­
schen Partei Tunesiens, der Parti Socialiste Destourien, Herrn 
Sadok Fayala, 

(Beifall) 

sowie den Vertreter der österreichischen Volkspartei, Herrn Dr. 
Karl Jorka, 

(Beifall) 

den Vertreter der christlich demokratischen Mitglieder der Euro­
päischen Kommission, Herrn Dr. Theo Hustinx, 

(Beifall) 

den stellvertretenden Generalsekretär der Weltunion Christlicher 
Demokraten, Herrn Angelo Bemassola., 

(Beifall) 

Besonders freut es uns, daß auch unsere Beziehungen nach Ostasien 
verstärkt worden sind. Zum erstenmal nimmt ein Vertreter der Na­
tionalliberalen Partei Japans an unserem Parteitag teil; ich be-
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grüße den stellvertretenden Leiter des Internationalen Büros, 
Herrn Taiamori Makino. 

(Beifall) 

Es freut Tons ganz besonders, daß zum erstenmal ein Präsidiumsmit­
glied der Demokratischen Partei der Elfenbeinküste, Herr Profes­
sor Prancois Yao N'GiJessan, an unserem Parteitag teilnimmt. 

(Beifall) 

Liebe Freunde, die CDU ist sehr glücklich, daß Sie zu imserem Par­
teitag gekommen sind. Wir sind lons bewußt, daß in unserer Welt 
der Bedrohung und der Krisen der freie Westen nur stark sein kann, 
wenn der politische Wille unserer Völker, die unsere christlich 
demokratischen und konservativen Parteien gemeinsam vertreten, 
den Kräften, von denen diese Bedrohxing ausgeht, energisch ent­
gegentritt-. 

Das Motto imseres Parteitages lautet:'"Wir arbeiten für eine 
menschliche"Zukunft". Diese Aufgabe für die 80er Jahre kann nur 
erfolgreich bewältigt werden, wenn wir in Europa und in den Na­
tionen der freien Welt eng zusammenarbeiten. Hierbei gilt es, vor 
allem auch die Jugend zu gewinnen, für deren lebenswerte Zukunft 
wir uns einsetzen. Wir haben Vertrauen und Gewißheit, daß unsere 
gemeinsamen Werte bewahrt und weiter gefestigt werden. Die mora­
lische Kraft unserer Parteien und die aus unserer Zusammenarbeit 
resultierende Stärke werden für die beiden letzten Jahrzehnte unse­
res Jahrhunderts das Geschick der Welt entscheidend mitbestimmen. 

In diesem Sinne danke ich Ihnen, unseren Freunden, daß Sie zu uns 
nach Mannheim gekommen sind. 

(Beifall) 

Meine Damen und Herren, ich rufe Punkt ^ der Tagesordnung auf: 
Bestätigunp; der vom Bundesvorstand eingesetzten 
Antragskommission 

Eine Aufstellung der vom Bundesvorstand nach § 10 Abs. 3 der Ge­
schäftsordnung bestellten Antragskommission liegt Ihnen vor. Wer­
den Ergänzungsvorschläge gemacht? - Das ist nicht der Fall. Dann 
dsirf ich dsu?über abstimmen lassen. Wer der Antragskommission in 
der vorgeschlagenen Besetzung zustimmen will, den bitte ich um 
das Stimmkartenzeichen. - Gegenprobe! - Enthaltungen? - Einstim­
mig beschlossen. 

Ich rufe Punkt 5 der Tagesordntjn^ auf: 
Wahl der Stimmzahlkommxssion 

Der Vorschlag des Bundesvorstands für die nach § 10 Abs. 2 der 
Geschäftsordnung zu wählende Stimmzählkommission liegt Ihnen vor. 
Wer mit diesem Vorschlag einverstanden ist, den bitte ich um das 
Erheben der Stimmkarte. - Gegenprobe! - Enthaltungen? - Das war 
ebenfalls einstimmig. 

Ich darf Punkt 6 der Tagesordnunp; aufrufen: 
Grußworte 

Zu einem Grußwort erteile ich das Wort für die gastgebende Stadt 
Mannheim Herrn Oberbürgermeister Wilhelm Varhholt. 
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Wilhelm Veumholt, Otier"bürgermeister der Stadt Kannheim: 
Herr Vorsitzender! Meine Herren Ministerpräsidenten! Meine Herren 
Minister! Meine Damen und Herren! Im Namen der Stadt Mannheim, 
ihres Gemeinderates und ihrer Bürgerschaft, heiße ich Delegierte 
und Gäste aus dem In- \mä. Ausland zum 29. Parteitag der Christlich 
Demokratischen Union Deutschlands herzlich willkommen. 
Dai3 Sie zum wiederholten Male Ihren Kongreß in dieser Stadt durch­
führen, hat seinen Grund sicherlich nicht nur in der Gastfreund­
lichkeit der Mannheimer Bevölkerung oder in der Praktikabilität 
vind Repräsentanz dieses Tagungszentrums, sondern ist sicher auch 
begründet in dem Bewußtsein um die politische Wertigkeit dieser 
Hegion in Vergangenheit und Gegenwart. Von hier nahm jene libe­
rale Bewegung in der Mitte des vorigen Jahrhunderts ihren Ausgang, 
die in so bedeutender Weise eine Epoche unserer Geschichte formu­
liert hat Tand in der politische Gr\indvorstellungen definiert 
wurden, die es wert sind, der Vergessenheit der Geschichte ent­
rissen und eingebracht•zu werden in die politische Bildung unse­
rer Zeit \ind speziell lanserer Jugend. 

Von dieser Region aber ging auch die !Forde2?ung aus, daß soziale 
Gerechtigkeit eine wesentliche Voraussetz-ung für die demokrati­
sche Teilhabe eines am Staat interessierten Bürgers ist. Diese 
Grundwahrheit, die sich hundertfältig belegt hat, verpflichtet 
jede Generation neu, sich über die Interpretation dieser Maxime 
Gedanken zu machen und Wege zu ersinnen für ihre Realisierving. 

Daß wir bei aller Pluralität nicht umhin können, uns dabei auf 
einen Grundkonsens verständigen zu müssen, ist gut, weil wir da­
durch immer wieder veranlaßt sind, aufeinander zuzugehen und mit­
einander zu reden. Ich stelle dies fest auf Grund einer langjäh­
rigen Erfahrung im Bemühen, die hier aufeinandertreffenden Länder­
grenzen durchlässiger werden zu lassen, Barrieren abzubauen und 
über die durch Politik künstlich geschaffenen Zuständigkeiten 
hinaus den Bürgern dieses Raumes jene Traditionen sichtbar wer­
den zu lassen, die historisch gewachsen sind \ind die fortwirken 
bis in ijnsere Gegenwart hinein. 

Diese Region hat diorch Staatsvertrag der drei Länder Baden-Würt­
temberg, Hessen und Eheinland-Pfalz die Möglichkeit erhalten, die 
übergreifenden Probleme.wie Sicherstellung der Grundwasserversor­
gung, Verbesserung des Personennahverkehrs, Ausbau der Naherho-
Itmg, eine ausreichende Energieversorgung und die Beseitigung von 
Hochwassergefahren, kurzum alle Bereiche einer Raumordnung, ge­
meinsam zu erörtern und praktikable Lösungen zu suchen. 

Damit gewinnt diese Region die Möglichkeit zurück, den generellen 
Anspruch der Politik, nämlich Gemeinschaftsaufgaben zu lösen, 
glaubwürdiger werden zu lassen. 
Wer heute in der politischen Verantwortung steht, muß gegen sich 
gelten lassen, daß er nicht nur nach Sachlösungen gefragt wird, 
die angetan sind, einen augenblicklichen Mißstand zu beseitigen; 
es werden von ihm Perspektiven und Orientierungsdaten verlangt, 
die mehr als früher prophetische Fähigkeiten voraussetzen, er wird 
gefragt nach den ethischen Maximen seines Handelns, seinen huma­
nen Leitbildern, und man wünscht Auskunft darüber, welche realen 
Ordnimgen er für die Zukunftsbewältigung hat. 
Politik als Beruf - darüber hat Max Weber gültig nachgedacht, und 
ich möchte es nicht bei der griffigen Formulierung belassen: für 
die Politik und von der Politik leben. Ich meine, daß die Glaub-
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würdigjceit politischen Handelns nur noch dann^ vermittelt werden 
kann, wenn die Qualität der erbrachten Leistung die Relation des 
Vou-der-Politik-Leben und des Daifür-Leben unter der besonderen 
Berücksichtigung des Zustandekommens von Entscheidungen rechtfer­
tigt. 
Politik - und zumal in der Demokratie - lebt vom Streit um den 
richtigen Weg. Nichts sollte uns deshalb daran hindern, den Streit 
zu humanisieren und die beispielhafte Wirkung zu bedenken, die von 
unserem Handeln miteinander für das Staatsbürgerbewußtsein unserer 
Bevölkerung ausgeht. 
Sie wollen es bitte dem Oberbürgermeister dieser Stadt nachsehen, 
daß er sich dem Verdacht, ein Moralist zu sein, aussetzt, wenn er 
an diesem Ort den Lokalklassiker Friedrich Schiller bemüht. Es 
gibt verlockende Zitatmögliohkeiten, die für Parteikongresse jeg­
licher Couleur Gültigkeit hätten. Denken Sei nur an die "Räuber", 
die in Mannheim bekanntlich uraufgeführt wurden und in denen Schil­
ler Karl Mohr sagen läßt: "Ich kenne dich, Spiegelberg, aber ich 
will nächstens unter euch treten und fürchterlich Musterung halt­
ten." 

(Vereinzelter Beifall) 

Oder denken Sie an Wallensteins Überlegungen:. "Schnell fertig ist 
die Jugend mit dem Wort. Eng ist die Welt, und das Gehirn ist weit. 
Leicht beieinander wohnen die Gedanken, doch hart im Räume stoßen 
sich die Sachen." 

(Vereinzelter Beifall) 

Es schein mir wert zu sein, auf Schiller als eine Tradition die­
ses Raumes zu verweisen, unter dem Aspekt, wie ihn Theodor Heuss 
gesehen hat, nämlich daß bei kaum einem anderen deutschen Dichter 
der betrachtende Sinn für die psychologische, die menschliche 
Spannung in der politischen Entscheidiuig so vorhanden war wie bei 
ihm. 
Schiller steht aber auch für das Recht zum politischen Wandel, zur 
eigenpersönlichen politischen Entwicklung. Ich glaube nicht, daß 
es eine unzulässige Interpretation ist, in den "Räubern" mehr 
Rousseau und in den Spätwerken mehr Montesquieu zu entdecken. 
Gleichwohl sind wir stolz, daß Artikel 1 des Grundgesetzes diesen 
Geist vermittelt und die politische Tradition dieses Raumes gültig 
eingebracht werden konnte. 
Meine Damen und Herren, ich wünsche Ihrem Kongreß einen guten Ver­
lauf, angeregte Diskussionen und hoffe und wünsche, daJ3 Sie Ihre 
Beschlüsse so treffen mögen, wie es Paulus den Thessalonikern em­
pfohlen' hat: "Prüfet aber alles, imd das Gute behaltet!" 

(Beifall) 
Ich heiße Sie herzlichst willkommen in dieser Stadt und wünsche Ih­
nen einen angenehmen Aufenthalt in Mannheim. 
Danke schön! 

(Beifall) 

Wilfried Hasselmann, Tagungspräsidium: Verehrter Herr Oberbürger-
meister, wir danken Ihnen sehr herzlich für Ihre Worte und Ihren 
Willkommensgruß in dieser angenehmen, schönen Stadt Mannheim. Wir 
versichern Ihnen, daß wir sehr gerne zu Ihnen gekommen sind. Ei­
nige von \ins wissen, daß die Nächte möglicherweise auch kurz sein 
können, so schön ist es hier bei Ihnen! Ich darf das ganz offen 
sagen und danke Ihnen dafür, daß Sie uns einen Einblick in Ihre 
Gesohichtskenntnisse gegeben haben. Unsere Wünsche gehen dahin, 
daß wir viele Pädagogen haben, die die nachwachsende Generation 
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mit der deutschen Vergangenheit so vertraut machen, wie Sie sie 
hier vorgetragen haben. 

(Beifall) 

Ganz herzlichen Dank und alles Gute für Sie. 
Meine Damen und Herren, zu einem weiteren Grußwort erteile ich das 
Wort dem Herrn Ministerpräsidenten des gastgebenden Landes Baden-
Württemberg, unserem Freund Lothar Späth. 

Lothar Späth^ Ministerpräsident des Landes Baden-Württemberg (mit 
Beifall begrüßt): Meine Damen und Herren! Liebe Parteifreunde! 
Ich will's kurz machen. 

(Beifall) 
Als Ministerpräsident darf ich im Namen der Landesregierung, als 
Landesvorsitzender im Namen der gastgebenden Landes-CDU Sie herz­
lich hier in Mannheim begrüßen. Mannheim ist in den vergangenen 
Jahren immer wieder ein für die Geschichte unserer Partei bedeut­
samer Ort gewesen. Ich erinnere nur an die Delegiertenkonferenz 
mit unseren Freunden der CSU im August letzten Jahres, und wir 
hoffen alle, daß von dieser Mannheimer Gemeinsamkeit aus die Zu­
kunft unserer Zusammenarbeit bestimmt ist. 

(Beifall) 

Oder ich erinnere an den 23. Bundesparteitag, auf dem im November 
"1975 die Mannheimer Erklärung verabschiedet wurde. 
Wir freuen uns darüber, daß so wichtige Bundes-Parteiveranstaltim-
gen in unserem Land stattfinden, und wir werten dies auch als ein 
unerschütterliches Vertrauen in die baden-württembergische Gast­
freundschaft, um die wir uns auch diesmal bemühen wollen. Wir 
wollen uns mit den Eigenschaften dieses Landes darum bemühen. Es 
gibt einige Dinge, die noch nicht von den inflationären Entwick­
lungen aufgezehrt sind; dazu zählt die badische Küche, die schwä-
.bische Sparsamkeit, die wir nur für unsere Freunde aussetzen -
und schließlich der Pfälzer Humor, für den imser Bundesvorsitzen­
der ein Beispiel ist. 

(Beifall) 

Liebe Parteifreunde, dieser Bundesparteitag findet in einer Zeit 
hoher politischer Sensibilität statt. Wer die Berichte und Kommen­
tare der Medien zu den Geschehnissen in Bonn, in Berlin, in Ham­
burg, in Brokdorf - und jede Woche können Sie einen Namen hinzu­
fügen: in Nürnberg, in Freiburg - aufmerksam verfolgt, und wer sich 
umhört und \imschaut \mter unseren Bürgern, der stellt fest: Der 
Wind in unserem Land hat sich gedreht. Die Bonner Koalition ist so 
schnell und so tief in die Krise geraten, die wirtschaftlichen 
una sozxaxen jrroDxeme naben sich so hoch aufgetürmt, dali viele, 
die imsere Warnungen vor der Wahl mit Achselzucken abgetan haben, 
uns inzwischen gern bestätigen, wie recht wir damals hatten. Ich 
meine, diese Chance sollten wir nutzen, zu zeigen, daß wir nicht 
nur richtig analysiert haben, sondern daß wir jetzt die richtigen 
Schlüsse ziehen. 
Dieser Bundesregierung wachsen die Probleme in praktisch allen Be­
reichen über den Kopf, und wenn sie durch etwas zusammengehalten 
wird, dann durch die Erkenntnis, daß von denen keiner mehr dem an­
deren Handlungsunfähigkeit vorwerfen kann, weil sie inzwischen 
alle handlungsunfähig geworden sind. 

(Beifall) 

Meine Freunde, dies ist kein Grund'zum Frohlocken. Denn ein Staat 
kann es zwar eine Weile verkraften, schlecht regiert zu werden, 

- 21 -

file:///imschaut
file:///mter


ater er verkraftet es auf die Dauer nicht, überhaupt nicht mehr 
regiert zu werden. 

(Beifall) 

Um so größer ist unsere Verantwortung, die auf uns, auf die Union 
zukommt. Wir haben die Pflicht - und wir bekennen uns dazu -, hart 
zu arbeiten und geduldig zu überzeugen, damit das Schlimmste ver­
hütet wird und die politische Vernunft wenigstens als Alternative, 
als Hoffnung für Millionen Bürger sichtbar wird. Wir sind keine 
Regierung im Wartestand - und wir wollen keine sein -, aber wir 
sind der politische Garant nach innen und nach außen, daß es in 
der Bundesrepublik Deutschland noch politische Vernunft, Klarheit, 
Stabilität und Handlungsfähigkeit gibt, meine Freunde. 

(Beifall) 

Die baden-württembergiache Union wird alles in ihren Kräften Ste­
hende tun, um mitzuhelfen, daß die Wende zum Besseren in Deutsch­
land durch die CDU unter der Führung von Helmut Kohl eingeleitet, 
gefestigt und dauerhaft gesichert werden kann. 

(Beifall) 

Dies, lieber Helmut Kohl, wird Standhaftigkeit von uns allen er-
forderD, und wir haben uns erlaubt, als Symbol für diese Stand­
haftigkeit, die Dich, lieber Helmut Kohl, ohnehin auszeichnet, 
einen Stiefel anfertigen zu lassen, der fieiner Schiüigröße ange­
messen ist. 

(Beifall) 

Laßt mich zu diesem Stiefel noch einige wenige Anmerkungen machen. 
Er hat seit gestern noch eine neue Bedeutung, denn er macht so 
warme Füße, daß Du keine Grippe mehr bekommst. Auch wenn die erste 
konservative Kurzantwort, die Du gestern versucht hast, nämlich 
die Grippe mit Alkohol zu vertreiben, mißlungen ist - warme Füße 
könnten eine langfristige, konservative Antwort sein. 

Dieser Stiefel ist aber auch von typisch baden-württembergischer 
Wertarbeit. Es handelt sich um Schuhwerk, das man nicht so leicht 
verliert. Das ist heutzutage notwendig, denn angesichts der Poli­
tik der SPD und FDP könnte es einem ja die Schuhe ausziehen. 

(Heiterkeit und Beifall) 

Der Stiefel ist unserem Pajrteivorsitzenden auch politisch und 
physisch angemessen - im Unterschied ziimKajizler, den seine eige­
ne Partei zur Zeit so zurichtet, daß er in den Stiefel insgesamt 
hineinpassen würde. 

(Heiterkeit und Beifall) 

Ein letztes: Wir haben den Absatz dieses Stiefels vergolden las­
sen. Das ist die Solidität Baden-Württembergs. Wir wollen aber 
auch etwas für die Gegner tun. Wenn wir auf dem langen Marsch an. 
ihnen dann immer mehr vorbei sind, soll ihnen von hinten wenig­
stens ein ordentlicher Anblick gegönnt sein. 

(Heiterkeit und Beifall) 

In diesem Sinne wünschen wir dem Parteitag einen guten Verlauf 
\ind uns allen die langfristige Stabilität, die sich in diesem 
Stiefel symbolisieren soll. 

(Lebhafter Beifall - Der Stiefel wird 

Dr. Helmut Kohl überreicht) 
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Wilfried Hasselmann, Tagungspräsidium: Meine Freunde, wir danken 
dem Ministerpräsidenten Lothar Späth sehr herzlich für sein Gruß­
wort und für die gute Idee, unserem Parteivorsitzenden haden-
württembergische Wertarbeit in Form eines so meisterhaft gefer­
tigten Stiefels zu schenken. Herzlichen Dank, lieber Lothar! Wir 
wünschen Dir Glück bei der weiteren Arbeit in Deinem Land und all 
Deinen Freunden. Wenn Du uns brauchst, dann helfen wir Dir dabei. 

Jetzt rufe ich Punkt 7 der Tagesordnung auf: 

Bericht des Parteivorsitzenden 

Dr. Helmut Kohl, Vorsitzender der CDU (mit Beifall begrüßt): 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Liebe Freunde! Zunächst 
ein sehr herzliches Wort des Dankes an die Freunde aus Baden-
Württemberg und an Lothar Späth für dieses sehr sinnige Geschenk. 
Es ist in der Tat so: Mich hat - Sie haben es alle schon gemerkt -
ganz unprogrammgemäß die Grippe mächtig gepackt. Liebe Freunde, 
wir haben in unserer Geschichte schon Parteitage gehabt, auf de­
nen der Vorsitzende gesund und die Partei grippekrank war. Heute 
ist es umgekehrt, und das scheint mir das Bessere zu sein. 

(Lebhafter Beifall) 

Liebe Freunde, dieser Parteitag in Mannheim führt uns wenige Mona­
te nach der Bundestagswahl 1980 in neuer Zuversicht, im Vertrauen 
amf die eigene Kraft und in dem Willen zusammen, daß wir die Auf­
gaben für die Zukunft \uiseres Vaterlandes gemeinsam meistern kön­
nen. In einer schwierigen Zeit müssen wir -unseren Mitbürgern wie­
der Hoffnung geben. Wir, die CDU und die CSU Deutschlands, ver­
körpern für die Mehrheit der Deutschen die Hoffnimg, daß unser 
Land bald wieder mit Vernunft, mit Mut tmd mit Entschlossenheit 
regiert wird. 

(Beifall) 

Wir alle haben eine bessere Regierung als dieses letzte Aufgebot 
von SPD und FDP verdient. 

Wir trauen \ans zu, mit einer besseren Mannschaft -und mit einer 
besseren Politik einen neuen Anfang zu setzen. Seit dem Wahltag 
- das ist offenkundig - vertiefen sich die Risse innerhalb der 
SPD. Die Agonie der Regierung Schmidt wird uns nicht erspart 
bleiben. Allein die CDU und die CSU bieten gegenwärtig die Gewähr, 
daß aus der Krise der Regierung, aus der Krise der SPD keine Krise 
iinseres Staates wird. Die Wahlen haben noch einmal gezeigt - wir 
sollten dies nachdenklich zur Kenntnis nehmen -, daß. wir noch 
keine Parteienverdrossenheit haben. Wir müssen aber einen Verfall 
des Ansehens von Politikern feststellen, 

weil die Bürger in Deutschland immer häufiger erleben, daß Poli­
tiker vor der Wahl etwas gänzlich anderes sagen, als sie dann in 
der Regieiningsverantwortung tun; 

weil die Feigheit mancher Vertreter von SPD und FDP so weit geht, 
daß wichtige Entscheidungen ständig verschoben oder überhaupt 
nicht mehr getroffen werden; 

(Beifall) 

weil der Machterhalt zum obersten Eegierungsziel von Sozialdemo­
kraten xaid .Freien Demokraten und der demokratische Wechsel zwi­
schen Regierung und Opposition zur Gefahr für Staat und Gesell­
schaft erklärt werden; 
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weil unsere Bürger spüren, daß die Probleme im Zusammenhang mit 
der Energieversorgung, dem Umweltschutz, der Sicherung der Ar­
beitsplätze,- dem Wohnungsbau und dem Verlust der Leistungsbilanz 
übermächtig werden \md längst die Zukunft des Landes gefährden, 
während die Regierung ratlos bleibt. Wir alle spüren, wie gefahr­
voll sich diese Entwicklung, diese Krisensignale in der Sicher­
heitspolitik für unser Land niederschlagen. 

Der Vorsitzende der SPD, Herr Willy Brandt, hat vor einigen Tagen 
nach der Kxisensitzung seiner Paxtei das Leitmotiv der SPD und 
der von ihr getragenen Regierung für die nächsten Jahre verkün­
det. Ich wiederhole es ganz einfach wörtlich. Er sagte: "Es ist 
ein klares Sowohl-Als auch, ein klares Ja oder Nein." Ich füge 
hinzu: Es ist also ein entschiedenes Jein. Meine Freunde, das hat 
Willy Brandt durchaus ernst gemeint. 

(Beifall) 

Wie soll ein Land, wie sollen seine Bürger solcher Politik und 
solchen Politikern noch Vertrauen schenken? Wir, CDU und CSU, wir 
alle haben im vergangenen Jahr einen schwierigen Wahlkampf ge­
führt. Es ist wsLhr, imd es gehört in diesen Bericht: Wir haben 
unser Ziel nicht erreicht. SPD und FDP haben in diesen Monaten 
einen Sieg verloren. Wir haben - darauf bin ich stolz für meine 
Partei - unsere Wahlniederlage in einen gemeinsamen moralischen 
Sieg verwandelt. 

(Lebhafter Beifall) 

Was unsere Gegner erhofft und was auch manche von uns befürchtet 
hatten, ist nicht eingetreten. 

(Beifall) 

Die Solidarität zwischen CDU und CSU war nie stärker als während 
und nach dieser letzten Bundestagswahl. 

(Beifall) 

Wir haben gemeinsam gekämpft, und wir haben auch die Niederlage 
gemeinsam getragen. Das hat alle überzeugt, ja das hat zu einem 
völlig neuen Unionsgefühl geführt. 

(Beifall) 

Diese Stimmung sollten wir im Blick auf die Ziikunft pflegen. Ich 
danke Ihnen allen, den Delegierten dieses^Parteitages, den vielen 
Mitgliedern und Freimden, unseren Mitgliedern, unseren Mandats­
trägern, den vielen hunderttausend Helfern, für diesen großarti­
gen Einsatz bei der letzten Bundestagswahl. 

(Beifall) 
Ohne diesen Einsatz wären wir nicht wieder die stärkste politische 
Kraft in Deutschland geworden. 

(Beifall) 

Ich danke vor allem unseren im hauptamtlichen Dienst der Partei 
stehenden Freunden in den Kreisgesohäftsstellen, in den Bezirks­
und Landesgeschäftsstellen. Ich danke vor allem dem Generalsekretär 
Heiner Geißler und den Mitarbeitern im Konrad-Adenauer-Haus für 
ihren großartigen Einsatz. 

(Lebhafter Beifall) 
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Ich will gleich an Ihre Adresse, Herr Stoiber, hinzufügen: Die 
Art, wie dieser Wahlkampf zwischen der Parteizentrale in München 
und dem Adenauer-Haus abgestimmt und gelaufen ist, scheint uns der 
richtige Maßstab für die Zusajmnenarbeit in der Ziikunft zu sein. 

(Beifall) 

Ich möchte an dieser Stelle danken - wir werden es heute mittag 
noch in anderer Weise tun - vor allem unserem Kanzlerkandidaten 
Franz Josef Strauß für seinen großartigen Einsatz. 

(Beifall) 

Wir haben mit ihm gemeinsam diesen Wahlkampf geführt. Wir sind 
dabei in einer Weise angefeindet worden wie niemals zuvor. Er 
selbst mußte persönliche Verleumdungen ertragen wie nie zuvor ein 
Kandidat bei einer demokratischen Wahl in Deutschland. Daß wir 
dies gemeinsam durchgestanden haben und daß er in einer so groß­
artigen Weise seinen persönlichen Einsatz geleistet hat, das ver­
dient unseren Respekt, unseren Dank und \insere freundschaftliche 
Geeinniing. 

(Beifall) 

All jene, die vor dieser Wahl manche Prognose über die zukünftige 
Entwicklung der Bundesrepublik, die Franz Josef Strauß ausgespro­
chen hat, ablehnten, weil sie meinten, das sei Pessimismus und 
Schwarzmalerei, müssen sechs Monate nach der Wahl erkennen, daß 
dies, was Strauß und wir alle vor der Wahl leider prophezeien 
mußten, von der Wirklichkeit bereits heute weit übertroffen ist. 

(Beifall) 

Wir können sagen - und wir sagen es nicht ohne Stolz -: Wir, die 
CDU/CSU, sind heute viel stärker als das Wahlergebnis dies vermu­
ten läßt. Wir haben die Gemeinschaft zwischen CDU und CSU auf ein 
nfeues solides Fundament gestellt. Unsere gemeinsame Delegiertenver­
sammlung in diesem Saal vor einem Jahr war kein einmaliges Ereig­
nis. Ich will in Übereinstimmung mit Franz Josef Strauß hinzufügen: 
Wir müssen jetzt alles tun, um rechtzeitig vor der Bundestagswahl 
1984 diese Möglichkeit der Zusammenarbeit auf der Basis von CDU 
und CSU so zu institutionalisieren, daß sie eine blanke Selbstver­
ständlichkeit im Alltag unserer Parteien wird. 

(Beifall) 

Meine Freunde, wir konnten imseren Stammwähleranteil auf einem ho­
hen Niveau stabilisieren: 44,5 % der Stimmen - und dies unter 
schwierigsten Umständen, ohne den Kanzlerbonus und angesichts einer 
ungewöhnlich bösartigen Hetzkampagne gegen unseren Kandidaten. Wo 
noch auf dieser Welt, meine Freunde, gibt es eine demokratische 
Partei, die sich auf so viele Wähler so unerschüttlich verlassen 
kann, wie wir dies t\in können. Dieses Vertrauen gibt uns Kraft. Es 
nimmt uns aber auch in die Pflicht. Wir werden dieses Vertrauen 
nicht enttäuschen, weder in der Verantwortlichkeit als Opposition 
noch in der Verantwortung der Regierung. 

Die Sozialdemokraten in Deutschland haben ihre Zukunft hinter sich. 

(Beifall) 

Die CDU/CSU ist die einzige wirklich mehrheitsfähige politische 
Kraft. 

Meine Freunde, wir haben vor der Wahl den Bürgern die Wahrheit ge­
sagt - auch dort, wo sie unbequem wsur und mancher uns den Rat gab, 
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das Unbequeme zu verschweigen. Wir werden auch nach der Wahl nicht 
anders reden als zuvor. Das wird so bleiben; denn Vertrauen ver­
dient nur der, der zu seinem Wort steht. Und deswegen gilt das 
Wahlprogramm der CDU/CSU natürlich auch als Programm für die Arbeit 
nach der Wahl. 

(Beifall) 

Je mehr die Sozialdemokraten SPD-Politik machen, desto schlimmer 
werden die Probleme. Je mehr die Bundesregierung versucht, das Not­
wendige zu tun, desto mehr muß sie auf die Themen und auf die Poli­
tik der Union einschwenken. Wie sagte Erhard Eppler? "Es gibt kein 
einziges großes Thema, das die Partei integrieren und von der CDU 
absetzen könnte." 

Meine Freunde, unsere Ausgangslage ist günstig. Unsere Partei, 
unsere Bundestagsfraktion sind gut in Form. Die Regierung verfällt. 

Winston Churchill hat einmal auf die Frage, wann er zurücktrete, 
geantwortet: Nicht bevor es ihm schlechter und dem Land besser 
gehe. Ich finde: eine ehrenwerte Devise. Bei den Sozialdemokraten 
ist es genau umgekehrt. Sie warten, bis es ihnen selbst wieder ein­
mal besser geht, auch wenn es dem Lande dabei immer schlechter 
geht. Und genau das unterscheidet den Macher vom Staatsmann. 

(Beifall) 

Die Senatskr-ise in Berlin ist geradezu ein Lehrbeispiel dafür, wie 
sich sozialdemokratiäche Genossen ein Gemeinwesen buchstäblich zur 
Beute nehmen, wie sich eine sozialistische Bürokratie als Filz über 
eine Stadt ausbreitet und jede Kontrolls, jede Initiative und jede 
Spontaneität zu ersticken droht. West-Berlin gilt weit über die 
westliche Welt hinaus als Symbol der Freiheit, weil die Bürger die­
ser Stadt seit über 30 Jahren allen Bedrohungen durch Unrecht und 
Unfreiheit standgehalten haben. Deshalb werden wir, die CDU Deutsch­
lands, nicht zulassen, daß diese Stadt, Deutschlands alte Haupt­
stadt, heute um ihre Zukunft gebracht wird, nur weil Sozialdemokra­
ten und Freie Demokraten ihr Eigentinteresse über das allgemeine' 
Wohl stellen. 

(Lebhafter Beifall) 

Jahrelang haben sie die Probleme der Stadt schleifen lassen. Wir 
erleben die Folgen in Form von Hausbesetzungen, Straßenterror, 
blanker Anarchie. Was nützt den Berlinern ein Zug-Vogel aus Bonn, 
wenn sich in den paar Wochen der Amtszeit die Zahl der Hausbe­
setzungen bereits vervierfacht hat? 

(Beifall) 
Wir fordern unsere Berliner Mitbürger auf, mit Richard von Weiz­
säcker und der CDU einen neuen Anfang zu wagen, 

(Langanhaltender lebhafter Beifall - Bravo-Rufe) 

Einen neuen Anfang zu wagen, damit Berlin ein Symbol der Freiheit 
bleibt; damit Berlin den sozialistischen Bürokraftenmief loswird 
und neuen Lebensmut und neue Zukunft als Weltstadt gewinnt; damit 
Berlin wieder Beispiel wird für eine demokratische lebendige 
Stadt, frei von Gewalt und Terror, eine lebenswerte \ind liebens­
werte Stadt für ihre Bürger. 

(Beifall) 
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In dieser Lage können wir uns in der Bundesrepublik Deutschland 
nicht in einer heguemen Opposition einrichten. Jeder weiß, daB 
die Lage sehr schnell da sein kann, daß wir als Alternative, als 
Regierung von morgen gefordert sind. Wir.erhalten angesichts 
dieser Lage zur Zeit viele Ratschläge zu unserer politischen 
Strategie. Sie reichen von den verschiedensten Koalitionsspeku­
lationen "bis hin zur Aufforderung zu einer Politik der bedin­
gungslosen Konfrontation oder einer Politik des Leisetretens. 

Lassen wir uns durch all das nicht beirren. Strategische Sand­
kastenspiele und politisches Übertaktieren ' führen nicht zum Er­
folg. Manche wollen uns damit nur auf eine falsche Jährte füh­
ren und von den Schwierigkeiten der anderen ablenken. Lassen Sie 
mich ganz unmißverständlich feststellen: 
Erstens. Wir haben uns ohne Wenn und Aber auf die vier Ja^re Ar­
beit in der Opposition eingestellt, jene Rolle, die uns die Wäh­
ler im Oktober zugewiesen haben. 

Zweitens. Das verpflichtet uns zu einer harten, zu einer ent­
schiedenen, , aber selbstverständlich auch zu einer sachlichen 
Kritik, zur Kontrolle der Regieriong, zur Klarheit in der Alter­
native und zu der für uns selbstverständlichen Bereitschaft zur 
Zusammenarbeit in Fragen des nationalen Interesses. 
Jedermann soll vfissen: Wir drängeln nicht an irgendeiner Hinter­
tür der Macht. Die CDU/CSU weiß sich aber stets in der Verantwor­
tung für das Wohl unseres Vaterlandes. Macht ist für uns kein 
Selbstzweck, sondern Aufgabe, unserem Lande' zu dienen. 

(Beifall) 

Das, meine Freunde, ist die einzig mögliche erfolgversprechende 
Strategie, um eine Regierung abzulösen, die' nicht mehr handlungs­
fähig ist. 

Wir haben uns in Partei und Fraktion nach der Wahl sofort an die 
Arbeit gemacht. Wir haben die Struktur und die Arbeitsweise der 
Fraktion gestrafft. Wir haben ein breites und überzeugendes Per­
sonalangebot an die Spitze der Fraktion gestellt und, wie ich 
finde, die Opposition schlagkräftiger gemacht. Ich habe bei die­
sem recht schwierigen Bemühen in der Fraktion und außerhalb viel 
Verständnis und Unterstützung gefunden, und dafür will ich mich 
bedanken. Die ersten Debatten im neuen Bundestag zur Regierungs­
erklärung, zum Haushalt \jnd zum Jahreswirtschaftsbericht haben 
bewiesen, daß wir die starke imd verantwortungsbewußte Opposition 
sind, die notwendig ist. Herzlichen Dank an alle, die mitgeholfen 
haben. Und auch hier will ich mich besonders bei den Kollegen 
von der Landesgruppe der CSU und ihrem Vorsitzenden Fritz Zimmer­
mann für die ausgezeichnete'Unterstützung und Hilfe bedanken. 

(Beifall) 

Meine Freunde, gelegentlich hören wir jetzt eine eigenartig be­
schwichtigende ü'ormel: Welch ein Glück - so sagT man uns - , 
daß ihr jetzt nicht regieren müßt, daß ihr jetzt nicht in der 
mißlichen Lagen seid, diesen Karren aus dem Dreck ziehen zu 
müssen. Ich muß ganz einfach sagen: Etwas Dümmeres, Unpoliti­
scheres habe ich selten gehört. 

(Beifall) 
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Die CDU war und ist keine Partei nur für Schönwetterperioden 
der deutschen Geschichte. 
Ich frage Sie: Haben die Gründungsväter der CDU 19^5. hat 
Ludwig Krbard 1 9 ^ bei der WährunRsreform, als er die_Soziale 
Marktwirtschaft-erzwang', hat Konrad Adenauer•19^9> als er-als 
erster Kanzler der Bundesrepublik Deutschland vereidigt wurde, 
haben sie damals danach gefragt, was bequem, was gefällig ist? 
Stärker als die Probleme war immer vuad zu jeder Zeit unser 
Wille, sie zu meistern. Und das muß so bleiben. 

(Beifall) 

Wir haben angepackt und unseren Beitrag dazu geleistet, daß der 
Karren aus dem Dreck gezogen wurde. Eben das, meine Freunde^ ist 
auch jetzt und heute unsere Pflicht und Schuldigkeit. 

Wir sind eine Partei, die im Widerstand gegen Hitler geboren 
wurde und die an Widerständen gewachsen ist. Wir fragen nicht: 
Was ist für uns bequem?' , sondern wir fragen: Was ist notwendig 
für unser Vaterland"? 

(Beifall) 

Solange Milch und Honig fließen, können selbst Sozialdemokraten 
regieren - jedenfalls solange der Vorrat reicht. 

(Heiterkeit und Beifall) 

Wir haben gezeigt -,und wir werden es erneut beweisen -: Poli­
tik ist für uns die Kunst, auch schwierige Situationen kon­
struktiv zu bewältigen. 

Vor sechs Jahren, 1975, sind wir von hier aus zu einem erfolg­
reichen Wahlkampf aufgebrochen. Wir haben damals mit der Mann­
heimer Erklärung einen wichtigen Schritt zur programmatischen 
Erneuerung der Union getan. Die Neue Soziale Frage ist Kenn­
zeichen'-, einer sozialpolitischen Konzeption geworden, die mehr 
Gerechtigkeit auch dann verwirklicht, wenn es weniger zu ver­
teilen gibt. 
In Mannheim, und drei Jahre später in Ludwigshafen mit lonserem 
Grundsatzprogramm haben wir uns als moderne Volkspartei ausge­
wiesen. 

Meine Freunde, wir sind weder eine linke noch eine rechte Par­
tei? wir laufen keinen Tagesmoden nach. Wir sind und bleiben 
die Volkspartei der Mitte, ;offen und sensibel für das, was 
unsere Mitbürger belastet und bewegt, eine ?artei mit der 
Kraft zur Integration. Aber Integration heißt für uns nicht, 
daß wir zugleich für und gegen Kernkraft sind, für und gegen 
die NATO. Das ist nicht Integration, sondern Verfall, Verfall 
einer Partei, der die Gemeinsamkeit im Grundsätzlichen fehlt. 

(Beifall) 
Für uns bedeutet Integration, aus der Kraft gemeinsamer Grund­
sätze die großen Fragen der Innen- und Außenpolitik offen und fair 
miteinander zu diskutieren, verbindlich zu entscheiden \ind diese 
Entscheidungen solidarisch' zu tragen.. 

Nur so ist eine Partei, ist Politik zu jener wichtigen Leistung 
im Stande, die Herr Schmidt wegleugnet, weil er sie nicht geben 
kann: nämlich politische und geistige Führiing. 
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Geistige Führung, das heißt für uns, Maßstäbe und Kriterien des 
eigenen Handelns zustiTniniingsfähig zu machen. Geistige Führung, 
das heißt heute vor allem, sich um neuen Kut und Gemeinsinn zu be­
mühen, um die Opfer und Anstrengungen der kommenden Jahre tragen 
zu können. 

Wir stehen heute vor Aufgaben, zu deren Lösiing die Erfahrungen der 
Vergangenheit nicht mehr ausreichen. Die Bürger wissen längst, 
daß in dem vor uns liegenden Jahrzehnt Entscheidendes anders sein 
wird als bisher. 

Die Bewährungsprobe der Bundesrepublik als freiheitliche Demokratie 
hat bereits begonnen. Es ist gut, sich der Lehren von Weimar zu 
erinnern. Die Weimarer Republik, meine Freunde, von Krisen ge­
schüttelt , verlor in der Weltwirtschaftskrise endgültig das Ver­
trauen ihrer Bürger. Die Parteien des republikanischen Verfassungs-
bogens verweigerten Zusammenarbeit und Führung. Die Republik wurde 
eine Beute ihrer Feinde. 

Die Auflösung des Weimarer Staates wird sich so, wie sie geschah, 
nicht wiederholen. Aber sie mahnt uns, die Demokraten, an die 
innere Gefährdung freiheitlicher Demokratie. 

In guten Zeiten ist es leicht, Führung zu leisten. Wenn aber die 
Zeiten schwerer werden und die Entscheidungen schmerzhaft in Be­
sitzstände einschneiden und Wachstum nicht mehr zu verteilen ist, 
dann erst bewährt sich die Integrationskraft von Parteien und Par­
lamenten; dann muß Politik sagen, was ist, und begründen, was sein 
soll: dann muß Politik weniger danach fragen, was wünschbar, als 
danach, was notwendig ist. 

(Beifall). 

Meine Freunde, es gibt kein Bürgerrecht au:̂  wachsenden Wohlstand. 
Es gibt aber einen Anspruch des Bürgers auf eine Politik des 
Realismus, auf ungeschminkte Darlegung der Sachlage - gleich, ob 
vor oder nach der Wahl. Und es gibt einen Anspruch des Bürgers 
auf Begründung der getroffenen Entscheidungen. Aber das setzt doch 
voraus, daß überhaupt noch Entscheidungen getroffen werden. 

Eine Politik, die alles zugleich will und nicht will: Kernenergie 
und keine Kernenergie, Nachrüstung und keine Nachrüstung, Sparen 
und den Haushalt aufblähen, den Pelz waschen und nicht naß machen 
- solche Politik v̂ erliert alle Glaubwürdigkeit, ja sie ruiniert 
das Gemeinwesen und seine Institutionen. 

(Beifall) 

Politik beruht im demokratischen Gemeinwesen auf Vertrauen. Ver- . 
trauen schafft Zustimmung. Wer aus Angst vor der eigenen Gefolg­
schaft die Lebensfragen der Nation nicht mehr zu formulieren wagt, 
der ist xjnfähig, Vertrauen zu erwerben und in schweren Zeiten Ver­
zichte zu begründen und zu fordern. 

Nicht unser Land ist unregierbar, nicht die Politik läuft aus dem 
Ruder: die Regierung dieses Landes wird ihrem Verfassimgsauftrag 
als Träger der Zukunftsentscheidungen nicht mehr gerecht. Das ist 
der Sachverhalt, von dem wir ausgehen müssen. 

(lebhafter Beifall) 

Der Machtzerfall dieser Koalition ist nicht zunächst ein partei­
politisches Problem. In einer Zeit weltweiter und innerer Krisen 
geht es vm die Fragen der Zukunft des Staates, der inneren Frei-
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heit und unserer Stellung in der Welt. Es geht um die Frage nach 
dem menschlichen Antlitz des Gemeinwesens, das wir unseren Kindern 
hinterlassen. 

Wenn angesichts geringer werdender Verteilungsmasse eine Ellen­
bogengesellschaft entsteht, ein radikaler Gruppenegoismus regiert, 
Kampf aller gegen alle und vor allem der Starken gegen die 
Schwachen herrscht, dann wird vinser demokratisches Gemeinwesen 
zum Beuteobjekt. Es wird letztlich sinnentleert, es büßt jene 
geistige Prägekraft ein, die doch gerade in schwierigen Zeiten Ge­
meinsamkeit stiften muß. 

Die Bundesrepublik, meine Freunde, wird jetzt lonter Niveau regiert. 
Was als Aufbruch zum neuen Jerusalem begann, endet im blanken Zy­
nismus verbissener Machterhaltung. 

(Beifall) 

Es sind vor allem drei Bereiche, in denen wir vor drängenden Auf­
gaben stehen: Es sind 

- Frieden, Gleichgewicht \ind Sicherheit 
- Wirtschaftsentwicklung -und EnergieSicherung 
- Gestaltung der Zukunft imserer Gesellschaft nach 
menschlichem Ma£. 

Angesichts der dramatischen Veränderungen in der internationalen 
Politik ist es wichtig, die besondere Interessenlage unseres ge­
teilten Landes in ihren Grundelementen wieder ins öffentliche Be­
wußtsein zu heben. Jede Deutschlandpolitik, meine Freunde, bleibt, 
wie seit 55 Jahren, eingebunden in den fortdauernden, durch die 
sowjetische Besetzung Afghanistans wieder verschärften Ost-West-
Konflikt. 

Jede Änderung im Gleichgewicht zwischen Ost und West hat Änderungen 
auch im Verhältnis beider deutschen Staaten zur Folge. Zugleich 
kann das Verhältnis der Bundesrepublik Deutschland zur DDE auch 
die globalen Ost-West-Beziehungen beeinflussen. Wir Deutschen 
tragen hierfür eine besondere Verantwortimg. 

Meine Freunde, der andere Teil Deutschlands ist uns durch Geo­
graphie und Geschichte, durch Familienbande und Freundschaften 
nahe ; als Staat, als Parteidiktatur, als Teil des sowjetischen 
Imperiums ist er uns fern. Die Menschen in Leipzig, Dresden und 
Weimar gehören zu Deutschland genauso wie wir hier in Mannheim, 
in Frankfurt, in Hamburg zu Deutschalnd gehören; für uns gibt es 
nur e i n e deutsche Nation. 

(lebhafter Beifall) 

Wir müssen und wir wollen der Gefahr des Auseinanderlebens ent­
gegenwirken mit klarem Friedenswillen, mit zäher Verhemdlungsbe-
reitschaft in großen wie in kleinen Dingen und vor allem auch mit 
der Pflege der menschlichen Bindungen. 

Unsere Politik braucht die Festigkeit dessen, der eine gerechte 
Sache vertritt: das Recht der Menschen auf Selbstbestimmung, das 
Becht einer geteilten Nation auf den Willen zur Freiheit und Ein­
heit und das Recht, meine Freunde, unter einer Grenze zu leiden, 
die zum Fluch des zweiten Weltkrieges gehört und die auch den 
europäischen Frieden mit einer beunruhigenden Hypothek belastet. 
Es ist eine tödliche Grenze, wo Schüsse fallen, Todesfallen lauem 
und Hionde auf Menschen Jagd machen. Dies alles ist Wirklichkeit 
unserer Tage, und wir können \ind wir wollen uns damit nicht ab-
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finden. 
(lebhafter Beifall) 

Deutsche Politik hat auch in den 80er Jahren die Pflicht, diese 
Verhältnisse erträglicher zu gestalten, Jeden Schritt - auch den 
kleinen - zu versuchen und das Menschenmögliche für die Deutschen 
im anderen Teil unseres Vaterlandes zu tun. Das aher setzt Klar­
heit der Geschäftsgrundlagen voraus. Die DDE-Regier\ing kann nicht 
•beides zugleich tun: die Bimdesrepuhlik Deutschland als ihren Erz­
feind hekämpfen und zugleich die Hand für die Gahen weit aufhalten. 

(Beifall) 

Auch von der DDR-Führung ist Realismus zu verlangen. Bereitschaft 
zu geregeltem Nebeneinander, Einhaltung bzw. Wiederherstellung der 
Geschäftsgrundlagen, z.B. die Zurücknahme der gegenwärtigen Rege-
liing des Zwangsumtauschs. 

(Beifall) 

Mit dem deutschen Zustand der Einheit in der Teilung wird Europa 
noch lange zu leben haben. Und machen wir uns nichts vor: Die 
Deutschen sind die einzigen geblieben, die unter diesem Zustand 
leiden. Unsere Aufgabe ist es jetzt, die richtige Mitte zwischen 
unserem Wunsch, die Kation als geistige Wirklichkeit zu erhalten, 
und der Notwendigkeit, uns im größeren europäischen Haus einzu­
richten, zu finden. 

Unverändert liegt die deutsche Präge wie seit Jahrhiinderten dort, 
wo sich die Kraftlinien der Weltpolitik gefährlich schneiden. Was 
wir tun müssen, ist auf drei Ebenen zu beschreiben. 

Zuerst gilt es, sich wieder der Geschichte zu erinnern, denn die 
Erklärung dieser Teilung liegt zuerst und am stärksten in der deut­
schen und europäischen Geschichte. Diese Geschichte aber gilt es 
nicht allein als Ursache, sondern auch als xins einigendes Band zu 
begreifen. Wer es für das Beste hält, die Geschichte zu vergessen 
und aus den Schulen zu verbannen, der soll nicht von der Nation 
und auch nicht von ihrer Zukunft sprechen. 

(Beifall) 

Es liegen in der Geschichte nicht nur Erklärungen für den Zustand 
der Gegenwart, es finden sich in der Geschichte Mitteleuropas seif 
dem Beginn des europäischen MächteSystems auch Möglichkeiten und 
Dehkmodelle, die für die Zukunft auch Mut, machen, wenn wir Geduld 
und Zähigkeit besitzen. Meine Freunde, die deutsche Frage kann 
einer Lösung nur in langen Zeiträumen näherrücken, und sie wird es 
nur dann tun, wenn die Europäer in Ost und West dies nicht als Aus­
druck eines deutschen Nationalegoismus, sondern als wahrhaftige 
Bedingung eines dauerhaften Friedens begreifen. 

(Beifall) 

Die zweite Ebene, auf der die deutsche Frage zu sehen ist, bleibt 
das Ost-West-Verhältnis. Wer hier - wie Herr Schmidt - auf leichten 
innenpolitischen Gewinn spekuliert, kann viel verlieren. 

Zur Zeit beobachten wir das Eingen der polnischen Arbeiter -um ein 
Stück Menschenwürde, um ein Stück nationale Selbstbestimmung, um 
ein Stück jenes gesamteuropäischen Erbes von Christentum und Auf­
klärung, an dem Polen so großen Anteil hat. 

Wir, die CDU Deutschlands, und mit uns Millionen unserer Landsleu-
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te beobachten die Entwicklungen in Polen mit Wärme und herzlicner 
Sympathie, 

(Beifall) 

denn das Schicksal von Polen und das der Deutschen waren in den 
vergangenen 200 Jahren auf schmerzliche Weise ineinander verfloch­
ten, und die Polen wsiren es lange Zeit, die zwischen Hammer und 
Amboß gerieten. 

Was heute in Polen geschieht, wäre nicht ohne die beruhigende Erfah­
rung unserer östlichen Nachbarn möglich, daß sich die Bundesrepu­
blik Deutschland in mehr als 30 Jahren als verläßlicher Friedens­
faktor erwies, als Teil eines größeren Europa, das sich ohne Ein­
mischung in fremde Angelegenheiten dennoch in Solidarität mit Leben 
\and Leiden jener Menschen jenseits des Eisernen Vorhangs weiß. 

(Beifall) 

Unsere Politik gegenüber dem Osten steht nun einmal in dem Dilemma, 
daß Koexistenz für Parteidiktaturen immer nur Atempause bedeutet, 
nicht dauerhafte Preisgabe von deren imperialer Kachtausdehnung. 
Ein friedliches Miteinander muß der Sowjetunion gegen sich selbst 
abgerungen werden \ind wird von ihr stets nur im Einzelfall und auf 
Wiederruf gewährt. 

Es gibt deshalb keine Alternative zum Gleichgewicht. Wohl aber gibt 
es Gefährdungen dieses Gleichgewichts. Sie entstehen im Westen dort, 
wo aus der Abwesenheit von Krieg auf die Entbehrlichkeit des Gleich­
gewichts kurzgeschlossen wird. Sie entstehen überall dort, wo ört­
liche Konflikte als Stellvertreterkriege geführt werden. 

Die Gefährdungen sind aber auch im strategischen Bereich wirksamer 
geworden. Die konventionelle Uberrüstung der Sowjetunion und die 
massive Aufrüstung im atomaren Mittelstreckenbereich ist durch 
keinerlei reale Bedrohung seitens des Westens gerechtfertigt. 

(Beifall) 

Für uns ist deshalb der Vorschlag Breschnews, jetzt ein Moratoritim 
für die Mittelstreckenraketen zu verhängen, nicht akzeptabel, wenn 
er nur dazu dient, die sowjetische Uherlegenheit zu zementieren. 

(Beifall) 

Im atomaren strategischen Bereich hat die Sowjetunion auf entschei­
denden Gebieten die Parität mit den USA erreicht. Jede weitere Re­
vision dieses neuen Gleichgewichts, wie die Sowjetxmion sie atomar 
betreibt, .würde eine Prämie auf den ersten Schlag setzen. So düster 
es klingt: Es war und ist allein die Zweiteilving der Apokalypse, 
die deren Ausbruch bisher verhindert hat. 

(Beifall) 

Das Gleichgewicht ist labil und gefährdet. Zudem - und das gilt 
nicht zuletzt für unser Volk - hat in den letzten 12 Jahren die 
Friedenssehnsucht der Völker die Grenze zwischen dem Gleichgewicht 
als der Grixndstruktur des bewaffneten Friedens und der Entspannung 
als dem Versuch, die damit verbundenen Gefahren unter Kontrolle zu 
halten, unscharf werden lassen. 

Entspannung in einer Konfliktkontrolle bleibt unverändert notwen­
dig, und es ist gefährlich, das labile Gefüge des strategischen 
Gleichgewichts durch starke Gesten und durch Einsatz von Prestige 
zu belasten. Aber Entspannung als Verzicht auf Gleichgewicht als 
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Politik wohlmeinender Vorleistuagen, als innenpolitische GlücEsver-
heißung ist lebensgefährlich. 

(Beifall) 

Lassen Sie mich an dieser Stelle ein offenes Wort zu den Anfängen 
einer Kampagne sagen, die bereits in Teile der Kirchen hineinreicht 
und die einen "Frieden ohne Waffen" propagiert. 

Wer von uns, meine Freunde, ist nicht betroffen von der Anhäufung 
und Ausweitung des Rüstungspotentials? Wer von uns ist nicht be­
troffen von über 500 Milliarden Dollar Eüstungsausgaben jährlich, 
wenn gleichzeitig Millionen Menschen, darunter viele Millionen 
Kinder, am Hungertod sterben müssen? 

Dennoch: Es gibt keinen Frieden ohne Waffen. Das ist ein schöner 
Traum, doch leider eine tödliche Illusion. 

(Beifall) 

Vor 30 Jahren, zu Beginn unserer Bundesrepublik Deutschland, gab 
es eine ähnliche Diskussion. Damals sagte Kurt Schumacher einen 
Satz, den heute zu wiederholen sich lohnt. Er sagte: 

Wir haben nicht die Aufgabe, einfach die Formel des absoluten 
Pazifismus nach dem Ersten Weltkrieg als eine Lösungsform zu be­
trachten, mit der wir das Schicksal ... unseres Volkes bewältigen 
können. Damit ist gar nichts bewältigt. Damit ist eine Vereins­
diskussion zu betreiben, aber nicht einmal eine seriöse Aussprache 
in einer politischen Partei. 

Er sagt dann wörtlich: 

Es gibt einen Zweckpazifismus im Dienste der Kriegsvorbereitung. 

So Kurt Schumacher vor 30 Jahren. 

(Beifall) 

Wer sich in diesen Tagen den sogenannten Krefelder Appell vom 
November 1980 gegen den Wachrüstungsbeschliiß der NATO ansieht, 
der weiß, daß sich dort erneut Kommunisten jeglicher Art und 
Sozialdemokraten zusammengefunden haben. 

Ein kluger Beobachter schrieb in diesen Tagen: 

Wer die Verantwortung für das Eüstungsgleichgewicht nicht mittra­
gen will und die westlichen Verhandlungspositionen schwächt, a\af 
dem lastet dann eben Verantwortung für die Folgen des Ungleichge­
wichts - einschließlich der erhöhten GefaOir für den Weltfrieden. 

Realpolitik in der gegenwärtigen Lage des Mächtesystems heißt, 
das Gleichgewicht bewahren, ohne sich selbst preiszugeben. 

Drittens hat die Deutsche Frage eine europäische, vor allem eine 
westeuropäische Dimension. Westeuropa, das lehrt jeder historische 
Vergleich, konnte in den letzten Jahren nur deshalb zu einer 
engeren Verbindlang finden, weil die europäischen Großmachtegoismen 
durch die großen Kriege dieses Jahrhunderts ausbrannten und weil 
ihre Gewichte einigermaßen gleich geworden sind. 

Wir, die CDU Deutschlands, wollen die europäische Einigung nicht 
nur festhalten. Wir wollen voran auf den Weg zum europäischen 
B\inde s Staat. 

(Beifall) 
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Es war unsere Partei, die Europäische Volkspartei, die im Europä­
ischen Parlament unmittelbar nach der Direktwahl den Antrag ein­
brachte, eine europäische Verfassung auszuarbeiten. Das, meine 
Freunde, bleibt unser Ziel: die politische Einigung Europas. 

(Beifall) 

Das Ziel ist nur erreichbar, wenn Sie alle in Ihren Kreisverbänden 
an diesem Ziel mitarbeiten, 

(Beifall) 

wenn Sie mithelfen, daß unsere Kollegen, die wir mit unserer Stimme 
ins erste direkt gewählte Europäische Parlament entsandt haben, in 
ihrer Arbeit wirksam werden, wenn das nicht ein Geschäft für Fach­
idioten, sondern der politische Wille unseres Volkes ist. 

(Lebhafter Beifall) 

Und auch das will ich voll Dankbarkeit auch für die großartige 
Leistung von Egon Klepsch sagen: Diese Fraktion im Europäischen 
Parlament hat in diesen wenigen JaJiren großartige Arbeit geleistet. 
Es waren nicht zuletzt die Deutschen, die sie geleistet haben. 

(Beifall) 

Wir Deutschen wollen dafür nicht unsere nationale Identität auf­
geben. Nichts würde die europäische Idee mehr belasten, als wenn 
nun ausgerechnet die Deutschen die übernationalen Super-Europäer 
würden, während andere sich in ihren Vaterländern verschanzen. 

Aber die Bundesrepublik Deutschland muß gemeinsam mit ihren Part­
nern alles daransetzen, Europa moralisch, politisch und wirt­
schaftlich zu stärken. 

Wir müssen sein: Partner der Vereinigten Staaten, ein Friedens­
faktor gegenüber der Sowjetunion, berechenbar auch als Gegenge­
wicht, und dazu ein starker Helfer der Notleidenden und der auf­
strebenden Nationen in der Dritten Welt. 

Kein Nationalstaat alter Art kann heute noch die Kraft aufbringen, 
um diese Aufgaben zu bewältigen. 

Gegenüber den Vereinigten Staaten und der neuen Administration 
des Präsidenten Reagan werden die Europäer nur soweit ein ernst-
zunehmender Partner sein können, wie sie mit einer Stimme sprechen. 
Wir müssen als Deutsche alles tun, damit hier eine deutsche Son­
derrolle vermieden wird. 

(Beifall) 

Was die USA brauchen und was sie von uns zu Recht erwarten, das 
ist weltpolitische Arbeitsteilung, das ist Verständnis für die 
im Aufbnich befindliche Führungsnation des Westens, das ist 
aktive Entlastung in Mitteleuropa, und das ist vor allem, auch 
das will ich aussprechen, ein selbstverständlicher Geist freund­
schaftlicher Zusammenarbeit. Wer in diesen schwierigen Zeiten den 
bösen Geist des Antiamerikanismus in Europa und Deutschland be­
treibt, verschleudert die Zukunft in Freiheit unseres Landes. 

(Anhaltender Beifall) 

Das Verhältnis im Bündnis kann nicht auf Unterwerfung beruhen. 
Aber es kann sich auch nicht auf murrendes Mitlaufen im Troß be­
schränken. Das Bündnis ist so stark und so schwach, wie es auf 
sich wechselseitig bestärkenden Interessen und auf einer gemein­
samen Ideenwelt und politischen Kultur beruht. 
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Kein Staat in Europa hat ein so vitales Interesse an der Entente 
Cordiale der Westeuropäer und der Nordamerikaner wie wir. 

Unter diesem Vorbehalt steht unser Bewegungsraum in der nationalen 
Frage. Alles andere führt in die Illusion eines "dritten Wegs". 

Die Bundesrepublik Deutschland, unser Staat, ist heute nicht mehr 
das schwindsüchtige Kind der Nachkriegszeit. Sie trägt in wirt­
schaftspolitischen Fragen weltpolitische Verantwortung. Sie ist ein 
Stahilitätsfaktor in Europa. Sie ist ein Element des Gleichgewichts. 
Letztlich aber bewirken Geographie und Strategie, daß unsere Sicher­
heit nur so weit reicht, wie die Pax Americana dauerhaft ist. 

In diesen Tagen haben die Direktoren der bekanntesten Forschungs­
institute für auswärtige Politik eine bemerkenswerte Analyse der 
internationalen Sicherheitslage veröffentlicht. Ich will in der 
Kürze der Zeit nur einen Gedanken aufgreifen. 

Die Autoren weisen darauf hin, daß die Sicherheit des Westens und 
damit auch der Bundesrepublik nicht mehr - wie in den letzten 50 
Jahren - in Europa, sondern heute auch im Nahen Osten entschieden 
wird. Deshalb müssen die Europäer im Rahmen einer transatlanti­
schen Lastenteilung gemeinsam mit den Amerikanern Vorkehrungen , 
treffen. Europa, so sagen sie, müsse einen echten Beitrag zui- west­
lichen Sicherheit im Nahen Osten leisten, politisch, wirtschaftlich 
und militärisch in der Form, daß beispielsweise wir Deutsche dafür 
sorgen, daB amerikanische Eessourcen für den Mittleren Osten frei­
gesetzt werden. Frankreich und Großbritannien könnten darüber hin­
ausgehen. 
Nur so könnten v;ir die Voraussetzungen dafür schaffen, einen mög­
lichen militärischen Konflikt zwischen Ost und West auf den Nahen 
und Hittieren Osten zu begrenzen und ein automatisches Übergreifen 
dieses Konfliktes auf Europa zu verhüten. Meine Freunde, ich halte 
dies in der Tat für ein unabdingbares Erfordernis deutsr'.her wie eu­
ropäischer und transatlantischer Friedens- und Sicherheitspolitik 
in diesem Jahrzehnt. 
Fassen wir zusammen: Alle Deutschlandpolitik ist eingebunden in 
die Ost-West-Konflikte. Die großen Schritte sind denkbar, aber 
vorerst nicht möglich. Zäiies Verhandeln, kleine Schritte, mensch­
liche Erleichterungen, das ist alles, was zur Zeit erreichbar er­
scheint. Es ist aber nicht alles, was wir gegenwärtig tun können 
luad, weil wir es können, auch tun müssen. 
Wir müssen das Bewußtsein unserer schwierigen Geschichte wachhalten, 
um Gegenwart und Zukunft geistig nicht zu verfehlen. 

(Beifall) 
Wir müssen das Gleichgewicht in Europa und in der Welt sichern, 
mit Eealismus an der Konfliktkontrolle arbeiten und dabei jene 
altrussische Mischung aus Angst und Arroganz der Macht berücksich­
tigen, der auch die Führer der Sowjetunion unterworfen sind. Und 
wir müssen die Bundesrepublik Deutschland als Teil der Pax Ameri­
cana erhalten und ihre moralischen und politischen Grundlagen aus-
liauen. 

(Beifall) 
Wir, die Union, haben in dieser Zeit die große Chance, daß sich 
•unsere Politik für Frieden und Freiheit im Einklang mit den großen 
politischen Strömungen der internationalen Politik bewegt, mit 
allen, die ihre Politik wieder auf klaren Wertentscheidungeh grün­
den und zugleich nüchtern und realistisch handeln. Wir setzen dabei 
ebenso auf die weltweite geistige Offensive des Papstes aus Polen 
wie auf die Entschlossenheit der neuen amerikanischen Ragierüng, 
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der sowjetischen Iler&usfoT'deriaiig entgegenzutreten. 
(Lebhafter Beifall) 

Angesichts der nationalen und internationalen Herausforderungen 
ist unser Land wirtschaftlich- und finanziell nicht genügend vor­
bereitet. Vor allem das Energieproblem überschattet das Schicksal 
des Landes. 
Was sich die Regierimg in der Frage der friedlichen Nutzung der 
Kernenergie an Widersprüchlichkeiten und Unterlassungen leistet, 
ist chaotisch und für die Zukunft des Landes eine Belastung. 

(Beifall) 
Ich werfe Herrn Schmidt und seiner Regierung vor, daß sie ange­
sichts der energiewirtschaftlichen Sorgen die Weichen in der Wirt­
schaftspolitik nicht mehr auf Fortschritt, sondern - wie Herr Klose 
und seine Freunde in SPD und FDP - auf Rückschritt stellen. 
Selbst Herr Schmidt bestreitet heute nicht mehr, daß wir auf Kern­
energie nicht verzichten können, wenn Wettbewerbsfähigkeit und 
Wohlstand aufrechterhalten bleiben sollen. 
Aber was sich die SPD am Beispiel Brokdorf geleistet hat, das ist 
nicht nur eine offene Konfrontation gegen Helmut Schmidt, sondern 
ebenso ein Symbol für eine reaktionäre, rückschrittliche Politik, 
die durch ihre Zukunftsblindheit ein Vakuum geschaffen hat, so 
daß sich jetzt unter dem Mantel technolgiefeindlicher Chaoten 
Feinde unseres Demokratieverständnisses breitmachen können. 

(Beifall) 
In all unseren vergleichbaren Nachbarländern ist die Lage günstiger, 
weil diese Länder rechtzeitig und mutig auf die Herausforderung 
reagiert haben. Ich nenne als Beispiel nur die französische Repu­
blik xaiä. den anderen Teil Deutschlands, die DDR. 
Eine Industrienation wie die Bundesrepublik Deutsrüilaad braucht 
mutige Entscheidungen. Das gilt nicht nur für die Versäumnisse 
im Bereich der Energie, sondern ebenso im Bereich der Haushalts­
und der Finanzpolitik. Die SPD hat vor sechs Monaten im Wahlkampf 
versprochen:"Sicher in die 80er Jahre". Aber niemnls zuvor haben 
wir mit so viel Unsicherheit ein Jahrzehnt begonnen. 
Die lebensgefährliche Entscheidungsschwäche des Kanzlers hat zum 
Niedergang der D-Mark beigetragen. Meine Freunde, wer Kredite 
will, muß seine eigene Bilanz vorlegen. Und unsere Bilanz - das 
wird im Ausland aufmerksam registriert - sieht so aus: 
Der Schuldenberg blockiert unsere Zükunftsinvestitionen. Die Wirt­
schaft fährt in die Rezession. Fie Währungsreserven schmelzen da­
hin. Das internationale Vertrauen in die D-Mark schwindet. Die 
Produktionsanlagen veralten, und die technische und wirtschaft­
liche Entwicklimg leidet unter Anpassungssohwierigkeiten. 
Die vier großen Themen des Wachstums- und Stabilitätsgesetzes 
werden massiv verletzt. Die Arbeitslosigkeit ist mit rund 1,3 
Millionen hoch wie nie zuvor. Die Inflation trabt wie eh und je. 
Die Jünger des Nullwachstums sind von der Wirklichkeit längst 
überholt, und das Defizit in der Leistungsbilanz ist das größte 
in der ganzen Welt. 

Heute ist bereits das gefährdet, was die Bundesrepublik Deutsch­
land in 30 Jahren an An.sehen und Verläßlichkeit, an Leistung und 
sozialem Frieden erreicht hat. 

(Lebhafter Beifall) 
Das "Modell Deutschland", das die Herren Brandt und Schmidt in 
aller Welt als Markenartikel angepriesen haben, steht mit deut­
lichen Blessuren im internationalen Schaufenster. Nicht die ame-x 
rikanische Zinspolitik ist schuld an der deutschen Misere, wie Herr 
Schmidt behauptet, sondern es wird schlecht regiert in diesem Lan­
de. Das ist der eigentliche Grund für den Vertrauensverlust der 
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D-Mark. 
(Lebhafter Beifall) 

Die übergroße Staatsverschuldvmg lond die ständig steigende Steuer-
und Abgabenbelastung beengen den Spielratun für privaten Leistungs­
willen und Investitionen, Dafür wurden immer mehr soziale Wohl­
taten verteilt, ohne daß mau dem Bürger ehrlich sagt, wie .dies 
alles auf Dauer vom Staat finanziert werden soll. 

Gerade in diesem Zusammenhang möchte ich darauf hinweisen, wie be­
sorgniserregend es ist, dsuß sich in manchen Teilen iinserer Bürger­
schaft und nicht zuletzt auch in Teilen der jungen Generation so 
etwas wie eine wirtschaftsfremde, ja wirtschaftsfeindliche Menta­
lität breitmacht. Hier geht die Saat auf, die zur Inflation des 
Anspruchsdenkens geführt hat. Wenn alles machbar und sowieso 
finanzierbar ist - so Willy Brandt 1959 -, warum sollte sich dann 
der Staat nicht auch alles leisten können? Auf diese Art wird 
unser Staat zum blanken sozialpolitischen Selbstbedienimgsladen 
degradiert. 

(Beifall) 

Kein Staat kann auf die Dauer mehr verteilen, als er einnimmt. 
Versucht er dennoch, soziale Ansprüche durch Schulden zu befrie­
digen, dann ist das Diebstahl an der nachfolgenden Generation, 
an unseren Kindern und Kindeskindern. 

(lebhafter Beifall) 

Wir können die Probleme der Sozialleistungssysteme nicht erwähnen, 
ohne zugleich die Frage nach Subventionen auch in der Wirtschaft 
zu stellen. Auch die haben von 1966 bis Ende der 70er Jahre um 
mehr als 200 % zugenommen. Ich begrüße es, daß gerade in jüngster 
Zeit maßgebliche Sprecher der deutschen Wirtschaft erhebliche Be­
denken ge^en diese Auswucherungen geltend gemacht haben, vor allem 
angesichts der Tatsache, daß sich das Subventionskarussell inter­
national noch viel schneller dreht als bei uns. Wir müssen erken­
nen: In diesem Subventionsvolumen ist ein Stück Strategie der Lin­
ken in der SPD zu sehen. Sie wollen über das Geld in die Betrie­
be hinein und letztlich die Betriebe bestimmen. Das ist das 
eigentliche Ziel dieser Politik! 

(Beifall) 

Ich fordere deshalb in der Wirtsohafts- und Finanzpolitik eine 
Kurskorrektur, die es ermöglicht, die Handluugsfähigkeit des 
Staates wiederzugewinnen. Die gegenwärtige Wachstumsschwäche 
beruht nicht auf reduzierten Wachstumsmöglichkeiten. Sie beruht 
auf den Fehlern der Regierung Schmidt/Genscher. Die Sozialleistun­
gen müssen wieder mit der Wachstumsentwicklung synchronisiert wer­
den, um sie auf eine langfristig stabile Finanzbasis zurückzuho­
len. 

Wir, die Union, haben die Synthese zwischen Marktwirtschaft und 
sozialer Sicherheit in über 20 Jahren Eegierungsverantwort\mg 
erfolgreich vorgeführt. Wir haben die Grenzen des Machbaren er­
kannt und abgesteckt. Deshalb treten wir in unserem Arbeitspro­
gramm für die sinnvolle Weiterentwicklung der Sozialen Markt­
wirtschaft ein, die die Ökonomie mit der Ökologie versöhnt. 
Wir.stützen uns mit aller Kraft auf eine im Kern immer noch ge-
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Sunde und dynamische Leistungsfähigkeit der Wirtschaft. Hinter 
uns steht die Mehrheit der Bürger, die mit .ihren Kenntnissen und 
Fähigkeiten, mit ihrer Bereitschaft zu Fleiß, Leistung und Ver­
antwortung, mit ihrem Sinn für Realitäten und Notwendigkeiten, 
mit gutem Willen und mit Zuversicht das Tief in unserem Lande 
überwinden wollen. Das alles muß nur freigelegt und in die 
richtigen Bahnen gelenkt werden. 

(Beifall) 

Wir sind zu dieser wirtschaftspolitischen Führung entschlossen. 
Unser Programm für die 80er Jahre heruht auf den folgenden Prio­
ritäten: 

Erstens. Die Welt muß wieder Vertrauen in unsere Wirtschaft ge­
winnen. Deshalb müssen wir die Soziale Marktwirtschaft als Wirt­
schafts- \xnd Gesellschaftsordnung der Freiheit und als Fundament 
vinseres Wohlstandes und unserer sozialen Sicherheit sowie als 
Grundlage der Zukunftssicherung wieder voll funktionsfähig 
machen. 

(Zustimmung) 

Zweitens. Zu diesem Zweck sind klare Entscheidungen nötig, um 
den leistungsfeindlichen Anstieg der Staatsausgahen und Steuern 
Schritt für Schritt zu reduzieren, um den beängstigenden Anstieg 
der Schulden zu begrenzen und überflüssige Vorschriften und büro­
kratische Bremsklötze zu beseitigen. 

Drittens. Wir müssen die notwendigen energiepolitischen Entschei­
dungen treffen. 

(Zustimmung) 

Wir müssen den Wohnungsbau von seinen Fesseln befreien, die neuen 
Kommunikationstechniken auf den Markt bringen und dem politisch 
bedingten Investitionsstau in weiten Teilen unserer Wirtschaft 
entgegenwirken. 

(Beifall) 

Viertens. Wir müssen mit Mut die Ansprüche aller, vor allem aber 
des Staates, wieder an den wirtschaftlichen Realitäten orientie­
ren. 

(Beifall) 

Die Einheit von Wirtschafts-, Finanz- und Sozialpolitik muß klar 
und deutlich sein. 

Fünftens. Wir müssen die Arbeitslosigkeit beseitigen, indem wir 
die InvestitionskrsLft und die Investitionsbereitschaft in unse­
rer Volkswirtschaft verbessern, wir müssen den Mittelstand und 
jene aufwärtsstrebenden Schichten und Gruppen stärken, die Aus­
bildung und Umschulung der Arbeitnehmer vorantreiben und uns -
nicht nur aus Gründen der sozialen Gerechtigkeit, aber auch aus 
diesem Grunde - mehr der ausländischen Arbeitnehmer und ihrer 
Kinder annehmen. 

(Beifall) 
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Wir setzen dabei im Erbe Ludwig Erhards auf ein Gesundungsprogramm 
für unsere Wirtschaft, auf die Verantwortung, die Kraft \md die 
Leistung des einzelnen bei voller Wahrung seiner sozialen Sicher­
heit . 

Meine Freunde, wir haben gemeinsam mit anderen in diesen 50 Jah­
ren in Deutschland einen Sozialstaat aufgebaut, der in der Welt 
ohne Beispiel ist. Er gibt den Menschen Sicherheit und persön­
liche Freiheit. Die finanziellen Grenzen des Sozialstaats sind 
erreicht. Aber das bedeutet doch nicht das Ende der Sozialpolitik! 
Denken wir an die kinderreichen Familien, denken wir an die Be­
hinderten! An ihre Grenze ist gestoßen die herkömmliche Methode 
und das herkömmliche Instrumentarium der Sozialpolitik: mehx' 
Geld für immer mehr Menschen und immer mehr Bedürfnisse. 

Der Sozialstaat ist ein Labyrinth geworden, in dem sich die Be­
dürftigen nicht mehr auskennen und das sich dem Mißbrauch des 
Virtuosen öffnet. Aber, meine Freunde: das ist doch nicht unsere 
Vorstellung eines menschlichen gerechten Sozialstaates. 

(Beifall) 

Wir brauchen neue Formen von bürgernahen sozialen Hilfen und Ak­
tivitäten. Die bürokratischen and fiskalischen Instrumente der 
traditionellen Sozialpolitik greifen längst nicht mehr, sie lau­
fen gut geölt und mit viel Aufwand oft ins Leere. Was den Men­
schen heute fehlt, ist menschliche Nähe und Wärme. Es fehlt we­
niger an Ämtern ;md Geld, sondern an Nächstenliebe und Brüderlich­
keit. Das ist das Signum unserer Sozialpolitik! 

(Lebhafter Beifall) 

Und das, meine Freunde, ist doch unser Thema, das Thema der 
Christlichen Demokraten und der Christlich-Sozialen. Mit der Sub­
sidiarität haben wir doch das Organisationsprinzip für einen 
Sozialstaat nach menschlichem Maß. 

Es ist an.der Zeit, zu einem offensiven Verständnis von Subsidiari­
tät überzugehen. Es ist eine Umorientierung der Sozialpolitik nö­
tig: hin zu mehr Eigeninitative, zur Nachbarschaftshilfe, zur Stär­
kung der Familien und unmittelbaren Hilfen auf komm\maler Ebene. 
Viele spontane und freiwillige Aktivitäten werden durch unnötige 
Vorschriften und Auflagen verhindert. Andere müssen über den Staat 
erst angeregt werden. 

Der Staat kann und darf nicht alles in eigener Regie machen. 

(Beifall) 

Aber er muß dafür sorgen, daß soziale Hilfen dort gegeben werden, 
wo sie nötig und sinnvoll sind. Der Staat muß nicht immer selbst 
helfen, aber er sollte Hilfe zur Selbsthilfe leisten. Auch unsere 
Mitbürger und Zeitgenossen sind heute bereit, sich zu engagieren. 
Viel Bereitschaft zu sozialem Engagement liegt brach. Warum nutzen 
wir dieses große Potential nicht für positive Zwecke? Wir brauchen 
mehr produktive Bürgerinitiativen. Sie können ein weites Feld be­
stellen, billiger als der Staat es je kann. 

(Beifall) 
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Jammern wir nicht nur über das Anspruchsdenken. Tun wir etwas! Ge­
ben wir ein Beispiel! Ich wünsche mir viele Eltern und viele Eats-
mitglieder der Union, die solche Initiativen ergreifen und unter­
stützen, die jetzt im Jahr der Behinderten helfen - aber nicht nur 
im Jahr 1981, sondern beispielhaft auch über dieses Jahr hinaus. 

(Beifall) 

Eine neue Sozialpolitik mit menschlichem Gesicht - dies ist die 
Herausforderung für die CDU. Dazu braucht man nicht mehr Geld, son­
dern mehr l̂ ut, mehr Phantasie und vor allem mehr Zutrauen in unse­
re Mitbürger. Unsere Mitbürger verhalten sich zu 'unserem Staat so, 
wie sich der Staat zu ihnen verhält. Wer den Sozialstaat, so wie 
er ist, mit all seinen Absurditäten und Ungerechtigkeiten, behal­
ten will, der wird ihn verlieren, der wird verspielen,'was schon 
erreicht ist. 

Ich will vier Beispiele nennen. 

Wir müssen die Ungerechtigkeiten beseitigen, die in unserem System 
der sozialen Sicherung festgeschrieben sind. Der Staat hilft oft 
nicht jenen, die ihn brauchen, sondern jenen, die ihn zynisch aus­
beuten. 

Wir müssen die \insozialen Polgen gutgemeinter Gesetze beseitigen. 
Oft haben diejenigen, die durch Gesetze geschützt werden sollen, 
den größten Schaden durch diese Gesetze davonzutragen. 

(Beifall) 

Wir müssen den finanziellen Aufwand und den sozialen Ertrag wie­
der in ein vernünftiges Gleichgewicht bringen. Gut ist eine Sozial­
politik, wenn sie viel bewirkt, nicht, wenn sie viel kostet. Das 
muß wieder unsere Überlegung werden! 

(Beifall) 

Wir müssen den Sozialstaat neu ordnen und ihn konsequent durch 
nichtstaatliche, an dem Prinzip der Subsidiarität orientierte so­
ziale Hilfen ergänzen. Es muß uns doch nachdenklich stimmen, daß 
nach Jahren des quantitativen Ausbaus unseres Sozialstaates so 
viele in der jungen Generation diesem Staat ferner denn je stehen. 

Unser Land befindet sich in einer tiefen Krise. Die Vorgänge in \ind 
um Brokdorf waren und sind ein bedrückendes Symbol. Auch in \mseren 
eigenen Reihen halten manche die Fluchtbewegungen junger Leute zu 
Drogen, Alkohol und Sekten, die Jugendkrawalle, das Anwachsen der 
Subkulturen, die Kritik am materialistischen Wohlstandsdenken, das 
Mißtrauen junger Leute gegenüber dem Staat und ihr Desinteresse an 
der Politik für Randerscheinungen mehr oder weniger radikaler Min­
derheiten und für Äußerungen einer jungen Generation, die sich ohne 
die Erfahrung von Krieg und Not zu wenig Gedanken über die Voraus­
setzungen unseres Wohlstandes gemacht hat. 

Meine Freunde, ich kann nur dringend warnen, daß wir uns mit sol­
chen Erklärungen beruhigen. Es ist kurzsichtig, die Zukunft der 
eigenen Jugend preiszugeben, weil diese Jugend später einmal die 
Solidarität mit denen üben soll, von denen sie sich jetzt so schmäh­
lich im Stich gelassen fühlt. Wir erleben heute einen kalten Egois­
mus derjenigen, die an der Quelle sitzen und ihre Besitzstände, oft 
genug auch ihre Privilegien, verteidigen. 

(Beifall) 
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Die junge Generation darf nicht draxißen vor der Tür gelassen werden. 
Wenn ihr die Chancen ihrer Lebenserfüllung genommen werden, dann 
sind die Folgen unabsehbar und zerstörerisch. Wir geben die beste 
Energie preis, die wir haben: die Kraft und den Arbeitswillen der 
jungen Generation. Auf diese Art werden mutlose Frühgreise herange­
bildet, Artisten im sozialen Netz, Profis der Resignation \md des 
Ansprachsdenkens, die vergessen haben, daß die nächsten helfenden 
Hände immer noch die eigenen Hände sind.' 

(Lebhafter Beifall) 

Planche aus der jungen Generation - und es sind nicht nur die Müden, 
die Drop outs, die Ängstlichen - haben der verwalteten Welt lind der 
techischen Zivilisation bereits den Rücken gekehrt. Der Weg in die 
alternativen Kulturen resultiert aus einem tiefen Pessimismus, aus 
der Skepsis gegenüber Sachzwängen. Sie wollen Aufgaben und sie em­
pfinden ein Unbehagen an der halbautomatisierten, pflegeleichten, 
verwalteten Welt. Diese jiingen Leute stellen vielfach die richtigen, 
die konservativen Fragen nach dem Sinn des Lebens und nach der Hich-
t\mg, in die das Gemeinwesen treibt. Aber sie entscheiden sich für 
Antworten, die keine sind. 

Dies alles hat viel tiefere Ursachen als die Kritik an Kernkraft 
oder Wohnungsnot. Die eigentliche Ursache ist doch das auch bei vie­
len Erwachsenen festzustellende Gefühl: "So wie bisher kann es 
nicht weitergehen." Sie haben die Sorge - dies ist auch eine Frage 
an uns -, daß es der Politik an der Sensibilität fehlt, die Ursa­
chen dieses Zweifels zu erkennen. Meine Freunde, nach fast 55 Jah­
ren Bundesrepublik Deutschland stehen wir an einem Punkt unserer ge­
sellschaftlichen und zivilisatorischen Entwicklung, an dem wir Bi­
lanz ziehen und grundsätzliche Richtungsentscheidungen treffen müs­
sen. Wenn Menschlichkeit, wenn Fortschritt nach menschlichem Maß 
unser Ziel ist, dann müssen auch wir \ins fragen, ob unser Land 
nicht in manchen Bereichen seiner wirtschaftlichen und technischen, 
seiner sozialen und politischen Entwicklung Irrwege gegangen oder in 
in Sackgassen geraten ist. Wir haben modernisiert. Das ist in Ord­
nung. Wir haben technisiert. Das ist in Ordnung. Wir haben bürokra-
tisiert, und wir haben immer mehr Verantwort\ing beim anonymen Staat 
abgeladen und zentralisiert. Vieles - das ist wahr - ist dadurch 
effektiver, rationeller und bequemer geworden. Aber unser Leben hat 
an Menschlichkeit, an Geborgenheit, an Unmittelbarkeit im Alltag 
verloren. 

(Beifall) 

In den modernen Trabantenstädten und Wohnsilos bieten wir viel 
Komfort, aber die nachbarlichen Beziehungen verkümmern, und die 
Kinder wissen nichts mit ihrer Freizeit anzufangen. Manch einer 
von uns, der sich heute über Jugendliche beklagt, sollte sich doch 
einmal daran erinnern, wieviel mehr an Auslauf ihm in seiner 
Jugendzeit geboten wurde. Heute ist diese Umwelt für viele Kinder 
zugebaut, betoniert und eingezäunt und mit Verbotsschildern ge­
pflastert. Aber dei' eingezäunte Abenteuerspielplatz mit Benutzungs­
ordnung und spielpädagogischer Betreuung ist eben nur ein arm­
seliger Ersatz für das, was junge Leute wollen. 

(Lebhafter Beifall") 

Es mag übertrieben sein, aber nicht wenige Junge sehen es so: 
verschmutzte Flüsse, zersiedelte Landschaften, Trennung von Woh­
nung und Arbeitsplatz, Hektik und, Risiken eines Mammutverkehrs, 
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SirLaentleerung einer durchrationalisierten Arbeitsorganisation, 
Manipulationsgefahren des Medienmonopols, Datenschutz und vieles 
andere mehr. 

Es führt kein Weg zurück zum einfachen Leben für uns alle. Das 
ist weder möglich noch von der Mehrheit unserer Bürger so gewollt. 
Aber wir sollten all unsere soziale und politische Phantasie auf­
bieten, um sicherzustellen, daß der Fortschritt menschliches Maß 
bewahrt. Wir brauchen den Portschritt. Wir brauchen wirtschaft­
liches Wachstum. Wir brauchen technologisches Innovation. Nostal­
gische Rückbesinnung auf frühere, angeblich bessere Zeiten, bietet 
keine Lösung. Aber die Bewahrung einer lebenswerten und sozialen 
Umwelt sollte uns nicht weniger wert sein als der Schutz von Natur 
und Landschaft - eine zutiefst konservative Aufgabe unserer Gene­
ration! 

rseifall) 

Die Fortschrittskritik der letzten Jahre hat sich zu sehr auf die 
Entwicklung von Technik und industrieller Prodiiktion konzentriert. 
Es wurde dabei übersehen, daß in unserer sozialen Umwelt durch 
politische Eingriffe noch größere Flurschäden entstanden sind als 
in der natürlichen Umwelt. Die Verrechtlichung immer weiterer 
Lebensbereiche wuchert wie ein Krebsgeschwulst. Wer kenat nicht 
die lebensfremd anmutenden Urteile auf Grund des Ausbildimgsför-
derungsgesetzes, d\irch die Eltern verurteilt werden, Zweit- und 
Drittausbildungen ihrer schon erwachsenen und besser verdienenden 
Söhne und Töchter zu finanzieren? 

CBeifall) 

Wer kennt nicht die Beispiele aus dem Scheidungsrecht, dem Kündi­
gungsschutzrecht, dem Mietrecht. Wenn wir ims auf diesem Partei­
tag mit dem Thema Wohnxmgsnot zu beschäftigen haben, dann ist dies 
ein schlagender Beweis dafür, daß die sozialistischen Experimente 
in unserem Lande nichts vorangebracht, sondern im Gegenteil uns 
alle weit zurückgeworfen haben. 

CBeifall) 

Wir erleben es doch überall: bürgerliche Tugenden, die unser so­
ziales Zusammenleben bisher verläßlich geregelt haben, wurden von 
einer Mentalität zurückgedrängt, nach der alles als erlaubt gilt, 
was nicht ausdrücklich verboten ist, und. die nur noch solche 
Pflichten anerkennt, die auch auf dem Wege der Rechtsmittel er­
zwingbar sind. Der neue Präsident des Bundesarbeitsgerichts, 
Dr. Kissel, hat knapp und prägnant unsere Lage auf die Formel ge­
bracht , es- fehle der Grundkonsens darüber, "was man tut und was 
man nicht tut". Lassen Sie uns wieder darüber sprechen. Unsere Mit­
bürger warten darauf. Dies ist die eigentliche geistige Heraus­
forderung unserer Zeit. 

CBeifall) 

Diesen Grundkonsens kann unser Staat nicht durch Gesetze und nicht 
durch Gerichtsentscheidungen ersetzen. Jetzt wird sichtbar, wie 
wichtig, wie unverzichtbar Tugenden sind wie: Redlichkeit und 
Augenmaß, Treue zu Gesetzen, Menschlichkeit und Toleranz, Pflicht­
gefühl und Fleiß, Sparsamkeit vind Gemeinsinn, Selbstdisziplin \ind 
Eigeninitiative. Mit diesem großartigen moralischen Kapital unseres 
Volkes sind die Sozialisten genauso dilletantisch umgegangen wie 
mit den öffentlichen Finanzen des Landes. 

CBeifall) 
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Heute wird es immer häufiger üblich, alle Rechte und Ansprüche an 
den Staat his zum äußersten auszunutzen. Als clever und geschickt 
gilt, wer sich noch darüber hinaus Vorteile zu verschaffen weiß. 
Das ist ein erbärmliches Beispiel für die junge Generation. 

fBeifall) 

Am deutlichsten verspüren wir diese Entwicklung im Bereich von 
Erziehung und Bildung. Aus gutem Grund - und deswegen will ich 
nicht viel zu diesem Thema sagen - haben wir beschlossen, im kom­
menden Herbst nach sorgfältiger Vorbereitung in der Pajrtei einen 
eigenen Parteitag zu dem Thema "Ziikunftschancen der jungen Gene­
ration" dtirchzuf Uhren. 

CBeifall) 

Wir werden auf diesem Parteitag auch unsere eigene Bildungspolitik 
selbstkritisch zu überprüfen haben. 

CBeifall) 

Es kommt jetzt nicht darauf an, daß wir uns gegenseitig den guten 
Willen für unsere Beschlüsse in den letzten 15 Jahren bestätigen. 
Wer ehrlich zu sich selbst ist - und das sagt Ihnen einer, der 
auch in der Verantwortung als Ministerpräsident eines deutschen 
Bundeslandes stand, der mitverantwortlich für vieles von dem ist, 
was ich jetzt zu beklagen habe -, muß heute sagen: Auch wir, die 
GDU/CStr, müssen einen Teil unserer Beschlüsse aus der Vergangen­
heit revidieren, weil es notwendig ist. 

CBeifall) 

Wir brauchen eine neue, aber ohne,ideologische Frontstellung ge­
führte Bildungsdebatte, in der wir klären müssen, was wir von 
Schule und Hochschule erwarten, was sie leisten sollen und was sie 
nicht leisten sollen. Wir brauchen eine Diskussion, die die Bil­
dungsinhalte in den Mittelpunkt stellt und die die praktischen 
Probleme der Schüler, Lehrer und Eltern nicht länger ausklammert. 
Wir brauchen eine Bildungsdebatte, an deren Ende nicht mehr, son­
dern' weniger Staat steht und die statt dessen freie Träger, Eltern, 
Lehrer und Schüler zu mehr Eigeninitiative und Zusammenarbeit er­
mutigt. 

CBeifall) 

Eine nüchterne Bilanz legt uns drei Schlußfolgerungen nahe: 

Erstens. Der mit Aufgaben überlastete Staat hat die Grenze seiner 
Handlungsfähigkeit erreicht. Nur eine grundsätzliche Neuorientie­
rung kann uns aus der politischen Sackgasse der Sachzwänge heraus­
führen und in der Politik jenen Handlungsspielraum wiedergeben, 
der sie befähigt, sensibler, schneller und ohne den massiven Druck 
konfliktfähiger Gruppen auf die Bedürfnisse der Bürger einzugehen. 

Zweitens. Unser Ziel ist ein Fortschritt nach menschlichem Maß. 
Das ist die große Gestaltungsaufgabe unserer Zeit. Das Grundsatz­
programm der CDU weist in diese Richtung. Wir brauchen aber in den 
politischen und sozialen Fragen schöpferische Kraft, um neue gang­
bare Wege zu finden. 

Drittens. Wir müssen die junge Generation dazu gewinnen, an dieser 
Gestaltungsaufgabe mitzuwirken. Schon deshalb ist es notwendig, 
dem Prinzip der Subsidiarität in unserer Gesellschaft wieder Gel­
tung zu verschaffen. Eigeninitiative in überschaubaren Bereichen 
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mobilisiert mehr an Kreativität und sozialer Phantasie als die 
weitere Verstaatlichung der Politik. 

(Beifall) 

Meine Freunde, in seinen "Erinnerungen" sagt Eonrad Adenauer: 

Der Sinn des Staates muß sein, die schöpferischen Kräfte eines 
Volkes zu wecken, zusammenzufuhren, zu pflegen und zu schützen. 

Als die Führung des Staates in vinseren Händen lag, haben wir alles 
getan, um die schöpferischen Kräfte unseres Volkes zu wecken. Was 
damals in den langen und harten Jahren des Wiederaufbaus unter 
der Kanzlerschaft Konrad Adenauers geschaffen und unter der Kanz­
lerschaft Ludwig Erhards und Kurt Georg Kiesingers bewahrt wurde 
- wirtschaftliche, finanzielle, soziale und politische Stabilität -, 
ist heute in Gefahr. 
Wenn heute Herr Schmidt verkündet, es seien Anstrengungen wie in 
den Aiifbaujahren unseres Staates erforderlich, um wirtschaftliche, 
finajizielle und soziale Stabilität zurückzugewinnen, dann gesteht 
er öffentlich ein, daß er gescheitert ist. Jahrelang sind die 
schöpferischen Kräfte unseres Volkes nicht geweckt, nicht geför­
dert, sondern gelähmt. Ja erstickt worden. 

Jahrelang sind notwendige, für die Zukunft unseres Staates lebens­
wichtige und vorausschauende Entscheidungen liegengeblieben, weil 
die Angst vor dem Zerfall der Regierungsmacht als ständiger Gast 
am Bonner Kabinettstisch saß und die Richtlinien der Politik be­
stimmt hat. 

(Beifall) 

Meine Freunde, wenn die schöpferischen Kräfte unseres Volkes wieder 
geweckt werden sollen, braucht unser Land eine neue, eine bessere 
Regierungspolitik. Dann brauchen unsere Bürger eine Regierung, die 
mit Mut und Umsicht, mit Augenmaß und Tatkraft Vorsorge trifft 
gegen die Krisen, Belastungs- und Bewährungsproben, denen die Bun­
desrepublik Deutschland, in diesem Jahrzehnt ausgesetzt sein wer­
den. 

In der Bundesrepublik Deutschland gibt es keine Mehrheit für den 
Sozialismus. 

(Starker Beifall) 

In der Bundesrepublik Deutschland gibt es auch keine Mehrheit für 
eine Politik, die in allen Bereichen des menschlichen Lebens immer 
mehr Staat will. Aber in der Bundesrepublik Deutschland gibt es 
eine Mehrheit für das Selbstbestimmungsrecht aller Deutschen, 

(Beifall) 

für das Atlantische Verteidig\ingsbündnis, für die Freundschaft und 
Partnerschaft mit dem Volk und der Regierung der Vereinigten 
Staaten von Amerika, 

(Starker Beifall) 

für die politische Einigung Europas 

(Beifall) 

und für die Soziale Marktwirtschaft, wie sie Ludwig Erhard begrün­
det hat. 

(Beifall) 
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Mit einem Wort: Es gibt eine große Mehrheit für jene Politik, die 
seit 19^9 unübersehbar die Handschrift von CDU und CSU, die Hand­
schrift der Union zeigt. 

(Beifall) 

Das ermutigt uns, selbstbewußt und ohne Spur falscher Selbstge­
rechtigkeit zu sagen: Wir, die Christlichen Demokraten in Deutsch-
laxid, trauen uns zu, gemeinsam mit unseren Mitbürgern die schweren 
Aufgaben, die sich •unserem Land in diesem Jahrzehnt stellen, zu 
meistern. So rufe ich Ihnen zu, liebe Freunde: Gehen wir mit 
Selbstvertrauen und Entschlossenheit, gehen wir mit Mut und Ge­
duld an die Arbeit. Tun wir unsere Pflicht. 

(Langanhaltender starker Beifall 
und Bravo-Rufe - Die Delegierten 
erheben sich) 

Lothar Späth, Tagungsprädidium: Lieber Helmut Kohl, der Parteitag 
dankt Dir für diese Rede, die im wsihrsten Sinne des Wortes grund­
legend und richtungsweisend für uns alle ist. 

(Beifall) 

Aber diese Partei dankt ihrem Vorsitzenden auch für den Einsatz, 
für das Pflichtbewußtsein und für die Selbstlosigkeit, mit denen 
Du im vergangenen Jahr zum Vorbild für uns alle geworden bist. 
Auch dafür ein besonders herzliches Wort des Dankes. 

(Beifall) 

Meine Damen und Herren', ich unterbreche den Parteitag Jetzt für 
eine Stunde. Ich habe die Bitte, daß wir, nachdem wir etwas in 
Zeitverzug sind, pünktlich um 14.00 Uhr mit der zweiten Plenar­
sitzung beginnen. 

Der Parteitag ist imterbrochen. 

(Unterbrechung von 13.00 Uhr bis 14.20 Uhr) 
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Hontag, 9- März 1981 
2. Plenarsitzung 
Beginn: 14.20 Uhr 

Lothax Späth. Tagungspräsidium: Meine Freunde, ich darf die 2. 
Plenarsitzung des Parteitages eröffnen. 
Wir freuen uns, daß in unserer Mitte der Vorsitzende unserer 
Schwesterpartei, Franz Josef Strauß, ist. Wir "begrüßen ihn sehr 
herzlich. 

(Beifall) 

Wir werden in der Tagesordnung so fortfahren, daß wir jetzt zu­
nächst den Bericht des Generalsekretärs hören. Anschließend bitten 
wir Franz Josef Strauß iiin ein Grußwort an den Parteitag. 

("Beifall) 

Ich rufe also Punkt 8 der Tagesordnung auf: 

Bericht des Generalsekretärs 

Bas Wort hat der Generalsekretär. 

Dr. Heiner Geißler, Generalsekretär der CDU: Herr Präsident! Lie-
ber Franz Josef Strauß! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Lie­
be Parteifreunde! Ich möchte zunächst für heute nachmittag Helmut 
Kohl entschuldigen. Er versucht nach der großen Rede, die er heute 
Vormittag gehalten hat, seine Grippe in den Griff zu bekommen. Wir 
wünschen ihm gute Besserung. Er wird pünktlich zur Wahl heute nach­
mittag wieder da sein. Er tut das aus Pflichterfüllung. Ich bin 
überzeugt, daß wir ihn auch dann wählen würden, wenn er wegen sei­
ner Krankheit nicht da wäre. 

Meine Damen und Herren, ich möchte noch ein Wort zu der Rede sagen, 
die Helmut Kohl heute vormittag gehalten hat. Es war eine wegwei­
sende Rede. Und lassen Sie mich nach vier Jahren der Zusammenarbeit 
mit Helmut Kohl als Generalsekretär der CDU noch etwas hinzufügen: 
Keiner hat wie Helmut Kohl die CDU und die Union in den vergangenen 
Jahren zusammengehalten, 

' (Beifall) 

und dies auch in Zeiten, in denen viele das zähe Festhalten an der 
Einheit der Union als Schwäche ausgelegt haben. Helmut Kohl hat 
immer die historische Verantwortung der Union aus CDU und CSU ge­
sehen. Und ich sage dies gern in Anwesenheit von Franz Josef Strauß: 
Beide Parteien stehen heute gemeinsam für eine Politik, die von bei­
den Parteien getragen wird und nur von ihnen gemeinsam zum Erfolg 
geführt werden kann. 

(Beifall) 

Meine Damen und Herren, es ist sicher keine Übertreibung, wenn ich 
feststelle, daß der hinter uns liegende Bundestagswahlkampf wohl 
der schwierigste Wahlkampf war, den die Union bisher zu bestehen 
hatte. Die Sozialdemokraten witterten eine Chance, die absolute 
Mehrheit zu gewinnen. Auf jeden Fall wollten sie die stärkste Par­
tei werden. W i r sind die stärkste Partei geblieben. War das 
selbstverständlich? Ich glaube, diese Frage dürfen wir stellen. 

Auf dem Parteitag in Berlin hatte ich gesagt: Die Sozialdemokraten 
glauben, sie hätten ein leichtes Spiel. Aber ich habe hinzugefügt: 
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Sie werden sich täuschen üher die innere Kraft der Union. Und sie 
haben sich getäuscht! 

(Beifall) 

Sie haben sich auch getäuscht, weil sie glaubten, sie könnten einen 
Keil zwischen die CDU und den Kanzlerkandidaten der Union treiben. 
Wir haben - dies zeigt der schroffe Gegensatz zu dem, was Helmut 
Schmidt und seine Leute vor der Wahl und was sie nach der Wahl ge­
sagt haben - mit Franz Josef Strauß einen ehrlichen Wahlkampf ge­
führt. Franz Josef Strauß braucht von dem, was er vor der Wahl ge­
sagt hat, kein Wort zurückzunehmen! 

(Beifall) 

Man sagt ja immer, in der Politik dürfe man nicht Recht behalten. 
Ich halte das für eine falsche Devise. Sie ist genauso falsch vrie 
das Sprichwort: "Der Gescheitere gibt nach." Meine Damen und Her­
ren, dies begründet in der Welt die Herrschaft der Dummköpfe. 

(Vereinzelt Zustimmung) 

Franz Josef Strauß hat Recht behalten, und dies sollten wir, glaube 
ich, dem deutschen Volk gegenüber festhalten. Die Christlich Demo­
kratische Union dankt Franz Josef Strauß für seinen Einsatz im Wahl­
kampf, aus dem wir, die Union, als die stärkste politische Kraft 
hevorgegangen sind. 

(Beifall) 

Egon Bahr hat in einer bemerkenswert selbstkritischen Wahlanalyse 
die Gründe angegeben, warum die SPD ihr Wahlziel nicht erreicht 
hat. Er schreibt: 

"Die CDU war offensiver. Sie hat die innenpolitischen Themen, Ren­
tenbetrug und Staatsverschuldung, dvirchgesetzt." 

Die Sozialdemokraten hatten diese Probleme geleugnet. Aber heute 
haben sie Probleme, das Benzin für die Bundeswehr ab September be­
zahlen zu können, sie erhöhen die Steuern, weil ihnen die Schul­
den über den Kopf gewachsen sind, sie mißbrauchen die Einnahmen 
der Rentenversicherxing, um die Locher in der Arbeitslosenver­
sicherung stopfen zu können. 

Wie hat die SPD vor der Wahl gesagt: Ohne Schulden ist kein Staat 
zu machen. Dies war eine Lüge. Mit dieser Staatsversohuldung wird 
\2nser Staat kaputtgemacht. 

(Beifall) 

Ein bleibender Erfolg dieses Wahlkampfs ist die Zusammenarbeit 
mit der Christlich-Sozialen Union. Ich möchte hier vor allem 
zwei Freunden aus der CSU danken. Ich möchte dem Generalsekretär 
der CSU, Edmund Stoiber, und dem stellvertretenden Parteivorsit--
zenden und stellvertretenden Fraktionsvorsitzenden der gemeinsa­
men Bundestagsfraktion, Fritz Zimmermann, herzlich danken, mit 
denen ich persönlich eine aixßerordentlich gute und erfolgreiche 
Zusammenarbeit gehabt habe, nicht nur in der Organisation des 
Wahlkampfs, sondern auch z.B. zusammen mit Ernst Albrecht in der 
Erarbeitung des Wahlprogramms. Ich möchte diesen Dank hier aus-
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drücklich noch einmal aussprechen. 

(Beifall) 

Ich hoffe, daß diese Zusammenarbeit, die sich bewährt und ge­
festigt hat, in organisatorischer und sachlicher Übereinstimmung 
sich über viele Jalire weiter bewähren wird. 

Ich möchte hier noch etwas sagen. Es ist nach der Bundestagswahl 
gelegentlich behauptet worden, daß sich der Norden Deutschlands 
im Wahlkampf 1980 nicht so eingesetzt habe wie der Süden. Diese 
Behauptiing ist unzutreffend. Wir haben eine klare Wählemachfrage 
vorliegen. Aus der Sicht der Bürger war das Engagement der CDU-
Anhänger im Norden genauso stark wie in dem Süden. 

Es ist ein effizienter Wahlkampf gewesen, imd es war - das wird 
die Schatzmeister der Partei und uns alle freuen - auch ein spar­
samer Wahlkampf. Während die SPD seit dem 1.-Januar 1980 - darüber 
möchte ich Sie einmal unterrichten - über 60 Millionen DM aufge­
wendet hat, haben wir, die CDU, unseren Wahlkampfetat um 2 Millio­
nen DM unterschritten, obwohl er schon sehr knapp kalkuliert war. 
Die CDU hat - trotz Preissteigerungen - mit 36 Millionen DM Wahl­
kampfetat 1980 genauso viel ausgegeben, wie in den Bundestagswahl­
kämpfen 1972 und 1976. Wir sind hier in Baden-Württemberg, und 
hier weiß man, daß Sparsamkeit und Qualität keine Gegensätze sein 
müssen. Das ist glaube ich, auch bei uns in diesem Wahlkampf so 
gewesen. 

(Beifall) 

Ich bedanke mich daher, auch stellvertretend für die vielen ehren­
amtlichen lind für die hauptamtlichen Mitarbeiter der Partei, bei 
unserem B\mdesgeschäftsführer der CDU, Ulf Fink, der die organi­
satorische und wahlkampfmäßige Verantwortung für den Wahlkampf 
gehabt hat. 

(Beifall) 

Ich habe einiges Positive über unseren Wahlkampf gesagt. Es heißt 
im Alten Testament im Buch der Sprüche: "Laß dich von einem an­
deren loben und nicht von deinem eigenen Mund." Weil dies wahr 
ist, darf ich doch noch zitieren, was Rolf Zundel von der Wochen-
zeitiing "Die Zeit" als Wahlkampfbeobachter geschrieben hat: 

"Die CDU hat einen Wahlkampf geführt, daß dem politischen Gegner 
Hören und Sehen verging." 

Und Hermann Rudolph schrieb kürzlich in derselben Wochenzeitung:. 

"Die Parteiorganisation der CDU setzt inzwischen die Maßstäbe 
für die anderen Parteien. Im Wahlkampf nahm sich der früher so 
legendäre Parteiapparat der SPD fast amateurhaft gegenüber dem 
der Union aus." 

Ich weiß, meine lieben Freunde, das alles ist vielleicht ein biß­
chen mehr Lob, als der eine oder andere für richtig hält. Aber 
man soll ja sein Licht nicht unter den Scheffel stellen, und 
schon im Alten Testament seht - ich zitiere noch einmal aus dem 
Buch der Sprüche -:"Freundliche Reden sind Honigseim, trösten die 
Seele und erfrischen die Gebeine." 

(Beifall) 

Wir brauchen fünf Monate nach dieser Bundestagswsihl natürlich 
nicht nur freundliche Reden, sondern - um im biblischen Spraoh-
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gebrauch zu bleiben - vor allem Demut, Demut allerdings im ur­
sprünglichen Sinn, das heißt als Tugend der'Wahrhaftigkeit gegen 
xms selber. 

Was heißt Wahrhaftigkeit gegen uns selber? Das heißt erstens: 
keine Resignation. Denn wir .wissen, welche innere Kraft wir be­
sitzen. Es heißt aber auch: keine Euphorie. Manche haben in den 
letzten Wochen nach den heftigen Auseinandersetzungen in der SPD 
vielleicht geglaubt, daß wir uns morgen oder spätestens übermor­
gen an der Regierung befänden. Das kann sein. Für die Nation wäre 
dies gut. Wir sind darauf vorbereitet. Aber wer sich darauf ver­
läßt und die mittel- und langfristige Arbeit vor allem in der Par­
tei vernachlässigt, der läuft Gefahr, 1984 mit leeren Händen da­
zustehen. 

Es gilt eben die alte Bauernregel: Nan soll die Hochzeitskapelle 
nicht bestellen, bevor man die Braut hat. 

(Heiterkeit und Beifall) 

Das ist sicher auch für die Christlich Demokratische Union eine 
richtige Regel. 

Warum haben wir keinen Grund zur Resignation? 

Die SPD hat es trotz günstiger Eahmenbedingungen, trotz des Kanz­
lerbonus wieder nicht geschafft, stärkste politische Kraft zu wer­
den. Die SPD ist strukturell eine Partei, deren Obergrenze wenig 
über 40 % liegt, und sie wird ohne Kanzlerbonus in die 50 % abrut­
schen. Umgekehrt hat die CDU/CSU sich trotz ungünstiger Bedingungen 
als stärkste politische Kraft behauptet und damit bewiesen, daß sie 
unter günstigeren Bedingungen mehrheitsfähig ist. Man hat uns schon, 
seit wir in der Opposition sind, als "Kanzlerwahlverein" nach 1959 
ein baldiges Ende prophezeit. Viele Publizisten haben uns als eine 
aussterbende Partei des flachen Landes deklariert. Heute trägt die 
CDU/CSU die Verantwortung z.B. in München, in Stuttgart, in Düssel­
dorf und in Frankfurt. 

(Beifall) 

Walter Wallmann \uid die Frankfurter CDU haben gezeigt, wie eine von 
der SPD heruntergewirtschaftete Stadt wieder Ansehen gewinnen kann, 
kann. 

(Beifall) 

Ich bin sicher: die bürgernahe, die klare Politik der CDU wird sich • 
am übernächsten Sonntag auch in Frankfurt mit einem überzeugenden 
Sieg der Christlichen Demokraten bei der Kommunalwähl durchsetzen. 

(Lebhafter Besifall) 

Dazu wünschen wir den Frankfurtern viel Glück und Erfolg. 

Am 10. Mai geht es um Berlin. Die Berliner Bürger wissen - und wir 
sollten es bis zu diesem Tag immer wieder sagen -: Man kann die 
politische Verantwortung nicht den Parteien überlassen, die in Ber­
lin den Karren nun seit 20 Jahren in den Dreck gefsüiren haben. 

(Beifall) 

Aber n\in sagt die SPD, nun sagen die Sozialdemokraten: Wir haben 
dort einen überragenden neuen Mann. - Einen überragenden neuen 
Mann? Ein Mann, 

- der in München daran gescheitert ist, seine Partei zu führen und 
sich deshalb in Berlin gar nicht erst um den Parteivorsitz bewor-
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ben hat, 
- der als Bundeswohniingsbauminister für den Niedergang des sozialen 
und des Mietwohnungsbaus und damit für die neue Wohnungsnot mit­
verantwortlich ist, 

(Lebhafter Beifall) 

- der als Justizminister das Demonstrationsstrafrecht aufgeweicht 
hat, 

- der als Justizminister mindestens drei verfassvingswidrige Gesetze 
im Deutschen Bundestag vertreten hat, 

- der in Berlin einen Justizsenator deckt, der einen Rechtsbrecher 
zur Wahl in den FDP-Landesvorstand vorgeschlagen hat, 

- ein Mann, in dessen kurzer Amtszeit sich die Zahl der besetzten 
Häuser in Berlin mehr als verdreifacht hat. 

Meine Damen und Herren, warum soll ausgerechnet dieser Mann es bes­
ser können als seine vielen Vorgänger in der SPD? 

(Beifall) 

Berlin braucht einen grundlegenden Neubeginn. Berlin braucht einen 
Regierenden Bürgermeister, 

- der Verständnis für die Ursachen des Protestes mit einem klaren 
Eintreten für den Rechtsstaat verbindet, 

(Beifall) 

- der sich auf eine einige Partei stützen kann, 

- der durch seine Gruadsatztreue imstande ist, den Berlinern den 
Glauben an die Ehrlichkeit in der Politik zurückzugeben, 

- der dafür steht, daß alle Deutschen in Berlin wieder ein Symbol 
der Freiheit und der Einheit sehen. 

Das aber ist nicht der jetzige Regierende Bürgermeister, sondern 
dies ist Richard von Weizsäcker! 

(Anhaltender lebhafter Beifall) 

Nun, ich habe davon gesprochen, daß es objektive Gründe dafür gibt, 
daß wir mehrheitsfähig sind. Ich will einen weiteren anführen: Es 
gibt in der ganzen westlichen Welt nur noch ein Land, das von einer 
sozialitischen Regierung allein geführt wird, nämlich Österreich 
- von Malta und einer Minderheitsregierung in Norwegen einmal abge­
sehen. Es gibt einen klaren weltweiten Trend gegen den Sozialismus. 
In allen anderen westlichen Staaten regieren Christliche Demokra-. 
ten und Konservative: in Holland, Belgien, Frankreich, Italien, 
Spanien, Portugal, England, Schweden, Kanada, den USA bis Neusee­
land, Japan und Australien. Die Bundesrepublik Deutschland ist 
noch eine Ausnahme von der Regel. Wir sagen: nicht mehr lange! 

(Lebhafter Beifall) 

Noch ein Wort zu den Freien Demokraten. Die Freien Demokraten ha­
ben bei der letzten Bimdestagswahl einen hohen Stimmenanteil er­
reicht. Sie haben den Bundestagswahlkampf 1980 mit dem Anspruch 
und der Parole bestritten, das Korrektiv einer SPD-geführten Bun­
desregierung zu sein. Die Freien Demokraten haben nun die Aufgabe, 
dies zu beweisen. Wir aber müssen jener Strategie der Freien Demo­
kraten ein Ende setzen, die darin besteht, im Deutschen Bundestag, 
oft wider besseres Wissen, mit den Sozialdemokraten zu stimmen in 
der Hoffnung, daß wir dann über den Bundesrat diese Gesetze wieder 
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korrigieren und die Freien Demokraten anschließend die von vms 
korrigierten Ergebnisse dann beim Bürger als die eigenen Erfolge 
verkaufen können. 

(Beifall) 

Wir brauchen für unsere Strategie die Solidarität und die Kräfti­
gung der Welt-Union der Christlichen Demokraten \xaä. eine enge Ver­
bindung zu den konservativen und liberalen Parteien der Welt. Wir 
dürfen den Einfluß auf die Weltpolitik nicht der Kommunistischen 
und der Sozialistischen Internationale überlassen. 

(Beifall) 

Deswegen treten wir ein für die Europäische Demokratische Union, 
die ausgebaut werden muß zu einer internationalen demokratischen 
Union aller Parteien auf der Welt, die dieselben Grundsätze und 
Ziele verfolgen - von England bis nach Australien. 

Dieses Zusammenwirken setzt Solidarität voraus. Wir sind eine große 
und starke Partei, modern organisiert und unanfechtbar in einer 
rechtstaatlichen Demokratie. Aber es gibt Bruder- und Schwesterpar­
teien in der Welt, die sich in Bedrängnis, in Not und in der Ver­
folgung befinden, weil sie sich zu denselben Zielen und Idealen 
bekennen wie wir, zu Freiheit, sozialer Gerechtigkeit und zu den 
Menschenrechten. Deswegen waren und sind wir solidarisch z. B. mit 
den christlichen Demokraten in Chile und in anderen lateinameri­
kanischen Ländern, wo sie sich in der Verfolgung und im Untergrund 
befinden. Aber deshalb sind wir auch solidaxisch mit einem Mann 
wie Napoleon Duarte und den christlichen Demokraten in El Salvador, 

(Beifall) 

die in einem Zweifrontenkrieg gegen die Extremisten von links und 
rechts versuchen, für ihr Land Demokratie, soziale Reformen undi 
freie Wahlen durchzusetzen. Hier stellt sich eine grundsätzliche 
moralisch-ethische Frage: Wer tut eigentlich mehr für sein Land, 
derjenige, der im Exil, z. B. in Mexiko, seine lautere Gesinnung 
auf den Markt der Medien trägt, oder derjenige, der das eigene 
Land nicht im Stich läßt und es vor allem nicht den Linksradikalen 
und den Rechtsradikalen im Lande selbst überläßt, sondern, mit 
demokratischen Mitteln den Weg der sozialen Reformen, der Durch­
setzung der Demokratie geht, und der versucht. Schritt für Schritt 
auch den eigenen Staatsapparat, die Polizei und das Militär von den 
alten rechtsradikalen Kräften zu säubern? Männer und Frauen, die 
ein Beispiel für ein neues Modell demokratischer und sozialer Re­
formen in den Entwicklungsländern geben können, sollten unsere Un­
terstützung haben. 

(Beifall) 

Meine Damen und Herren, wir sind im übrigen - das hat sich heraus­
gestellt - nicht wehrlos gegen die Politik der Desinformation und 
der Tatsachenverfälschung durch die internationale Linke. Die Ver­
änderung der öffentlichen Meinung in der Bundesrepublik Deutschland 
über El Salvador in den vergangenen Wochen hat gezeigt: Auch bei 
publizistischem Gegenwind ist es möglich, der Wahrheit eine Gasse 
zu bahnen und den eigenen Standpunkt erfolgreich zu vertreten. 

(Beifall) 

Im übrigen lassen wir hier auch keinen Zweifel zu: In dieser auch 
weltpolitisch wichtigen Frage stehen wir - im Gegensatz zu anderen 
- nicht auf der Seite von Kuba und der Sowjetunion, sondern auf 
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der Seite der Vereinigten Staaten von Amerika. 
(Beifall) 

Für uns sind die Vereinigten Staaten nicht Hegemonialmacht, wie 
Erhard Eppler meint, sondern der Bündnispartner, mit dem wir in den 
Werten und in den Zielen - wie Menschenwürde und freiheitliche Demo­
kratie - übereinstimmen und mit dem wir diese Werte und Ziele ge­
meinsam verteidigen. 

(Beifall) 

Lassen Sie mich dazu noch eine Schlußhemerkung machen. Ich habe in 
den letzten Tagen viele Gespräche über El Salvador geführt. Bei 
dieser Gelegenheit möchte ich dem B\indesaußenminister Hans-Diet­
rich Genscher und dem stellvertretenden Vorsitzenden der SPD Hans-
Jürgen Wischnewski für ihre Bereitschaft danken, an einer fried­
lichen -and sozial gerechten Lösung des Bürgerkrieges in El Salva­
dor mitzuwirken. 

(Beifall) 

Ich habe gesagt, wir haben keinen Grund zur Resignation. Aber wir 
haben auch keinen Grund zur Euphorie. Wir wissen zwar, daß unsere 
Politik mehrheitsfähig ist; um aber den Schritt von der Mehrheits­
fähigkeit zur tatsächlichen Mehrheit zu vollziehen, ist es unver-
meidbeir - und damit komme ich auf einen wunden Punkt zu sprechen -, 
in den kommenden Jahren die Mehrheit der jungen Wähler für die 
Politik der Union zurückzugewinnen. 

(Zustimmung) 

Wir wollen hier niemandem nach dem Mund reden. Die Mehrheit izn-
serer jungen Mitbürger lehnt Gewaltanwendimg ab. Was wir Abend 
für Abend im Fernsehen sehen, ist nicht mit der deutschen Jugend 
identisch. 

(Beifall) 

Aber eine gefährliche Entwicklung ist eingeleitet: Richterliche 
Entscheidungen werden nicht mehr vollzogen. Während der gesetzes­
treue Bürger jede Verkehrsübertretung mit zum Teil drakonischen 
Strafen büßt, werden schwere' Körperverletzung, Sachbeschädigung, 
Land- \ind Hausfriedensbruch bei Demonstrationen oft, vor allem 
in Berlin, nicht mehr verfolgt. 

(Lebhafter Beifall) 

Rechtsfreie Räume entstehen; Unruhe entsteht bei den gesetzes­
treuen Bürgern, Das alles hat politische und vor allem auch 
geistige Ursachen. Die SPD hat in den vergangenen zehn Jahren 
die Rechtspolitik, sie hat aber insbesondere auch das Rechts­
bewußtsein in \mserem Land verändert durch die Forderung nach 
dem politischen Richter, durch eine Reihe offenkundiger Ver­
fassungsbrüche, diirch die Verhöhnung und Beschimpfung des Bun­
desverfassungsgerichtes, durch die Rechtsverdrehung und Rechts­
beugung bei der Einstellung von Kommunisten in den öffentlichen 
Dienst und durch die permanente Verunsicherung der Polizei und 
die Zerschlagung des Verfassungsschutzes. Meine Damen und Herren, 
von der Beschimpfung des Bundesverfassungsgerichts bis zur Legi­
timierung des Faustreohts - Gewalt geht vor Recht - ist es niir 
ein ganz kurzer Weg. 

(Beifall) 
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Sollen wir denn jetzt alle Schuld bei den Jungen Leuten abladen, 
die da demonstrieren, meine Damen und Herren, liebe Parteifreun­
de? Neinl Schuldig sind vor allem jene, die schon seit Jahren 
Recht und Verfassiing der politischen Opportunität und der eige­
nen Ideologie geopfert haben. 

(Beifall) 

Wenn wir dies sagen, predigen wir nicht eine autoritäre ;Law-and-
order-Gesinnung. Wenn wir \ins für den Rechtsstaat und für das 
Recht einsetzen, so tun wir es vielmehr vor allem auch im Inter­
esse der Schwächeren, die für ihre eigene Existenz, für die Siche­
rung ihres Lebens darauf angewiesen sind, daß der Rechtsstaat 
funktioniert. Zu den Schwächeren gehören eben auch junge Men­
schen. Im Interesse der jungen Menschen treten wir dafür ein, 
daß keine rechtsfreien Räume entstehen, sondern daß der Rechts­
staat in diesem Volk auch in der Zukunft erhalten bleibt. 

(Beifall) 

Was müssen wir tun, um die jungen Mitbürger für uns zu gewin­
nen? 

Die einen raten \ms, überhaupt nichts zu tun. Der konservative 
Trend - so sagen sie - sorge dafür, daß die Jugend von selber zu 
uns komme. Dann gibt es die anderen, die uns Anpassung an die 
Jugend empfehlen. Ich bin folgender Auffassung: 
Wenn wir die jungen Wähler gewinnen wollen, müssen wir zunächst 
einmal erkennen, daß sich in unserer Gesellschaft und in unserem 
Staat Mißstände entwickelt haben, für die immer mehr Jugendliche 
immer weniger Verständnis haben und die auch zu gewaltsamen 
Protesten radikaler Minderheiten führen. Ich wiederhole: Die 
Mehrheit der Jugendlichen will eine Lösung der zugrundeliegenden Pro­
bleme . 

(Beifall) 

Meine Damen und Herren, dies ist eine wichtige Frage: 
Müßte es denn nicht auch uns aufregen - es regt uns ja auch auf, 
aber wir müssen dies noch einmal sagen -, wenn in Berlin wegen 
einer verfehlten Wohnungsbaupolitik mehrere tausend Wohnungen 
leerstehen, aber 80 000 Menscnen jiexne Wohnung haben? Muß uns 
das nicht aufregen, genauso wie viele junge Menschen in anderen 
Städten auch? Protestieren 18jährige nicht mit Recht dagegen, 
daß die Parteien zwar über die Einzelheiten des Ersatzdienstes 
debattieren, aber nichts dagegen tun, daß fast W % eines Jahr­
ganges weder Wehrdienst noch Ersatzdienst leisten und auch in 
keiner anderen Form einen Dienst für die Gemeinschaft leisten 
müssen? 

(Beifall) 

Sind viele junge Menschen nicht das Opfer eines reformierten 
BildungsSystems, das jungen Menschen zwar in der 11. Klasse den 
Physik- und ChemieStandard vermittelt, den ihre Väter erst im 
4. Semester an der Universität erreichten, das aber die Kultur 
der Sprache, den Wert der Geschichte und die Präge nach den 
Lebenszielen an den Rand gedrängt hat? 

(Beifall) 
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Was noch viel schlimmer ist: Den jetzt 18- tis 20oäh.rigen ist als 
Kindern in den späten 60er und in den 70er Jahren gesagt worden, 
alles sei machbar, die wirtschaftliche Entwicklung sei unbegrenzt, 
Demokratie fange überhaupt erst an, die Vollbeschäftigung sei ge­
sichert, der Friede für immer und ewig garantiert und das Neue 
sei immer besser als das Alte. 
Nun erleben sie als junge Erwachsene den Zusammenbruch dieser 
Vorstellungen. Sie erleben Arbeitslosigkeit, Einschränkung der 
freien Berufswahl, Angst vor der Zukunft, Angst vor der Zerstö­
rung der Umwelt, verbunden mit einer tiefen Enttäusch\ing über 
Eeformvorstelljingen und Reformversprechungen. Dies alles bringt 
eben viele dazu, nur noch in der Auflehnung eine angemessene 
Reaktion gegen eine solche Ordnung zu sehen. Es ist unnötig zu 
sagen, dsiß diese politische Ursachen hat, und es ist auch unnötig 
zu sagen, wer für diese Politik verantwortlich ist. Aber wir können 
VXL3 damit nicht zufriedengeben. Obwohl dies richtig ist,, muß uns der 
Gedanke quälen, daß die Sozialdemokraten, obwohl sie für diesen 
Problemstau und für diese Mißstände verantwortlich sind, die den 
Protest der Jugendlichen auslösen, dennoch immer noch mehr Anklang 
bei der Jugend finden als wir. Wir müssen klären, woran dies liegt. 

Erinnern wir xais einmal an die Argumente der SPD und an unsere 
Argumente gegenüber der Jugend in den letzten Jahren. Die Sozial­
demokraten versprachen das Abitur für 50 % aller Jugendlichen, 
Abmeldung vom Wehrdienst mit der Postkarte, die Jungsozialisten: 
Frieden ohne Waffen, die 55-Stunden-Woche, Demokratisierung aller 
Lebensbereiche. 

Wir haben von Leistungsbereitschaft, Respekt vor den Institutio­
nen, Wehrdienst und Pflichterfüllung gesprochen. 
Liegt hier nicht eine Erklärung für den größeren Erfolg der 
Sozialdemokraten bei der Jugend? Um es klar zu sagen: 
Was wir gesagt haben, war und ist berechtigt. Wir können den Weg 
der SPD nicht gehen, weil er die Jugend im Endergebnis betrügt. 

(Beifall) 

Heine Frage ist: War 'unsere Ansprache an die Jugend nicht unvoll­
ständig? Die SPD hat der Jugend politische Drogen verabreicht. 

Wir haben die Aufgabe übernommen, sie auszunüchtern. Dafür wird 
man nicht geschätzt, auch wenn man von der Wirklichkeit bestä­
tigt wird. 

Wir müssen uns hier schon mehr Mühe geben. Wir müssen einer er­
nüchterten Jugend wieder aufrichtige Ziele und eine berechtigte 
Hoffnung für ihr Leben geben. 

(Beifall) 

Unter nichts anderem leidet die Jugend mehr als unter Hoffnungs­
losigkeit, Zweifel am Sinn des Lebens und. einer ganz konkreten "• 
Lebensangst,um Arbeitsplätze, Berufschancen, Studienplätze. 

Was brauchen wir heute? Ich glaube, wir brauchen eine Renaissance 
der Hoffnung, eine Renaissance der Hoffnung gegen den Fatalismus, 
die Resignation, den Pessimismus, die Gewöhnung an Arbeitslosig­
keit, stagnierendes Wirtschaftswachstum, an Stillstandsphilosophien, 
an Stagnationstheorien, kurz: Hoffnung gegen den modischen Kultur­
pessimismus, der der Jugend kein Ziel mehr bietet, der ihre Kräfte 
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lähmt. 
(Beifall) 

Helmut Schmidt hat einmal erklärt, die ganze Welt laufe aus dem 
Ruder. Aber, meine Damen und Herren, nicht die Welt läuft aus dem 
Ruder, sondern die SPD läuft aus dem Ruder. 

(Beifall) 

Und es ist doch gar nicht wahr, wie viele dieser Kulturpessimisten 
sagen, daß wir dazu verurteilt seien, mit der Arbeitslosigkeit, 
mit der Inflation, der negativen Zahllingsbilanz, dem Stagnieren 
des wirtschaftlichen Wachstums, der Wohnungsmisere und der ölab-
hängigkeit zu leben. Wir wissen doch, was wir tun würden, wenn 
wir die Regierungsverantwortung hätten. Franz Josef Strauß hat es 
vor der Wahl gesagt - wir brauchen heute nichts davon wegzunehmen -
Wir würden die Innovationskräfte und die Investitionskräfte, die 
brachliegen, die aus politischen und ideologischen Gründen ge­
stoppt worden sind, freisetzen - im Kernenergiebereich ca. 30 
Milliarden DM, im Bausektor ca. 10 Milliarden DM, bei der Verka­
belung der Großstädte - vom Bundeskanzler jetzt gestoppt -, wie 
die Bundespost sagt, in einem Investitionswert von 30 000 Arbeits­
plätzen. Solche Investitionen müßten wieder durch politische Ent­
scheidungen freigesetzt werden. Meine Damen und Herren, das ist 
das beste Mittel, um wieder Arbeitsplätze, Studienplätze, Sicher­
heit für unsere jungen Menschen zu schaffen. 

(Beifall) 

Neue Technologien erzeugen beim Menschen oft Angst, sie treffen 
auf Mißtrauen. Aber Politik hat doch die Aufgabe, im Dialog mit 
den Menschen ihnen diese Angst zu nehmen, ihnen auch die Chancen 
neuer Technologien zu zeigen und sie so mit neuer Hoffnung zu er­
füllen. 

Was tut aber die Bundesregierung? Sie verstärkt die Angst. Sie 
läßt es zu, daß der technische Portschritt durch eine suggestive 
Propagajida für viele ein Alptraum, ein Schreckgespenst der Zu­
kunft wird. Die Regierungsparteien schüren die Angst, anstatt die 
ChEuicen für eine menschlichere Welt aufzuzeigen, die in neuen 
Technologien liegen. Wir als Christliche Demokraten wissen, daß 
nicht alles dem Menschen Mögliche auch gleichzeitig das dem 
Menschen Gemäße ist. Dies gilt für die Technik genauso wie für 
die wissenschaftliche Entwicklung. Der Mensch muß immer Herrscher 
über und Beherrscher von Technik und Wirtschaft bleiben und darf 
nie zum Objekt und Sklaven degradiert werden. 

Deswegen ist es z.B. für uns Christliche Demokraten eine Aufgabe, 
wachzubleiben, hellwachzubleiben, wenn wir davon hören, daß die 
Biochemie heute z.B. in der Lage ist, den Menschen durch Verände­
rung der genetischen Substanz zu manipulieren. Hellwach müssen wir 
hier bleiben. Nicht alles, was dem Menschen möglich ist, ist das 
dem Menschen Gemäße. 

(Beifall) 

Aber die Wahrheit ist doch auch: Die Erfindung des Motors, des 
Flugzeuges, der Rakete und der Elektronik belasten die Menschen 
nicht nur, sondern haben sie auch freier gemacht, ihnen mehr Un­
abhängigkeit gegeben, den Arbeitern mehr Gerechtigkeit und Würde. 
Wer will denn angesichts des Hungertodes von Millionen von Men­
schen, der rasant wachsenden Bevölkerung in wirklichem Ernst be-
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haupten, wir könnten uns Stagnation der Wirtschaft und Stillstand 
des technischen Fortschritts auch nur für eine Minute erlauben? 

Und ist es nicht auch ein sozialer Fortschritt - das müssen wir 
unseren jungen Menschen sagen -, daß es uns die Mikroelektronik 
möglich machen wird, die Wirtschaft wieder stärker zu dezentrali­
sieren, die Konzentration auf große Produktionseinheiten umzukeh­
ren und z.B. prozeßgesteuerte Drehbänke und andere Werkzeug­
maschinen auch für kleinere Unternehmen finanzierhar xmd rentabel 
zu machen? 

Wir wissen aus der Geschichte der Menschheit, aber auch aus der 
JOjährigen Geschichte unseres eigenen Landes, daß Menschen in 
Freiheit in der Lage sind, schwere -und schwerste Probleme zu lösen, 
wenn ihre schöpferische Kraft nicht -unterdrückt, sondern freige­
setzt wird. 

(Beifall) 

Uns in der Bundesrepublik Deutschland fehlt doch nicht die Er­
kenntnis, was getan werden muß und was getan werden kann. Was der 
Bundesrepublik Deutschland heute fehlt, ist politische Führung. 
Natürlich sehen wir das Problem des Wachstums und des technischen 
Fortschritts. Der Club of Rome hat einmal fojrmuliert: 

"In sich selbst kreisender Fortschritt macht die Menschen permanent 
unzufrieden, ohne daß ihnen ein Ziel gezeigt wird, von dem her sich 
die Hetze dauernder Veränderungen lohnt." 

Das Problem liegt also nicht im Fortschritt, sondern an dem fehlen­
den Ziel für den Menschen. 

Das ist die Frage, die junge Menschen an uns stellen: Gibt es noch 
Ziele, für die einzusetzen sich lohnt, oder geht es nur noch darum, 
den Status quo zu bewahren? Ich meine, diese großen Ziele gibt es. 
Wir leben nicht in einer eschatologischen Endzeit, in der nur noch 
das Erworbene zu verteidigen ist. 

- Es stimmt doch nicht, daß wir nur die Alternative zwischen 
Aggression und Kapitulation haben. Die große Aufgabe, das Ge­
setz der wiederkehrenden Kriege zu durchbrechen, steht noch vor 
uns. Seit "19^ gab es über 400 Kriege auf der Welt. 

- Es stimmt doch nicht, daß wir nur die Wahl zwischen einer 
Robotergesellschaft und der Rückkehr zur Natur haben. Die Auf­
gabe, den technologischen Portschritt in den Dienst aller Men­
schen zu stellen, steht noch vor uns. 

- Es stimmt doch nicht, daß wir \ins zwischen einer bürokratisier-
ten Gesellschaft und der Zerschlagung aller Institutionen ent­
scheiden müssen. Wir können das Zusammenleben der Menschen in 
überschaubaren und menschlichen Einheiten gestalten. 

Uns fehlt es also nicht an Zielen und Aufgaben. Die Ziele sind 
sichtbar, die Aufgaben sind notwendig. Und ich möchte die Jugend 
sehen, die sich für diese Ziele \ind Aufgaben nicht begeistern, 
ließe, wenn die Politik diese jungen Menschen nicht im Stich ließe. 

(Beifall) • 

Manchmal geht es uns ja selber so: Viele junge Menschen glauben, 
daß sie. nichts dazu beitragen könnten, da£ sie nutzlos seien, daß 
ihr Leben keinen Sinn, habe. Aber sagen wir ais Christlich Demo­
kratische Union - lassen Sie mich das zxim Schluß sagen - doch 
auch: Lassen wir uns nicht von einem Gefühl_der Nutzlosigkeit be-
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irren, von dem Glauben, daß es nichts gebe, was ein Mann oder eine 
Prau ausrichten kann gegen das gewaltige Aufgebot der Übel in der 
Welt, gegen Elend \md Unwissenheit, Ungerechtigkeit vmd Gewalt. 
Immer noch gilt der Satz: Menschen gestalten die Geschichte. "Gib 
mir einen Punkt, an dem ich stehen kann", sagte Archimedes, "und 
ich werde die Welt bewegen". 
Große Menschen haben die Welt bewegt, und wir alle können es. We­
nige nxii werden die Größe haben, die Geschichte zu verändern. Aber 
jeder von uns, jeder junge Mensch, der das Leben noch vor sich, hat, 
kann sich bemühen, einen kleinen Teil der Entwicklung zu beeinflus­
sen. Die Summe aller dieser Taten wird die Geschichte dieser Gene­
ration schreiben. 
Jedesmal, wenn sich ein Mensch für ein Ideal einsetzt oder etwas 
für die Verbesserung des Loses eines anderen tut, etwas unter­
nimmt , sich gegen die Ungerechtigkeit auflehnt, setzt er eine win­
zige Welle der Hoffnung in Bewegung. 

(• Beifall) 
Und von Millionen der verschiedenen Zentren der Energie \ind des 
Wagemutes aus treffen diese Wellen zusammen zu einer gewaltigen 
Woge, die die mächtigsten Mauern der Unterdrückung, des Wider-. 
Standes xaiä. der Ungerechtikgkeit zerschmettern kann. Meine Damen 
und Herren, liebe Parteifreunde, deswegen auch heißt das Motto 
dieses Parteitages - ein Motto der Hoffnung -: Wir arbeiten für 
eine menschliche Zukunft. 

(Langanhaltender starker Beifall) 

Lothar Späth, Tagungspräsidiiim: Lieber Heiner Geißler, der Psuctei-
tag dankt Ihnen für diese Rede. Er dankt Ihnen aber auch ausdrück­
lich für all die Arbeit, die Sie und Ihre Mitarbeiter im Jahr 1980, 
vor allem im Bundestagswahlkampf geleistet haben. 

(Beifall) 
Von Mannheim - das wurde heute schon mehrmals erwähnt - ging auch 
die Kraft der gemeinsamen Erklärung der Delegierten zum B\mdes-
tagswahlkampf aus. Ich glaube, gerade hier in Mannheim können wir 
noch einmal das zementieren, was wir als Ergebnis dieses Wahl­
kampfes und der politischen Auseinandersetzungen feststellen kön­
nen: daJ3 die Union ihre Politik noch nie so klar und geschlossen 
dem Bürger deutlich machen konnte wie in der gegenwärtigen Ausein­
andersetzung. Deshalb gilt auch hier noch einmal ein ganz herzli­
cher Dank in allererster Linie dem Mann, der als Kanzlerkandidat 
diesen Wahlkampf gegen Anfeindungen, wie sie sich noch kein Kan­
didat gefallen lassen mußte, für xuxs an erster Stelle geführt hat, 
nämlich Franz Josef Strauß. Er hat jetzt das Wort. 

(Beifall) 

Dr. h.c. Franz Josef Strauß. Vorsitzender der CSU: Heine sehrver-
ehrten Damen und Herren! Liebe Parteifreunde! Ein recht, recht 
herzliches Wort des Dankes für den freundlichen und warmen Empfang. 
Aber nicht nur ein Wort des Dankes, sondern im Namen der gesamten 
Partei und - ich darf sagen - einer großen Mehrheit der Bevölkerung 
des Freistaates Bayern ein herzliches Grüß Gott an Sie alle. 

(Beifall) ' 

Der Gleichklang der CDU/CSU erstreckt sich nicht nur auf alle po­
litischen Problembereiche oder auf persönliche Harmonie und Sym­
pathie, sondern er reicht bis zu den Widrigkeiten des täglichen 
Lebens; denn nach meiner Rede werde ich in dem Zustand sein, in 
dem sich Helmut Kohl ebenfalls befindet, weil ich - nicht ohne 
Grund - seit meiner Nassauer Rede am letzten Mittwoch eine schwere 
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Erkältung habe, die ich aber für heute noch niedergekämpft habe, um 
mich ihr dann wieder voll widmen zu können. 

(Heiterkeit und Beifall) 
Aber die Freude hätte ich politischen Spekulanten nicht machen mö­
gen: aus Krankheitsgründen ferne zu bleiben, um dann andere Motive 
in der Zeitimg zu lesen. Darum rede ich lieber hier. 

(Heiterkeit und Beifall") 
Meine sehr verehrten Damen und Herren, dieser Parteitag, den Kol­
lege Geißler als einen Parteitag der Hoffnung bezeichnet hat, ist 
im Zusammenhang mit diesem Generalthema natürlich auch ein Anlaß 
zum Rückblick und ein Anlaß zur Vorausschau. Der Rückblick bedeu­
tet gerade von meiner Seite u.a. auch ein Wort des Dankes an Sie 
alle für das im Waiilkampf in immer stärkerem Maße zu Tage getrete­
ne Engagement für die gemeinsame Sache, für die gemeinsamen Grund­
sätze , für die gemeinsamen Zielorientierungen und für die gemein­
same personale Konstellation. Dafür Ihnen allen ein herzliches 
Wort des Dankes. Diese Gemeinsamkeit hat sich nicht nur im Wahl­
kampf bewährt, sie hat sich auch am Abend nach der Bekanntgabe des 
Wahlergebnisses in vorbildlicher Weise, geradezu demonstrativ, ge­
zeigt. 

(Beifall") 
Ich habe am Abend dieses Wahlkampfes - nicht aus Mangel an anderen 
Argumenten, sondern in voller Überzeugung - gesagt, daß Helmut 
Schmidt einen Pyrrhussieg errimgen habe, einen Sieg, der die La­
bilität der Eegierungspolitik deutlicher in Erscheinung treten 
lassen werde, als es in den vorangegangenen vier Jahren der Fall 
gewesen sei. Warum? Dazu möchte ich noch einige Sätze sagen. 
Wir schauen weder im Zorn noch in Wehleidigkeit oder in Selbst­
mitleid zurück. Im Gegenteil: Wir schauen ZTorück mit Stolz auf die 
eigene Leistimg. Wir sehen allerdings mit Betrübnis den Verfall 
des Erbes, das wir im Jalire 1969 der liberal-sozialistischen 
Koalition übergeben haben. 

(Beifall) 
Wir schauen mit der Hoffnung voraus, daß es -uns gelingen möge, die 
Talfahrt aufzuhalten, noch bevor sie das unterst mögliche Niveau 
erreicht hat, und wieder in eine gegenteilige Entwickl\m.g umzu­
setzen. 
Meine sehr verehrten Damen und Herren, die Situation, in der sich 
die Koalitionsparteien in Bonn befinden, ist dadurch gekennzeichnet 
- das darf ich als engagierter Außenseiter sagen -, daß die Linken 
innerhalb der SPD an Zahl mindestens doppelt so stark geworden 
sind, allerdings ihr Ziel - absolute Mehrheit der SPD und damit 
Erpressbarkeit des Kanzlers - nicht im gewünschten Msuße erreicht 
haben, daß sie aber andererseits selber nicht in der Lage sind, 
ihre eigenen Ziele in dieser Koalition noch zu erreichen oder 
nennenswert voranzutreiben. 

Auf der anderen Seite hat die FDP einen Zuwachs gewonnen, der nicht 
zuletzt von den Wählern stammt, die eine absolute Mehrheit der SPD, 
also einen Sieg der Politik des Koalitionspartners der FDP, für ein 
großes Unglück gehalten hätten und nach dem Motto gewählt haben: 
verhindern wir das Schlimmste und sorgen wir dafür, daß die FDP nach 
der Pleite in Düsseldorf, bei der sie nicht mehr in den Landtag kam, 
wenigstens in den Bimdestag kommt. 

Meine Damen und Herren, mit dieser Ausdehnxmg der Spannweite hat 
sich die Labilität der Konstruktion erheblich verstärkt. Die einen 
sind frustriert und irritiert, weil sie ihr Ziel nicht erreicht ha-' 
ben, obwohl sie innerparteilich in der SPD stärker geworden sind, 
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und die anderen verlangen von der Partei, der sie vorübergehend die 
Stinune gegeben haben, eine Politik, die im klaren Gegensatz zur Po­
litik der Linken in der SPD steht; sie verlangen Korrekturen auf 
einer Reihe von Gebieten, auf wirtschaftlichem, finanziellem und so­
zialem Gebiet, Korrekturen auf außenpolitischem Gebiet, zumindest 
Klärungen, die allerdings mit den Linken in der SPD nicht erreicht 
werden können. Ergebnis ist, daß ein Laufstall für den Bundeskanz­
ler errichtet worden ist, der sich allmählich zum Laufställchen zu 
vermindern droht, weil seine Bewegungsfreiheit sich fast nur noch 
auf verbale Beteuerungen des Gegenteils dessen erstreckt, was in 
seiner Partei in Wirklichkeit heute angestrebt oder betrieben wird. 

(Beifall) 

Das ist doch, in kurzen Worten ausgedrückt, die Situation. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, man soll Aussagen von vor 
der Wahl auch noch nach der Wahl sagen können. Wir scheuen davor 
nicht_zurück. Wir können alles das, was wir vor der Wahl gesagt ha­
ben, was wir an Programmpunkten aufgestellt haben, auch nach der 
Wahl ohne Abstriche auf unserem Schilde herzeigen. Das gilt sowohl 
für das, was wir an Warnungen gesagt haben, was wir an Analysen 
dargelegt haben, als auch für das, was wir an Zielen aufgezeigt ha­
ben. 

Ich möchte etwas zu einer weit verbreiteten, nicht von innerhalb 
der Union stammenden, aber von außerhalb da und dort - siehe auch 
die Rede von Finanzminister Posser zur 1. Lesung des Bundeshaus­
halts 1981 im Bundestag - geäußerten Kritik sagen. Wir haben ein 
sozialpolitisches Programm mit dem Schwerpunkt Familienpolitik be­
schlossen. Sie wissen, was ich meine: einmal die Gleichbehandlung 
aller Mütter; das ist das finanziell am wenigsten kostenträchtige 
Programm. Dann kam natürlich die Gleichstellung von Mann und Frau 
im Eentenrecht mit den verschiedenen Sätzen: 60 %, 65 %, 70 % usw. 
Dann kam die Anerkennung von sogenannten Baby-Jahren je Kind. Die 
SPD hat ein Jahr versprochen, kann es aber nicht finanzieren. Wir 
sind wesentlich höher gegangen. Man hält uns vor, wir seien unse­
riös gewesen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich muß einmal mit aller 
Deutlichkeit darauf bestehen, daB man nicht nur einen Teil eines 
Satzes zitiert, sondern daß man den ganzen Satz oder die gsinze Pas­
sage zitiert. Sonst könnte man auch die Bibel als Kronzeugen für 
den Atheismus verwenden. Denn irgendwo im Alten Testament steht: 
"Es gibt keinen Gott- spricht der Narr." 

(Heiterkeit und Beifall) 

Wenn man nur den ersten Absatz nimmt, dann ist die Bibel ein Zeug­
nis für den Atheismus. 
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Wir haben unsere sozialpolitischen - in diesem Falle: gesellschafts-
und familienpolitischen - Zusagen von der Wiederherstelliing einer 
normalen Vollheschäftigung abhängig gemacht; wir haben sie abhängig 
gemacht von der Ausschöpfung, von der Ausnutzung unseres Wertschöp-
fiingspotentials, von der Rückkehr zu einer voll iUnktionierenden 
Maxktwirtschaft. Wenn wir, meine Damen und Herren, wieder zu einer 
voll funktionierenden Marktwirtschaft mit einem hohen Beschäfti­
gungsstand nach den Grundsätzen moderner Volkswirtschaftspolitik 
kommen, dann werden auch die Steuereinnahmen und die Abgabeneinnah­
men sich wieder so entwickeln, daß wir unser Programm, das wir ja 
nicht aus wahlkampfdemagogischen Gründen, sondern aus Überzeugung 
vertreten haben, auch Schritt für Schritt tatsächlich finanzieren 

^ ° ^ ^ ^ - (Beifall) 

Man kann aber nicht die Schlußfolgerung allein in den Raum stellen, 
man muß auch die Prämissen, die Vorbedingungen, damit die Schluß­
folgerungen aufrecht erhalten bleiben, in den Mittelpunkt hinein­
stellen. 

(Beifall) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, Graf Lambsdorff sagte, bei 
einem Sieg der SPD würde die Marktwirtschaft eine leere Worthülse 
werden. Das ist praktisch nichts anderes als das, was Konrad Ade­
nauer im Jahre 1957 sagte. Er sagte nämlich damals, ein Sieg der 
SPD wäre der Untergang Deutschlands. Meine Damen und Herren, im 
WahlkampfStil ausgedrückt, auf normales Deutsch reduziert, ist das 
ja der Prozeß, den wir'von 1969 bis heute - mit den heutigen unvor­
stellbaren Zuständen - erlebt haben. 

(Beifall) 

Ich frage mich nur eines. Ich bin nicht der Meinung, daß wir uns 
der PDP anbiedern sollten, daß wir ihr nachlaufen oder uns ihr an­
passen sollten. Das ist nicht das Thema, mit dem man zu einer ge­
meinsamen Politik oder mit dem man die Rückkehr zur Eegierungsver-
antwortung betreiben kann. 

Wenn aber der eine Koalitionspartner sagt, daß die Politik des ande­
ren, konsequent durchgesetzt, die Marktwirtschaft zerstören würde, 
dann ist doch die Präge, warum er sich dann immer wieder zu dieser 
Kombination entschließt, keine demagogische Präge, sondern eine rea­
listische, höchst angebrachte Frage. 

(Beifall) 

Dem Bimdeskanzler wird dann noch testiert, daß er in allen entschei­
denden wirtschafts- und sozialpolitischen Fragen die Meinung der 
linken in seiner Partei teile, so Lambsdorff über Helmut Schmidt. 
Das ist doch ein viel schärferes Urteil, als es aus unseren im all­
gemeinen freundlichen Reihen zu kommen pflegt. Es wird gesagt, er 
sei für die 35 Stunden-Woche, für die volle paritätische Mitbestim­
mung, für die Einführung der Einheitsversicherung, für die Preisga­
be der vielfältig gegliederten Krankenversicherung, für die Konfis­
kation der Betriebsrenten zugunsten einer Einheitsrente. Wenn das 
der eine Koalitionspartner über den.anderen sagt, dann muß man 
eigentlich fragen - erkläre mir, Graf öridur, den Zwiespalt der Na­
tur - : Was führt euch eigentlich zusammen? 

(Beifall) 

Graf Lambsdorff hat darauf eine Antwort gegeben. Er hat gesagt: mit 
der CDU/CSU und ihrem -unberechenbaren Kandidaten Strauß sei eine 
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realistische Außen- imd eine rechtsstaatliche Innen- und Sicher­
heitspolitik nicht vorstellhar. Meine Damen imd Herren, lassen Sie 
mich darauf in der üblichen Deutlichkeit und ohne Gehässigkeit ein­
gehen . 

Vor kurzem sagte Herr Genscher, notwendig sei eine realistische Ent-
spannxmgspolitik gegen illusionäre vertrauensselige Tendenzen. - Von 
wem stammen denn die illusionären vertrauensseligen Tendenzen in der 
Entspannungspolitik? Die stammen doch nicht von der CDU/CSU. Wenn 
er einen Partner für eine realistische Entspannungspolitik sucht, 
dann findet er den nur in der CDU/CSU, aber nicht bei seinem Koali­
tionspartner. 

(Beifall) 

Er sagt weiter, Vertrauen in die USA und nicht Skepsis sei notwen­
dig. - Ja, wer hat denn Vertrauen zur USA? Wer hat denn vor dem 
Wahlkampf, im Wahlkampf und nach dem Wahlkampf die - beinahe hätte 
ich gesagt: dura necessitas - absolute harte Notwendigkeit einer 
:nahtlosen Bündnispolitik mit den USA betont? Und wer hat unter­
schwellig und zujn Teil auch offen gegen die USA im allgemeinen xuid 
den neuen Präsidenten im besonderen gehetzt? Das waren große Teile 
der Partei des Herrn Helmut Schmidt, große Teile des Koalitionspart­
ners der FDP. Dort ist doch Skepsis gegenüber der Politik der USA 
geäußert worden, dort ist der USA imperialistische Politik, dort 
ist ihr militaristische Politik,dort ist ihr entspannungsfeindliche 
Politik unterstellt worden; doch nicht von uns! Das stimmt doch 
nicht. 

Am Mittwoch dieser Woche habe ich gelesen, daß Herr Genscher sich 
in einem Interwiev mit mehreren deutschen Regionalzeitungen dafür 
ausgesprochen hat, gerade in kritischen Situationen mit dem Verbün­
deten zusammenzurücken. "Wir wollen keine Ja-aber-Verbündeten sein, 
sondern ein selbstbewußter Partner, der auch seine Pflichten er­
füllt." Wer sind denn die Ja-aber-Verbündeten in der Bundesrepublik 
Deutschland? Die Ja-aber-Verbündeten, das sind doch die meisten 
Spitzenpolitiker der SPD. Helmut Schmidt wäre es auch, wenn er über­
haupt noch etwas sagen würde, was von Belang wäre. 

(Heiterkeit und Beifall) 

Wer ist denn der Ja-aber-Verbündete? Herr Genscher sagte bezeich­
nenderweise weiter, bei manchen beginne der Sündenfall schon da­
mit, daß sie einen gleichen Abstand der Bundesrepublik zu den bei­
den 'Großmächten vortäuschten und so verleugneten, daß die Bundes­
republik mit den USA nicht nur ein gemeinsames Sicherheitsinteres­
se verbinde, sondern auch eine gemeinsame Wertordnung: Freiheit, 
Menschenwürde und Selbstbestimmung. 
Meine sehr verehrten Damen und Herren, wer betont denn, den 
gleichen Abstand von Washington und von Moskau in der deutschen 
Politik? Das ist doch die Linke in der Bundesrepublik Deutschland. 
Und auch der Herr Bundeskanzler spricht doch davon, daß man Wa­
shington -und Moskau wieder ins Gespräch bringen müsse, und er 
legt betonten Wert darauf, nach beiden Seiten hin Äguidistanz zu 
halten. 
An wen richten sich denn die Appelle des Herrn Bundesaußenminir-
sters, des Stellvertreters des Bundeskanzlers? Sie richten sich 
doch an den Bundeskanzler, sie richten sich doch an den Chef sei­
ner eigenen Regierung. Wir haben es allmählich satt, daß Bundes­
minister ihre Bedenken gegen anonymi Gegner in der Öffentlichkeit 
äußern, während sie in Wirklichkeit ihren Koalitionspartner mei-
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nen, von dem sie nicht loskommen. 

(Beifall) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, nicht lange nach der Wahl 
vom 5- Okotber konnte man in einer großen überregionalen deutschen 
Tageszeitung, in einer süddeutschen Tageszeitung, deren politische 
Sympathien nicht nur während des Wahlkampfes eindeutig zutage tra­
ten, im Wirtschaftsteil einen Artikel aus der Feder eines bekannt 
ten, eines der "besten Wirtschaftsredakteure, über die die deutsche 
Presse verfügt - das ist nun einmal der Herr Franz Thoma; der 
Vorname natürlich Franz, und Thoma spricht ja eine bedeutende 
Sprache -

(Beifall) 

lesen, dessen Überschrift hieß "Es geht rapide bergab". 

Meine Damen und Herren, haben nicht wir alle, ob Helmut Kohl oder 
ich oder die anderen Persönlichkeiten der CDU/CSU, im Wahlkampf, 
aber auch schon vorher und dann nachher gesagt "Es geht rapide 
bergab"? Was ist denn zwischen dem 4. und dem 6. Oktober einge­
treten? Ziwschen dem '+. und dem 6. Oktober ist doch keine mate­
rielle Änderung eingetreten! Zwischen dem 4. und dem 6. Oktober 
hat sich die Bereitschaft der Propagandisten vergrößert, schritt­
weise die Wahrheit zuzugeben. 

Wohl hat am 5- Oktober noch einmal Propaganda über Politik ge­
siegt, aber die Stunde der Wahrheit konnte nicht auf endlose 
Zeiten hinausgeschoben', werden. Von der rapiden Talfahrt reden 
heute genau dieselben, die uns vorher - vor dem Wahlkampf und im 
Wahlkampf - Demagogie, Polemik, Angstmacherei, UnruheStiftung, 
Verunsicherung der Menschheit, Verstoß gegen das 8. Gebot, Ver­
stoß gegen die christliche Nächstenliebe vorgehalten haben. 

(Beifall) 

Meine Damen und Herren, ich sage das jetzt wahrlich nicht in ei­
gener Sache, aber es ist doch höchste Zeit, daß man dem deutschen 
Volke einmal die Möglichkeit gibt, durch diesen Nebel von Propa­
ganda, durch diesen Schleier von irreführenden Vorhängen hin­
durch über die politische Wirklichkeit informiert zu werden. 

Das Entscheidende ist doch nicht, daß wir die falsche Politik ge­
macht hätten, sondern ist, daß es uns nicht möglich war, die Wahr­
heit über die Lage und die Wahrheit über die Notwendigkeiten 
unserer Politik den Bürgern, vor allen Dingen der jüngeren Gene­
ration, in der notwendigen Breite und Tiefe verständlich zu 
machen. 

(Zustimmung) 

Das, war doch der eigentliche Grund, nicht etwa die Nichtrichig-
keit unserer politischen Analyse oder die Nichtrichtigkeit lanserer 
politischen Ziele oder die Nichtrichtigkeit unserer politischen 
Vorschläge. 

Das veranlaßt mich, kurz zu etwas Stellung zu nehmen, was ja 
jmmer vdeder als echtes oder vermeintliches Thema auftaucht, 
nämlich zu der Frage: Brauchen wir eine andere Politik? Brauchen 
wir deshalb, weil wir nur an die i;-5 % bekommen haben, eine andere 
Politik, mit der wir dann eben höhere Prozentsätze erreichen? Ich 
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kann davor nur "beschwörend warnen! 

(Beifall) 

Wir haben unser Wahlprogramm seinerzeit - ich sage das jetzt 
nicht, weil etwas hinter uns liegt, sondern weil dieselben Aus­
sagen auch heute noch gültig sein müssen - doch nicht unter dem 
Gesichtspunkt "Wie sind wir am gefälligsten,' wie sind wir pro­
pagandistisch am attraktivsten, wie kommen wir'aiJi leichtesten 
beim Wähler an?" erarbeitet. Wir haben unser gemeinsames Wahl­
programm - denken Sie auch an das Mannheimer Manifest, das hier 
in diesen Hallen beschlossen worden ist - doch unter dem Gesichts­
punkt der sachlichen Verantwortung gemacht, unter dem Aspekt '' 
"Was würden wir tun, wenn wir die Eegierungsverantwortung über­
nehmen müßten?". Das, was wir uns damals gründlich überlegt ha­
ben, gilt heute noch genauso, ja, es gilt heute noch mehr als 
damals, weil n-unmehr die Ausgangsanalysen von einem wesentlich 
größeren Prozentsatz der Öffentlichkeit, als es damals, vor einem 
Dreivierteljähr, der Fall gewesen ist, als richtig anerkannt wer­
den. 

Deshalb geht es nicht um eine andere Politik, sondern um mehr 
Wirksamkeit in.der Durchsetzung unserer Politik, um mehr Wirk­
samkeit in der Vertretung unserer Politik, um mehr Wirksamkeit 
in der Methode, darum, Ausgangsgrundlagen Wertorientiervtngen, 
Zielsetzungen und Inhalte unserer Politik dem Bürger verständlich 
zu machen. 

Meine Damen und Herren, ich kenne schon - und zwar nicht erst 
seit acht oder zehn Monaten oder seit zwei Jahren - die erfolg­
reiche Wirksamkeit poblizistiecher Ambulanzdienste gewissem 
Massenmedien für jeweils amtierende linke Regierungen. Sie sind 
555 Tage im Jahr 24 Stunden am Tage unterwegs, um die Verletzten 
der roten Politik von den Schlachtfeldern einzusammeln, die To­
ten möglichst schnell zu beerdigen und darüber hinaus dann Er­
folgsmeldungen vorzugaukeln. 

(Beifall) 

Nur, meine Damen und Herren, kann man auf die Dauer mit Propa­
ganda und public relations aus zwei mal zwei nicht sechs machen. 
Einmal kommt die Stunde der Wahrheit. Die Stunde der Wahrheit ist 
für uns, die Opposition in Bonn, der Saum vom Mantel des lieben 
Gottes, ist für uns der Saum vom Mantel der Geschichte, den wir 
ergreifen müssen. Die Stunde der Wahrheit ist für uns die Chance, 
die Richtigkeit unserer Politik mit Wirksamkeit auch an den 
letzten Wähler heranzubringen. 

Das erfordert aber ein ungeheures Engagement, das erfordert noch 
mehr Öffentlichkeitsarbeit, und das erfordert auch und vor allem, 
daß wir uns in diesem Bereich nicht dauernd von linken Meinungs­
machern terrorisieren lassen und dann den Weg der leichtesten 
Flucht oder den billigsten Ausweg suchen. Wir müssen uns auf die­
sem Gebiet stellen, und das gilt vor allem für unsere Mitglieder 
in den Rundfunk- und Fernsehräten. 

(Beifall) 

Das gilt für alle diejenigen, deren Stimme nicht ungehört ver­
hallen wird, wenn sie sachkundig und mutig erhoben wird. 

Wir müssen endlich einmal dazu kommen, daß bei ims nicht nur 
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wirtscliafts- und sozialpolitische Pläne mit der wirtschaftlichen 
Entwicklung synchronisiert werden. Wir müssen nicht mar Sach­
planung und Finanzplanung declningsgleich machen; wir müssen auch 
ktei uns dazu kommen, daß politische Wahrheit und politische Pro­
paganda auch noch in ein und derselben Optik erkennhar sind, daß 
politische Propaganda in Zukunft nicht mehr das exakte Gegenteil 
der politischen Wahrheit darstellen kann, wie wir es im Laufe der 
letzten Jahre üher weite Strecken erleht haben. 

(Beifall) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich habe von der Talfahrt 
gesprochen, ich habe davon gesprochen, daß es rapide bergab geht. 
In meiner letzten Bundestagsrede habe ich gesagt - ich begnüge 
mich hier mit dem Stichwort - : Ihr Jahre 1980 sind alle Ziele 
moderner Volkswirtschaftspolitik, die Ziele des berühmten volks­
wirtschaftlichen Vierecks, versäTjmt worden, und sie werden im 
Jahre 1981 .ebenfalls versäumt werden. Alle, aber auch alle Indi­
zien sprechen dafür. 

Wir werden das notwendige Maß an Preisstabilität nicht erreichen. 

Wir werden das Ziel des hohen Beschäftigungsstandes in noch 
stärkerem Maße versäumen, als die Bundesregierung es noch vor 
wenigen Wochen bei der Debatte des Jahreswirtschaftsberichts im 
Bundestag zuzugeben bereit war. 

Wir we:i;'den nicht annähernd angemessenes stetiges Wachstum haben, 
es sei 'denn, daß "Nullwachstum" schon ein Verdienst und "Minus­
wachstum" ein Fortschritt wären. 

Aber hier ist doch der Blödsinn der Sprache augenfällig. Wir haben 
einen Rückgang des realen Bruttosozialprodukts. Was über der Null-
Linie liegt, ist ein nominales Wachstum, das mit der Inflationsrate 
zusammenhängt. Das heißt, wir werden in diesem Jahr keine Steige­
rung, ja nicht einmal mehr eine Erhaltung der realen Einkommen 
unserer Bevölkerung erleben. Wir werden einen echten realen Rück­
gang erleben. 

Hier allerdings möchte ich etwas in aller Deutlichkeit sagen, und 
zwar erstens an meine eigene Adresse. Wir versuchen, es in der Um­
setzung in lonsere Landespolitik griffig zu machen. Das ist aber 
nicht nur eine Sache der CSU oder Bayerns mit all unserer Unzu­
länglichkeit. Das ist unser aller Sache. Die Segnungen der Bonner 
Politik, die von den Ländern ja großenteils vallzogen werden müssen, 
dürfen nicht vom Bürger, der den Bescheid von einer Landesbehörde 
bekommt, der CDU- oder CSU-Landesregierimg als deren Versagen oder 
Schuld in die Schuhe geschoben werden. 

(Beifall) 

Das empörende Verhalten des Bundes gegenüber den Ländern ist ein 
Thema, über das andere referiert haben \ind referieren werden, zum 
Beispiel die Kollegen Ministerpräsidenten aus den CDU-regierten 
Ländern. Ich brauche darauf nicht im einzelnen einzugehen. Ich 
meine das empörende Verhalten des Bundes, die Tatsache, daß der 
Bund seinen Beitrag zu den Gemeinschaftsaufgaben gegenüber der 
mehrjährigen Finanzplanung nicht auf dem bisherigen Niveau fortge­
schrieben, geschweige denn erhöht hat, sondern gegenüber dem bis-t 
herigen Niveau um 20 % verringert hat, und zwar ohne Information 
der Länder, ohne Absprache, ohne Koordinierung. Ich glaube, ich 
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brauche mich hier nicht gegen den Vorwurf zu verwahren, daB ich 
ein Partikularist oder ein einseitig denkender Pörderalist sei. 
Wer 29 Jahre in der Bundespolitik, im Bundestag war und 12 Jahre 
als Bundesminister Aufgaben der Bundespolitik wahrgenommen hat, 
der weiß schon ungefähr - ich will mir gar nicht auf die Schulter 
klopfen -, was des Kaisers ist und was Gottes ist, was man dem 
einen geben und dem anderen lassen muß. Das wissen wir schon. Aber 
so ist der Bund noch nie -mit den Ländern umgesprungen, wie es im 
vorigen Jahr und in diesem Jahr der Fall war. Das haben wir noch 
nie erlebt. 

(Beifall) 

Ich denke an die Kürziuigen auf dem Gebiet des Hochschulbaus, die 
Kürzungen auf dem Gebiet der regionalen Wirtschaftsförderung, die 
Kürzungen auf dem Gebiet der Verbesserung der Agrarstruktur und 
des Küstenschutzes, die wir in den Ländern nicht ersetzen können. 
Wir können nicht einmal verhindern, daß wir selber kürzen müssen, 
weil schließlich ja der Schlüssel 50 : 50 aufrechterhalten werden 
muß. Ich denke weiter an den Rückzug des Bundes aus der Krankenhaus­
finanzierung, den Rückzug des Bxmdes aus dem sozialen Wohnungsbau, 
den Rückzug des Bundes aus dem Studentenwohnheimbau und aus der 
Städtesanierung. Es ist ja geradezu eine epidemische Seuche des 
Bundes geworden, Programme anzureißen, mit der Anreißphase große 
Propaganda zu machen, dann die Projekte einzufrieren und sich 
langsam aus der Verantwortung davonzustehlen und die Länder in 
ihrer Belastung dann sitzenzulassen 

(Beifall) 

und dann noch von den Ländern einen anderen Schlüssel für die Ver­
teilung der Gemeinschaftssteuern und einen höheren Anteil des Blin­
des an der Umsatzsteuer zu verlangen. 

Unsere Bevölkerung hat das volle Ausmaß der auf sie zukommenden 
einschneidenden Kürzxingen und Belastungen noch nicht voll mitbe­
kommen. Ich bin nicht der Meinung, daß wir eigene Schuld, wo eine 
wäre, anderen auflasten sollten. Aber ich bin auch nicht der Mei­
nung, daß unser Gebot der christlichen Nächstenliebe heißt, daß 
wir die Folgen der Fehler und Versäumnisse der Bonner Politik auf 
unser politisches Konto zu schreiben gewillt sein sollen. So weit 
geht unsere Nächstenliebe nicht. Es werden in Tausenden von Fällen 
Bürger, die sich berechtigte Hoffnung auf Förderung gemacht haben, 
eine grausame Enttäuschung erleben. Und wir sollen uns nicht scheu­
en, dem Bürger zu sagen, wem er diese Wende, diese Verschlechte­
rung seiner Verhältnisse, diese Zerstörung seiner Hoffnungen zu 
verdanken hat. Hier wollen wir auch einmal die Verantwortlich­
keiten ganz klar scheiden. 

(Beifall) 

Auch ich gehöre - wie, glaube ich, alle Ministe.rpräsidenten der 
Union - zu denen, die der Meinung sind, da£ der Bundesrat zwar 
die Grundlinien der Politik der Union zu tragen hat, daB aber der 
B\mdesrat nicht schlechterdings ein zweites Parlament oder eine 
zweite Kammer ist und daß wir im Bvindesrat nicht immer gleich ab­
zustimmen brauchen, wie es \insere Freunde im Bundestag tun. Aller­
dings heißt das auch: Selbst wenn wir z.B. die Maßnahmen des Sub­
ventionsabbaus für-verfehlt halten, müssen wir nicht iinbedingt da­
gegen stimmen. Denn da wir das Ziel der Sanierung bejahen, müsen 
wir manche Bundesmaßnahme - ausgenommen Steuererhöhungen, gegen 
die wir einheitlich und bedingungslos sind, weil sie das Übel ver-
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mehren, statt es an der Wurzel allmählich zu heilen - im Bundesrat 
sehr wohl passieren lassen. Würden wir es nicht tun, so würde man 
unsere Glaubwürdigkeit mit der Begründung bezweifeln: Ihr wollt 
dauernd Kürzungen; ab'ar wenn wir Kürzungen vorschlagen, dann seid 
ihr dagegen und verlangt noch da und dort Mehrausgaben. Nur sage 
ich das offen: das bedeutet nicht Zustimmung, vor allem deshalb 
nicht, weil die Kürzungen, die vorgenommen werden, bedauerlicher­
weise fast ausnahmslos auf investivem Gebiet und nicht auf konsümp-
tivem Gebiet liegen. Sanierung der Finanzen bei gleichzeitiger 
WirtSchaftsschwäche kann nur durch Beschneidung der konsumptiven 
Ausgaben und durch wesentliche Verstärkung der investiven Ausgaben 
erfolgen. 

(Beifall) 

Wenn aber auf wesentlichen Gebieten - ich habe sie erwähnt: Hoch­
schulbau, regionale Wirtschaftsförderung, Verbesserung der Agrar­
struktur und des Küstenschutzes; das sind ja alles investive Aus­
gaben - die Ausgaben des Bxindes massiv gesenkt werden, ebenso auf 
anderen Gebieten, ist das keine Sanierung, sondern nur die Vortäu­
schung einer Sanierung. Denn das Übel wird nicht an der Wurzel be­
kämpft. Es wird nur an. den Symptomen bekämpft. Außerdem wird die 
Schuldenaufnahme erhöht. Schuldenaufnahme ist ja nichts anderes als 
Morphium. Mit Morphi\am kann man die Schmerzen auf Grund einer Krank-
' heit eine Zeitlang betäuben. Man kann sie überlagern. Man kann 
lange Zeit damit eine Krankheit erträglich machen. Aber man heilt 
die Krankheit nicht. Und wenn das Morphiiim nicht mehr ausreicht, 
dann ist die KrsLhkheit noch schlimmer als zuvor, und ihre Heilung 
ist noch unangenehmer als zuvor, und die Heilungsfolgen sind noch 
unerträglicher als zuvor. 

Für die, die die letzten zehn Jahre in Erinnerung haben, mache ich 
jetzt nur eine hvmoristische Fiißnote. Trotz meiner Amts- und Partei­
pflichten gönne ich mir jetzt jeden zweiten Abend ein Sondervergnü­
gen, nämlich in die Sonthofener Festspiele zu gehen. Da wird jeden 
Abend ein neuer Akt aufgeführt. Ich suche nur noch den geeigneten 
Komponisten, um es auch noch als Musical herauszubringen. 

(Beifall) 

Wir müssen deshalb manches schlucken, was wir von der Sache her für 
falsch halten. Ich bekomme zur Zeit viele Zuschriften, vor allen 
Dingen aus Kreisen, von denen ich nicht gerade annehme, daß sie am 
5. Oktober einen Wahlsieg Helmut Schmidts verhindern wollten, und 
die jetzt z.B. den Wegfall der Halbierung des Steuersatzes für 
künstlerische, wissenschaftliche und literarische Leistungen so 
lebhaft beklagen und uns auffordern, wir sollten im Bundesrat mit 
unserer Mehrheit diesen Unfug verhindern. Ich schreibe meistens 
zurück: Ich nehme an, auch Sie gehören zu denen, die diese Politik 
gewollt haben. Sie haben sich doch am 5. Oktober von diesen Pro­
blemen freigewählt. Es ist nicht unsere Aufgabe, Ihnen den'Segen zu 
erspsiren, den Sie oder ihre Freunde sich erwählt haben. 

(Beifall) 

Wir sind für ein Nein zu Steuererhöhungen aller Art, auch zur Er­
höhung der Mineralölsteuer! 

(Beifall) 

Ich sage das nicht nur als Ministerpräsident eines Flächenlandea, 
das von jeder Erhöhung des Mineralölpreises besonders stark betrof­
fen ist. Ein eindeutiges Nein! Wir werden uns mit Zähnen und Klauen 
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widersetzen, daß die Kraftfahrzeugateuer auf die Mineralölsteuer 
umgelegt wird. 

Es läßt sich auch ein einfacherer Weg finden, z.B. die Einführung 
zweier Plaketten. Aber daß wir dann eine Erhöhung des Treibstoff­
preises um nochmals 15 Pf in Kauf nehmen müssen, so daß wir, nach­
dem wir ohnehin mit der Mineralölsteuer vom 1. April schon auf 
1,̂ 5 DM kommen werden, einen Treibstoffpreis von 1,5o DM haben wer­
den und uns dann allmählich in Verbindung mit weiteren Preissteige­
rungen durch die ölerzeugenden Länder, die dadurch ja geradezu pro­
voziert werden, der Grenze von 2 DM nahem, das ist der Beginn 
einer relativen Verarmung eines angeblich reichen Industrielandes. 

(Lebhafter Beifall) 

Ein besonderes Kapitel, über das ich nicht im einzelnen zu sprechen 
brauche, das uns alle aber natürlich sehr bewegt, ist die Frage der 
Energie. Was hier von selten des Bundeskanzlers praktiziert wird, 
ist nicht mehr Echternacher Springprozession - die hätte wenigstens 
noch einen wallfahrerischen, büßenden Wert -, es ist Sinnlosigkeit, 
mit Pseudosinn versehen. 

Es ist einfach der zum Prinzip erklärte Unfug, wenn man sagt, der 
Bau von Kraftwerken sei eine rein regionale Angelegenheit - wie in 
Brokdorf -, wenn man sagt, die Bundesregierung habe selber keine 
Verantwortung, die Verantwortung sei rein regional, auf möglichst 
breiter Basis zu treffen. Das ist doch nackter Hohn, eine Verhöh­
nung der Bürger, Verhöhnung der Länder, Verhöhnung der Unionl 

(Beifall) 

Auch wir könnten es uns Ja leicht machen und sagen, das Ganze sei 
eine zentrale Angelegenheit: Soll doch der Schmidt die Kraftwerke 
bauen und nicht wir. Dann können wir uns alles ersparen. Wir stel­
len \ins dann hin - die einen in Brokdorf, die anderen bei uns in 
Ohu (Niederbayem), tragen Transparente "Nieder mit der Kernkraft" 
lind überlassen es dann Helmut Schmidt, das Energieprogramm des Bun­
des und der Länder durchzuführen. Wir sind bundestreu auch in der 
Erfüllung unserer Verpflichtungen aus dem gemeinsamen Energiepro­
gramm. Wir erwarten aber auch, daß der Bundeskanzler seine Partei 
- und für Herrn Genscher gilt das gleiche - auf eine Linie bringt, 
in der genausoviel Bündnistreue zu finden ist, wie wir sie auf 
diesem Gebiet an den Tag gelegt haben. 

(Lebhafter Beifall) 

Die große Mehrheit der SPD in Schleswig-Holstein ist also gegen 
Kernenergie iind gegen Brokdorf. Eine kleine Mehrheit der SPD in 
Hamburg war zuerst für Brokdorf und für die Kernenergie. Herr 
Klose war dagegen. Damit es keine örtliche Regierungskrise gibt, 
ist aus der Mehrheit, die dafür war, eine Minderheit geworden, 
und aus der Minderheit, die dagegen war, ist jetzt eine Mehrheit 
geworden. In Niedersachsen ist die SPD gegen die Kernenergie. Es 
gibt eine norddeutsche Kernenergiegegnerschaft der gesamten SPD; 
sie wird verlängert nach dem Süden hin, vor allen Dingen in den 
Bereich von Baden-Württemberg. Die FDP Schleswig-Holsteins stimmte 
in der ersten Abstimmung mit 100 : 99 für Brokdorf, zwei Stunden 
später mit 97 = 95 gegen Brokdorf. Und das soll die Grundlage für 
eine Energiepolitik sein! 

Eine sehr linkslastige französische Zeitung, nämlich "Le Quotidien", 
hat mit Recht geschrieben - nur die Überschrift ist etwas irre­
führend -: "Politiker halfen den deutschen Umweltschützem". Wenn 
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es nur um Umweltschutz ginge! Das sind verständliche Argumente, zum 
Teil von Idealisten, zum Teil von Leuten, die einfach von der Dämo-
nisierung der Kernkraft erfaßt sind - nicht ohne daß ihnen diese 
Dämonisierung, diese Hexenfurcht, durch alle möglichen Mittel vor­
her injiziert worden ist. 

In dieser französischen Zeitung heißt es dann weiter: "Es ist ohne 
Zweifel so, daß im Gegensatz zur französischen Umweltschutzhewegung 
die Gegner der Kerhkraft von der Haltung etablierter politischer 
Parteien profitiert hahen." Würden die politischen Parteien hier 
gemeinsam Stellung beziehen, sich gemeinsam zur gleichen Verantwor­
tung bekennen, statt opportunistisch nach dem jeweils nächsten 
Wahltermin im Land oder Bund zu blicken, wäre die ganze Bewegung 
gegen die Kemkraft auf das Maß reduziert, das ihr in Wirklichkeit 
zukommt. 

(Beifall) 

Diejenigen, meine Damen und Herren, die von der Angst der Bevölke­
rung sprechen, sind genau die gleichen, die vorher alles tun, um 
die Bevölkerung mit Angst zu erfüllen. 

(Beifall) 

Das ist doch der wirkliche Prozeß. 

Dann gibt es auch noch ein für mich besonders interessantes Bei­
spiel der Information der Öffentlichkeit. Da lese ich in der "Frank­
furter Rundschau" vom 2. März 1981: "Protest in Brokdorf verlief 
friedlich". Ich lese am 1. März in der "Bild-Zeitung": "Brokdorf: 
Polizisten brannten wie Fackeln","4.000 Radikale brachen zur Bau­
stelle durch", "Mit Leuchtpistolen, Stahlkugeln, Molotow-Cocktails 
gegen die Polizei",• "Ein Beamter als Geisel in der Hand der Chao­
ten" , "80.000 Demonstranten, 31 Polizeibeamte verletzt". Jetzt 
frage ich einmal als harmloser Bürger Jobst: Was ist denn eigentlich 
noch unter "friedlich" in unserem Lande zu verstehen? 

(Lebhafter Beifall) 

Wäre ich nicht gläubiger Katholik, würde ich sagen: Auch eine Fron­
leichnamsprozession ist eine Demonstration. Acuh Wallfahrer, die 
sich in der Öffentlichkeit bewegen, demonstrieren für ihre Glaubens­
sache. Haben Sie schon einmal einen Wallfahrer gesehen, der sich 
seinem Wallfahrtsheiligtum mit Molotow-Cocktails genähert hat? 

(Heiterkeit und Beifall) 

Man muß doch einmal der schrecklichen Verwirrung und Desinformation 
der Geister ein Ende setzen. Man muß doch die Wahrheit wieder als 
Wahrheit gelten lassen. 

(Lebhafter Beifall) 

Natürlich kann man sagen: In Brokdorf hätte es noch schlimmer kom­
men können. J.a, das stimmt. Aber das ist doch kein Anlaß, das Volk 
zu belügen und zu sagen, es sei friedlich gewesen. 

Ich werde demnächst in der Bayerischen Staatskanzlei die Polizei­
beamten empfangen, die in Brokdorf im Einsatz verletzt worden sind. 

(Lebhafter Beifall) 

Ich werde dem am schwersten Verletzten von ihnen, dessen Augenlicht 
von den örtlichen Ärzten schon aufgegeben war, dann in Kiel fast 
wie durch ein Wunder noch gerettet werden konnte, unter Hintenan-
stellimg der üblichen Altersregeln den Bayerischen Verdienstorden 
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verleihen. 

(Erneuter lebhafter Beifall) 

Sicherlich gibt es eine waltende Hand. Der gläubige Katholik oder 
Christ nennt sie "Schutzengel", andere sagen "göttliche Vorsehung" 
oder: "Der liebe Gott hat geholfen". Aber wer mit Leuchtkugeln 
gegen Hubschrauber schießt, muß doch wissen, da£ dieser Hubschrau­
ber abstürzt, wenn ihn die Leuchtkugeln an vielen Stellen treffen, 
daß Fahrzeuge durch Leuchtkugeln in Brand geschossen werden können. 
Molotow-Cocktails sind doch Mordwaffen und nicht Ausdnicksmittel 
friedlicher Überzeugung oder normaler Proteste 1 

(Lebhafter Beifall) 

Sagt man dann, hier solle eine prärevolutionäre Situation geschaf­
fen werden, wird man der Hetze, der Polemik, der Unruhestiftung, 
der Panikerzeugung beschuldigt. Wir haben als ganz junge Menschen, 
noch als Kinder, erlebt, wie ein angeblich festgefügter Staat all­
mählich erschüttert worden ist und wie zum Schluß seine demokrati­
sche Ordnung umgestürzt wurde. Ich habe mir, als ich im Jahre 19^5 
in die Politik ging, eines geschworen: obsta principiis - Wider­
stehe den Anfängen! 

(Lebhafter Beifall) 

Meine Damen und. Herren, es werden doch drei große Errungenschaften 
der Unionspolitik, drei ganz große Errungenschaften, die wir ge­
meinsam geschaffen haben, der eine oder andere - je nach Alter -
alle drei, aber alle irgendwie beteiligt, heute gefährdet, demon­
tiert und aufs Spiel gesetzt. 

Die eine Errungenschaft ist die wirtschaftliche, finanzielle und 
soziale Stabilität unserer Gemeinschaft, die wir ab 19^9 durcli 
Adenauer, Erhard und Schaffer geschaffen und gefestigt haben. 

(Beifall) 
Die zweite große Errungenschaft - die wird jetzt nicht mit einem 
Beilhieb gekappt und zerstört; so primitiv denke ich nicht', und 
so primitiv wird auch nicht verfahren - ist die Anbindung an den 
Westen und die nahtlose Schicksalsgemeinschaft mit den Vereinig­
ten Staaten von Amerika gegenüber der Bedrohung durch den expan­
siven Sowjetkomm\mismus. 

(Lebhafter Beifall) 
Helmut Schmidt hat doch in seiner Partei einen starken Flügel ge­
gen seine Amerika-Politik. Das sind nicht nur die Jungsozialisten, 
es geht weit darüber hinaus. Es gibt einen weiteren Flügel, der 
zumindest von einer Art Schwedenisierung träumt und ihr innerlich 
nahesteht. Es gibt mar noch eine lautschwächer werdende Minderhiet, 
die sich noch offen zu der Bündnispolitik mit allen Konsequenzen 
bekennt. Ich warne vor einer Differenzierung der amerikanisch­
europäischen Interessen. Hier zahlen wir die Zeche, 

(Zustimmung) 
Die Amerikaner können eher auf uns verzichten als wir auf sie, 
und das werden wir in den kommenden Jahren merken. 

(Lebhafter Beifall) 
Am Samstag hat der Generalsekretär der PDP, Herr Verheugen, im 
Politischen Club der Evangelischen Akademie in Tutzing einige 
Aussprüche getan, angesichts derer man meinen sollte, es wäre 
besser, wenn sich Herr Genscher zuerst mit ihm statt mit Herrn 
Reagan unterhielte. Er hat nämlich geäußert, er habe Sympathie für 
diejenigen, die den Nachrüstungsbeschluß in Frage stellen. 

(Hört! Hört!) 
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Meine sehr verehrten Damen und Herren, die Sowjetunion hat - ich 
sage es so, wie ich es sehe und wie es höchst-wahrscheinlich auch 
ist - durch den 'entspannungspolitischen Aberglauben, durch die 
falsch verstandene, mythologische, beinahe in Form eines politi-. 
sehen Psychopharmakons verabreichte illusionäre Entspannungspoli­
tik der 70er Jahre einen materiellen Anreiz und eine psychologi­
sche Bereitschaft zur strategischen Expansion erfahren, die ohne 
diese Entspannungspolitik nicht möglich gewesen wären. 

(Beifall) 
Wir verwahren uns dagegen, daß Entspannungspolitik mit Egon Bahr 
vnä. Willy Brandt gleichgesetzt wird. Entspaimxingspolitik ist die 
klassische Außenpolitik der Union: Einheit Europas, Bind\mg an 
Amerika und friedfertiges Verhalten gegenüber dem Osten, aber ohne 
einzuschlafen, ohne sich abergläubisch einlullen zu lassen, ohne 
den machtpolitischen Partner über Nacht als ein weidendes Schaf 
auf der Wiese statt immer noch als Wolf - gelegentlich im Schafs- • 
pelz - zu erkennen. 

(Lebhafter Beifall') 
Der machtpolitische Vorstoß der Russen in die arabische Welt hin­
ein, über das Hörn von Afrika hinweg hinüber nach Somalia, nach 
Abessinien, Äthiopien, Angola, Mozambique mit dem Fernziel Süd­
afrika wäre ohne die Schlafmützigkeit und entspannimgsselige . . 
Selbsttäuschung der Europäer und auch eines Teiles der Amerikaner 
nicht möglich gewesen. 

(Beifall') 
Wenn nun ein amerikanischer Präsident - dessen Lakaien wir gar 
nicht sein wollen, sondern dessen Partner wir sein wollen - er­
kennt, daß die Politik der letzten 20 Jahre verhängnisvolle Ver­
schiebungen der machtpolitischen Gewichte hervorgerufen hat, und 
nunmehr das Steuer herumreißt, ist das für \ms in Europa kein An- • 
laß, ihn zu beschimpfen, ihm zu mißtrauen und mit Steinen auf ihn 
zu werfen, sondern Anlaß, ihm solidarische Partnerschaft in dieser 
Politik anzubieten. 

(Beifall') 
Die dritte große Erriingenschaft, die heute auf dem Spiele steht, 
ist der Gemeinschaftsfriede, der innere Rechtsfriede. Ich warne 
vor der Entwicklung, daß der freiheitliche Rechtsstaat nach 25 oder 
50 Jahren wieder beginnt, seine Faszinationskraft, seine Anziehungs­
fähigkeit zu verlieren. Wir haben damals, am Ende des 2. Weltkrie­
ges und in den Jahren danach, in der Ungewißheit, was unser Schick­
sal sein wird, doch eines leidenschaftlich beschworen: wieder ein 
normales Leben in einer rechtsstaatlichen Demokratie, in sozialer 
Gerechtigkeit, in persönlicher Menschenwürde und in nationaler 
Freiheit verbringen zu dürfen. Das war das große Ziel der großen 
Freiheitskämpfer des 19. Jahrhunderts, das war das große Ziel der 
wirklichen Liberalen des 19. und des 20. Jahrhtinderts. Das war un­
ser sehnsüchtiger Traum in den Nächten des "Dritten Reiches", und 
das war unser inneres Bewußtsein in den grauenhaften Tagen jener 
Zeit. Soll das jetzt wieder verspielt werden? 
Meine Damen und Herren, wir müssen darauf hinwirken, daß unsere. 
Bürger den Wert der Freiheit, der Menschenwürde und der Rechts­
staatlichkeit als ein erhaltens- und verteidigungswürdiges,Gut bis 
zur letzten Konsequenz begreifen und dies auch zu schützen bereit 
sind. 

(Lebhafter Beifall') 
Diese Demontage der inneren Sicherheit: Man braucht nur daran zu 
denken, was der Bundesinnenminister an Grundsätzen über die Zu­
sammenarbeit zwischen Verfassungsschutz, Polizei und Grenzpolizei 
verkündet hat und was demnächst an Grundsätzen der Zusammenarbeit 
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zwischen Verfassungsschutz und Bundesnachrichtendienst verkündet 
werden wird. Wenn unseren Polizeiorganen an der Grenze - wir haben 
ja in Bayern noch eine eigene Grenzpolizei - verboten wird, die 
Einreise maßgebende^ Funktionäre der SED, deren Auftrag ja bekannt 
ist, dem Verfassungsschutz zu melden, um eine Observation dieser 
Funktionäre und Agenten unmöglich zu machen, dann muß ich fragen: 
was heißt da heute noch innere Sicherheit, was heißt da heute noch 
Staatsschutz in diesem Land?! 

CLebhafter Beifalll 
Und wenn ich sehe - Herr Geißler hat es vorhin in sehr markanten 
Worten griffig und richtig dargestellt -, daß Hausbesetz-ung als 
ein Kavaliersdelikt betrachtet wird, als kleinerer Rechtsbruch, 
dem gegenüber man, um der Eskalation entgegenzuwirken, Nachsicht 
und Passivität beweisen müsse, so muß ich sagen: obsta prinoipiis! 
Wir sollten uns in unseren Ländern zum Maßstab machen, Hauabe- • 
Setzungen als ein schwerwiegendes Delikt gegen den inneren Gemein­
schaftsfrieden, gegen die friedenssichernde Pflicht des Rechts­
staates aufzufassen und mit der Autorität der Machtorgane unseres 
Staates dagegen vorzugehen. 

(Beifall) 
Ich erlebe jetzt einen Aufstand, weil in Nürnberg 1̂ 1 Haftbefehle 
gegen die von der Polizei festgenommenen Täter von der Justiz aus­
gefertigt worden sind. Wenn darunter die Tochter eines SPD-Bundes­
tagsabgeordneten ist, der im Polizeipräsidium erschien, um dort 
sicherzustellen, daß den jungen Leuten nichts geschieht, so kann 
ich nur sagen: Hätte der Herr sich darum gekümmert,• daß von seiten 
seiner Gesinnungsfreunde unseren Polizeibeamten nichts geschieht, 
im ganzen Bundesgebiet! Dies wäre wesentlicher und wichtiger ge­
wesen. 

(Lebhafter Beifall) 
Meine sehr verehrten Damen und Herren, Sie beraten und beschließen 
hier über das Thema Wohnungsbaupolitik. Dies ist nicht Gegenstand 
meiner Ausführungen, auch nicht des letzten Teils meiner Ausfüh­
rungen. Aber wenn wir erleben, wieviel Häuser in Berlin leerstehen, 
wie die Häuser jetzt besetzt sind, wie es Kommandozentralen gibt, 
dann muß ich einmal fragen: Wer hat denn eigentlich die letzten 
elf Jahre in der Bundesrepublik Deutschland regiert? Wer hat denn 
die Zustände geschaffen, die die junge Generation - echt oder ver­
meintlich, angeblich oder wirklich - mit lauter Protestgesinnung 
und mit der Bereitschaft zum Aufstand erfüllt haben? Wer hat denn 
regiert? 

(Beifall) 
Regiert haben doch genau diejenigen in der Bundesrepublik, die 
heute Verständnis für diesen Bruch des Rechtsfriedens landauf, 
landab beweisen! 
Meine Damen und Herren, der große Teil der in Frage stehenden Ber­
liner Wohnungen gehört doch einer städtischen Gesellschaft, der 
Gesellschaft einer sozialistischen Regierung. Seit 50 oder mehr 
Jahren regiert die SPD in Berlin, luid nun hat sie in Berlin einen 
Zustand herbeigeführt, gegen den ein Teil der jungen Generation 
mit gewalttätigen Mitteln vorgeht. 

Wir wollen der Öffentlichkeit doch einmal sagen, wer diese Zu­
stände herbeigeführt hat, wer die Protestbewegung dort mit 
verursacht hat. Ich nehme nichts davon zurück: Wenn diese Sach­
beschädigung, Gewalttaten gegen Personen, Hausbesetzung, Zer­
trümmerung von Schaufensterscheiben, Plünderungen, Raub, Land­
friedensbruch, Widerstand gegen die Staatsgewalt ungestraft ab­
laufen können, legen wir damit die Saat für eine neue terroristi-
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sehe Welle in der Bundesreputlik Deutschland. 

(Lehhafter Beifall) 

Es ist unsere gemeinsame Aufgabe, die drei fundamentalen Haupt­
stücke unserer Politik - wirtschaftliche, finanzielle, soziale 
Stabilität - wiederherzustellen, den inneren Eechtsfrieden zu 
gewährleisten -und eine funktionierende Bündnisgemeinschaft wieder­
herzustellen und sie mit Lehen zu erfüllen. Das sind die drei 
großen Aufgaben. Niemand soll sagen, daß diese Aufgaben leicht 
sind; niemand soll aber auch sagen, daß sie nicht erfüllbar 
seien. Ich habe hier keinen Katalog von Maßnahmen zu bieten. 
Wenn aber - der Kollege Geißler hat es hier angedeutet - end­
lich einmal die ideologische Blockade, der aus ideologischen 
Gründen erfolgte Stillstand großer technischer Investitionen -
in der Hauptsache geht es dabei um Kraftwerke, nicht n\ir um Kern­
kraftwerke - aufgehoben würde und damit eine Investitionssumme 
von 30 bis 40 Milliarden DM in Bewegung käme, so wäre dies ein 
erheblicher Beitrag zum Abbau der Arbeitslosigkeit, zum Abbau 
des wirtschaftlichen Rückstandes und des wirtschaftlichen Nieder­
gange s. 

(Beifall) 

Dasselbe gilt in einem anderen Bereich. Man sollte endlich ein­
mal aufhören, aus ideologischen Gründen den komTnunikationstech-
nischen Fortschritt sabotieren und blockieren zu wollen. Das 
hilft ja doch nichts mehr. Diejenigen, die sich früher als die 
Träger des technischen Portschritts bezeichnet haben, sind heute 
die Apostel der Aussteiger aus der modernen Technik. Zuerst haben 
sie in ihrer materialistischen Besessenheit die Technik an die 
Stelle des lieben Gottes rücken wollen. Heute haben sie Angst vor 
der Technik und empfehlen das Aussteigen aus der Technik. Warum 
haben wir einen so großen Mangel an Ingenieurstudenten? Allein 
die Firma Siemens könnte den Ausstoß der deutschen Universitäten 
des Jahres 1981 an Diplomingenieuren auf dem Gebiet der Elektro­
technik aufnehmen. So groß ist die Mangellage. Die Bayerischen 
Motoren-Werke sagen mir: Wir können 500 Diplomingenieure brauchen; 
wir bekommen sie nicht. Warum? Weil man viel zuviel Wert auf jenes 
sozialkritische Geschwätz, auf die Auseinandersetzung mit uto^ 
pischen Modellen gelegt hat, statt sich auf die harten Probleme des 
täglichen Lebens zu konzentrieren. 

(Anhaltender lebhafter Beifall) 

Der Bundeskanzler soll endlich seine ideologische Blockade gegen 
die Verkabelung aufgeben. 

(Beifall) 

Er soll der Bundespost grünes Licht geben. Meine Damen und Her­
ren, das wäre das Allerhöchste: Wenn man den deutschen Verlegern 
jetzt noch, im Zeitalter der großräumigen Entwicklung, im Zeit­
alter der Ost-West-Freiheit, im Zeitsü-ter der europäischen Ein­
heit , im Zeitalter der kontinentalen Großräume, im Zeitalter der 
transatlantischen Entwicklungen, verbieten würde, ein übernatio­
nales Femsehen errichten und sich an ihm beteiligen zu wollen, 
so würde hier wieder die ganze Borniertheit, der ganze Hinter­
hofmief sozialistischer Denkweise deutlich 1 

(Anhaltender lebhafter Beifeill und Bravo-Rufe) 
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Wir werden verhindern, daß der Bürger der Bundesrepublik Deutsch­
land in ein infonnationsteohnisches waä. informationspolitisches 
Ghetto eingesperrt wird, bloß damit die Erbhöfe sozialistischer 
Machthaber leichter erhalten werden können. 

(Lebhafter Beifall) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich möchte hier an dieser 
Stelle Helmut Kohl, mit dem ich mich neulich vier Stunden lang 
in voller Einigung über die Grundsätze gemeinsamer Unionspolitik 
bei dem HalbJahrestreffen am Tegernsee, das nun schon fast Tra­
dition geworden ist, unterhalten habe, nicht nur meine besten 
Wünsche für seine Wiedergenesiing sagen. 

(Beifall) 

Ich hoffe, ihm möglichst bald wieder zu begegnen, vielleicht heu­
te noch. Ich möchte ihm an dieser Stelle auch dafür danken, daß 
er in seiner Rede heute - ich entnehme das dem Manuskript - ge­
sagt hat: Die finanziellen Grenzen des Sozialstaates sind er­
reicht.- Es war auf dem Parteitag der CDU in Mannheim vor, wie 
ich glaube, sechs Jahren, als ich an der gleichen Stelle - das 
Rednerpult stand, wie ich meine, nur auf der anderen Seite -

(Heiterkeit) 

einen Satz gesagt habe, den manche unserer eigenen Freiande nicht 
offensiv genug verteidigt haben, nämlich den Satz, daß der Sozial-
und Bildungsstaat seine Grenzen erreicht und zum Teil überschrit­
ten habe. Hätte diese Einsicht schon vor sieben Jahren die Gren­
zen und Möglichkeiten des politischen Handelns bestimmt, dann 
wären uns viele Fehlentwicklungen mit schmerzlichen Heilungs­
prozessen erspart geblieben. 

(Beifall) 

Es ist billig, Luftschlösser zu errichten; es ist teuer, sie wie­
der einreißen zu müssen. Ich habe diese Äußerung bei meinem Vor­
trag vor dem Institut Finanzen und Steuern im Jahre 1975 wieder­
holt. Daraufhin sagte im Bundestag Herr Apel zu mir, die Union -
dies würden die Reden des Herrn Strauß beweisen - wolle die 
Sozialleistungen Schritt für Schritt abschaffen, soziale De­
montage betreiben. Helmut Kohl sagte in dem zweiten Teil des 
Satzes: Aber das bedeutet nicht das Ende der Sozialpolitik. 
Wer den Sozialstaat erhalten will, muß ihn davor schützen, daß 
die Möglichkeiten seines Netzes von denen mißbraucht werden, 
die nicht darauf angewiesen sind, die darauf keinen Anspruch 
haben und selbst nichts dazu beitragen. 

(Beifall) 

Meine Damen und Herren, ich weiß, die anderen haben das größere 
Verleumdungs-, das größere Verhetzungs-, das größere Diffamie-
rungs- -und.das größere Denunziationspotential. Wir wollen gar 
keins haben. Die anderen leben von der Verbreitung der Unwahr­
heit gegen uns. Unsere Chancen hängen von dem Durchsetzen der 
Wahrheit für uns ab. 

(Beifall) 
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Das ist allein der große Unterschied zwischen vaas und den ande­
ren. Wir werden unsere wirtschaftlichen, finanziellen und sozia­
len Verhältnisse nicht wieder in Ordnung bringen und unsere Pro­
bleme nicht bewältigen, wenn wir \inser Wertschöfungspotential 
nicht wieder ausnutzen, eine höhere Kapazitätsauslastung er­
reichen, wenn derjenige, der arbeitswillig und arbeitsfähig ist, 
nicht wieder veranlaßt wird oder die Möglichkeit erhält, .auch 
tatsächlich zu arbeiten. Es ist sehr schwer, in dieser Hinsicht 
die richtige Grenze zu ziehen, ohne mißverstanden zu werden. Ich 
habe aus meiner Meinung aber nie einen Hehl gemacht, daß es ein 
Verstoß gegen das Gebot "'und führe uns nicht in Versuchung" ist -
ich beschimpfe nicht diejenigen, die von den Möglichkeiten Ge­
brauch machen, sondern diejenigen, die die Versuchimg ausstreuen -
wenn jemand, der sieben bis acht Monate arbeitet und im anderen 
Teil des Jahres so oder so krank ist und sich mit Hilfe des Un­
ternehmers vielleicht zwei Monate bezaiilte Arbeitslosigkeit 
verschafft - auf diesem Gebiet gibt es ja auch manche Kippe­
partnerschaften -, zum Schluß ein höheres Verfügungseinkommen 
hat als derjenige, der das ganze Jahr normal, fleißig und brav 
durcharbeitet. 

(Beifall) 

Nehmen wir einen anderen Fall: Vater, Mutter, zwei Kinder -
zwei Familien, Altersverhältnisse gleich. Im einen Fall wird 
nur Sozialhilfe mit allen Möglichkeiten in Anspruch genommen. 
Im anderen FSLII•verdient der Vater als Arbeitnehmer allein ein 
normales Arbeitseinkommen, Wer alle Möglichkeiten der Sozialhilfe 
ausschöpft, hat beim gleichen Familienstatus sogar ein etwas 
größeres Verfügungseinkommen im Jahr eils der, der das ganze Jahr 
durcharbeitet. Was auf diesem Gebiet insgesamt - auch bei den 
fehlbelegten Wohnungen - an Übertreibungen und an Mißbrauch von 
Möglichkeiten eingerissen ist, hat in Verbindung mit dem Absin­
ken unserer Kapazitätsauslastung in Verbindung mit einer erhöh­
ten - zum Teil vermeidbaren - Arbeitslosigikeit schädliche Aus­
wirkungen. Es ist doch Unfug, wenn man auf der einen Seite in 
den Zeitungen von 1,1, 1,2, 1,3 oder 1,4- Millionen Arbeitslosen 
liest und dann auf der anderen Seite, wenn man an einem Fabrik­
tor vorbeikommt - das geht hinunter bis in die Handwerkerstuben 
oder die Einzelhandelsgeschäfte -, lesen muß: Wir stellen ein ... 
Es folgt dann eine lange Liste von Arbeitskräften, die gesucht 
werden. Auf dieser Liste stehen am Schluß auch viele Ungelernte, 
die EinstellTing finden würden, aber nicht vorhanden sind. 

Viele Arbeitslose melden gar nicht mehr ihren Bedarf, weil sie 
•sagen: Wir kriegen doch keinen Arbeitsplatz. Viele Unternehmer 
melden ihren Bedarf nicht mehr, weil sie sagen: Es hat doch keinen 
Sinn mehr. 

Meine Damen und Herren, es muß jemandem zugemutet werden können, 
auch einmal in einem anderen Berufe, notfalls zu geringerer aber 
tariflicher Bezahlung, als er bisher gehabt hat,' zu arbeiten. Das 
muß 1 man ihm zumuten können. Man muß ihm zumuten können, mobiler 
zu werden. Man muß ihm zumuten können, sich auch beruflich um­
schulen zu lassen. Wir kü.-'jijen î ns das nicht leisten. 1,4 Millio"^^^ 
nen Arbeitslose bedeuten 50 Milliarden DM insgesamt an Transfer^ 
Zahlungen'und an Verlust an Wertschöpfung. Hier liegen die 
Lücken,- hier liegen die Mittel, mit denen wir xmsere Familien­
politik finanzieren könnten. Hier liegen die Mittel, mit denen 
wir moderne Sozialpolitik treiben könnten. 

(Beifall) 
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Wer hier diese Tabus aufgreift, wer hier der Hoffnung und der 
Wahrheit Durchbruch gibt, der wird auch erleben, daß er erstens 
selber eine große Welle der Zustimmung in der Bevölkerung aus­
löst, dieselbe Welle der Zustimmung, wie sie Eeagan gefunden hat, 
wie er sie bei seiner klassischen Rede jüngst, als er die Grund-
züge seiner neuen Wirtschsiftspolitik verkündet hat, abermals er­
lebt hat. Er wird dann auch erleben, daß nicht er sich einen 
Koalitionspartner suchen muß, sondern daß er-als Koalitionspart­
ner begehrt wird. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, lassen Sie mich desheilb 
als Parteipolitiker, der ich auch bin, einen Schlußsatz sagen. 

Es heißt immer: Welche Möglichkeiten ergeben sich für uns? Nun, 
wir haben auch manche Meinungsverschiedenheit, nicht in der Ziel­
setzung, sondern im Weg, gehabt. Ich komme bestimmt nicht darauf 
zurück. Aber der Verzicht auf diese oder jene Lösung - mag die 
Lösung jetzt richtig oder falsch gedacht gewesen sein; darüber 
wollen wir uns gar nicht mehr unterhalten - bedeutet nicht, daß 
das Problem gelöst wäre. Das Problem heißt: Wie können wir eins 
gegen zwei die Mehrheit der Mandate gewinnen? 

Zweitens. Wünschen wir, betreiben wir oder streben wir eine 
Große Koalition an? Ich sage: nein. 

(Lebhafter Beifall) 

Allerdings ist die Entwicklung in der SPD mit großer Aufmerksam­
keit zu verfolgen. Auch das gehört zu unseren politischen Wach­
samkeitspflichten; denn niemand darf in totaler Sicherheit ge­
wiegt werden. 

Meine Damen und Herren, Koalition mit der PDP? Herr Verheugen 
hat nochmals eine klare Absage für viele Jahre erzialen.Nun weiß 
man, was von Prognosen der FDP an sich zu halten ist. Die FDP 
will nicht des Verrates an der bisherigen Koalition bezichtigt 
werden. Sie will nicht wieder einer Politik des Umfallens be­
zichtigt werden. Sie kennen doch diesen Komplex. 

Was also, ist der mögliche Ausweg? Ist der mögliche Ausweg die 
selbstzufriedene Begnügung mit der Rolle einer Art Berufsoppo­
sition auf die Dauer? Ich sage: nein. 

(Beifall) 

Eine politische Kraft wie wir, die die richtige Politik hat,, die 
ein hohes Maß der politischen Wahrheit verkörpert, die für sich 
in Anspruch nehmen kann, recht gehabt zu haben - und 
das so kurz nach der Wahl, wie es diesmal der Fall war -, würde 
moralisch verkümmern, würde psychologisch an AusstrahlungskrEift 
verlieren, wenn sie sich mit der Dauerrolle als Berufsopposition 
abfände. 

Meine Damen und Herren, es gibt im Vergleich den Esel des Burüd 
an, der zwischen zwei Heuhaufen verhungert ist. Das kommt in der 
Wirklichkeit nicht vor, weil er zuerst den linken und dann'den 
rechten frißt. 

(Heiterkeit) 

Sie kennen doch die Alternative der mittelalterlichen Moraltheo­
logie vom "lucrxim cessans" und "damnum emergens". Das "lucruin 
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cessans" ist für die PDP das Festhalten an der bisherigen Koa­
lition - das "lucrum", das nicht schwinden darf nach ihrer Mei-
nuag. Aber das "damnum emergens", der aufkommende Schaden, be­
deutet, daß man sich nicht in die Verwesung des Koalitionspart­
ners ohne nachhaltigen eigenen Schaden auf die Dauer einbeziehen 
lassen kann. Wenn nunmehr, meine Damen und Herren, die Angst vor 
dem "damnum emergens" größer wird als die Trauer um das "lucrum 
cessans" bedeutet das die Damaskus-Stunde der deutschen Politik. 

(Heiterkeit und Beifall) 

Diese herbeizuführen ist Aufgabe einer Oppositionspolitik, die 
im ganzen Lande betrieben werden muß, deren Hauptbühne aber der 
Bundestag in Bonn und deren Nebenbühnen die Landtage und der 
Bundesrat sind. - Ich danke Ihnen sehr für die große Aufmerksam­
keit. 

(Langanhaltender, lebhafter Beifall) 

Lothar Späth^ Tagungspräsidium: Lieber Franz Josef Strauß, der 
Parteitag dankt Ihnen herzlich für diese Generalabrechnung mit 
der Bundesregierung,' die Sie gerade vorgenommen haben. 

(Beifall) 

Wenn wir in dieser gemeinsamen klsuren Konzeption, die sich heute 
durch alle Reden des Parteitages gezogen hat, in der Zukunft 
weiterwirken, dann ist der Anlaß für Wechsel oder Nichtwechsel 
nicht so wichtig wie d.ie Tatsache, daß wir so lange glaubwürdige 
alternative Politik darstellen, bis wir die. Mehrheit, die wir in 
der Bevölkerung als Stimmung schon spüren, auch wirklich haben, 
so daß wir eine bessere Politik machen können. 

(Beifall) 

Meine Damen und Herren, bevor ich die Leitung abgebe, muß ich 
noch auf etwas hinweisen, war zur Pflicht eines Präsidiums ge­
hört, nämlich sich gewisse Gedanken daräber zu machen, wie die 
Tagesordnung im Zeitrahmen abgewickelt werden soll. Bei einer 
Überlegung in dieser Richtung fällt mir auf, daß unser Zeitplan 
inzwischen ausgeprägt knapp geworden ist. Wenn man rechtzeitig 
gegen die Gefahr, daß wir zeitlich nicht zurechtkommen. Dämme 
aufrichten will, dann muß man damit, soweit ich es übersehe, 
jetzt beginnen. 

Ich möchte Ihnen einen Vorschlag machen. Wir haben an sich ge­
nügend Zeit für die Aussprache. Wir haben aber das Problem, daB 
wir zwar während der Wahlgänge und der Auszählungsvorgänge dis­
kutieren , Wahlen aber erst beginnen können, wenn nach der Aus­
sprache oder nach einem wesentlichen Teil der Aussprache die Ta­
gesordnungspunkte, die für die Entlastung Bedeutung haben, abge­
schlossen werden können. Deshalb mache ich folgenden Vorschlag: 
Wenn wir gegen 18 Uhr nicht mit den Wahlen beginnen können, wer­
den wir mit dem vorgesehenen Zeitplan nicht zurechtkommen und 
auch morgen Probleme haben, die Themen, deren Behandlung wir noch 
vorhaben, zu behandeln. Ich möchte 'deshalb den Parteitag fragen, 
ob wir uns nicht dahingehend verständigen können, daB wir nach 
dem Bericht des Schatzmeisters die Aussprache über die Berichte 
beginnen und gegen 18 Uhr versuchen, Einverständnis darüber zu 
erzielen, ohne die Diskussion abzustoppen, die Entlastung durch­
zuführen. Dann könnten wir die Wahlen beginnen. Während der Wah­
len könnten wir die Diskussion weiterführen. Dies gibt uns die 
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Chance, einisermaßen im Zeitplan zu bleiben. 

(Beifall) 

Der zustimmende Beifall läßt mich noch einen Schritt weitergehen. 
Ich möchte eine Beschlußfassung des Parteitages dahingehend her­
beiführen, daß wir so handeln können. Darf ich fragen, wer dafür 
ist, daß wir, unabhängig vom Gang der Aussprache, gegen 18 Uhr 
die Entlastung durchführen und dann mit den Wahlen beginnen? Wer 
dafür ist, den bitte ich um eia Kartenzeichen. 

Gegenprobe! - Enthaltungen? - Bei einer von mir gesehenen Gegen­
stimme so beschlossen. Ich danke Ihnen für die Bereitschaft, uns 
bei der Abwicklung der Tagesordnung zu helfen. 

Meine Freunde, ich rufe .jetzt Punkt 9 der Tagescixinimg auf: 

Bericht des B\indesschatzmeisters 
Walther Leisler Küen. MdB 

Unser Freund Leisler Kiep hat das Wort. 

Walther Leisler Kiep, Bundesschatzmeister: Herr Vorsitzender! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Liebe Freunde! Es gehört 
zu den besonderen Vorzügen des Amtes des Bimdesschatzmeisters, 
daß ^r alle zwei Jahre seinen Rechenschaftsbericht inmitten einer 
hochpolitischen und alle Delegierten bewegenden Diskussion erstat­
ten darf. Ich bitte Sie dennoch um die Geduld, mir wenige Minuten 
zuzuhören, damit ich Ihnen berichten kann, wo das gemeinsame 
Unternehmen Christlich Demokratische Union Deutschlands heute, am 
Anfang des Jahres 1981 nach der Bundestagswahl 1980, steht. 

Was ich Ihnen erstatten kann, meine Damen und Herren, ist kein 
strahlender Bericht. Ich kann zu meinem Bedauern heute auch keine 
Ausschüttung an die Teilnehmer der Union vornehmen. Aber es freut 
mich, Ihnen sagen zu können, daß sich die finanzielle Lage unserer 
Partei gegenüber meinem Bericht in Kiel vor zwei Jahren verbessert 
hat. 

CBeifall) 

Wir haben die Verschuldxmg - die dann in eine Überschuldung ein­
gemündet ist - aus den Jahren 1978, 1979 überwunden. Nirgendwo 
wird diese Verbesserung deutlicher als bei den Spendeneinnahmen. 
Wir haben nämlich die Spendeneinnahmen des Jahres 1978 von 2,7 
Millioüen DM mit 10,7 Millionen DM im Jahre 1980 vervierfacht. 

. CBeifall) 

Nach der Bundestagswahl 1980 stehen wir besser da als nach früheren 
Bundestagswahljaiiren, etwa den Jahren 1972 und 1975. Die Position 
ist zwar leider nicht ausgeglichen, aber wir liegen heute mit einer 
Kreditaufnahme von \inter 10 Millionen DM wesentlich unter den ent­
sprechenden Zahlen der Jahre 1975 und 1972. 

Wir haben - Heiner Geißler hat bereits davon gesprochen - unseren 
Wahlkampfetat 1980 von 36 Millionen DM - im Wahlkampfabkommen fest­
gelegt - nicht nur nicht überschritten, sondern wir haben ihn 
unterschritten; wir haben ihn nicht voll ausgeben müssen. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang ein Wort des Dankes an die 
Bundesgeschäftsstelle, an den Generalsekretär Heiner Geißler, an 
unseren B\indesgeschäftsführer Fink und an alle Mitarbeiter für eine 
sparsame Haushaltsführung auch im Wahlkampfjähr 1980 aussprechen. 

CBeifall) 
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Wir haben den Anteil der nitgliedsbeiträge am Gesamteinkoinmen er­
höhen können. Wir haben die 25 %-Grenze im Jahre 1979 erreicht, 
d. h. wir haben 25 % unserer Einnahmen oder 48 Millionen DM aus 
Mitgliedsbeiträgen einnehmen können. Wir werden auch in Zukunft 
an dem Anteil der Bundespartei von 1 DM pro Mitglied und pro Monat 
festhalten. 

('Beifall') 

Wir haben dieses Angebot vor einiger Zeit gemacht, und ich möchte 
es für die vorhersehbare Zukunft erneuem bzw. bestätigen. 

Dennoch haben wir unser Angebot für Sie als Dienstleistungsunter­
nehmen für die Gesamtpartei verstärkt und verbessert. Wir haben 
an den Landtagswahlkämpfen mit unserer Organisation helfend teil­
nehmen können. Wir haben Dienstleistiingszentren errichtet. Wir 
haben insbesondere durch die Übernahme der Lasten der Altersver­
sorgung für unsere hauptamtlichen Mitarbeit auch einen wesentlichen 
Beitrag für das soziale Klima in der Union leisten können. 

In der Berichtszeit ist die Pinanzierungsarbeit neu geordnet wor­
den. Ich glaube, daJ3 das auch mit zu dem guten Ergebnis beige­
tragen hat, das wir erreicht haben. Wir haben, nicht im Lotto ge­
wonnen, wir haben auch keine überraschenden Erbschaften gemacht. 
Aber wir haben unsere Einnahmen in den letzten Jahren durch harte 
Finanzierungsarbeit wesentlich verbessert. Dafür Dank an alle 
Kreisschatzmeister, an alle Ortsschatzmeister, an die Landesschatz­
meister und die Geschäftsstellen der Partei auf allen Ebenen. Dank 
an die Bundesfinanzkomjnission, Dank auch an den Bixndesfinanzaus-
schuß, und schließlich Dank an unsere Rechnungsprüfer Erik Blumen-
fehld und Herrn Horten. Ein besonderes Wort des Dankes aber auch 
an meinen Generalbevollmächtigten Dr. Uwe Lüthje, der mich in 
diesen schwierigen Zeiten in vorbildlicher Weise unterstützt hat. 

rseifäll") 
Der Dank geht an alle Spender, die uns in diesen Berichtsjahren 
geholfen haben. Unseren Dank verbinden wir mit der Bitte, uns 
auch in Zukunft bei unserer Arbeit unterstützend zu begleiten. Wir 
haben nicht die Absicht, mit ihren Spenden eine zusätzliche Büro­
kratie aufzubauen. Wir sind nicht der Meinung, deiß die Partei 
Selbstzweck ist, sondern wir sind davon überzeugt, daß wir da sind, 
um Wahlen zu gewinnen und unsere Politik auch dem letzten Bürger 
deutlich zu machen. 

fBeifall) 

Wir können, in die Zukunft blickend, von der Erwartung ausgehen, 
meine Freunde, daß wir das finanzielle Gleichgewicht,, das.wir noch 
nicht erreicht haben, am 31. Dezember 1984 erreichen können, wenn 
sich einige Grundpositionen erfüllen lassen. Dazu gehören drei 
Voraussetzungen. Erstens Sparsamkeit beim Wirtschaften innerhalb 
der Partei.-Dazu gehört die Bereitschaft aller Mandatsträger, 
bei Entscheidungen in ihren Gremien immer darüber nachzudenken, 
ob die finanziellen Auswirkungen ihrer Entscheidungen auch tat­
sächlich von der Partei verkraftet werden können. Nicht alles, was 
wünschbar ist, ist in der Partei auch finanzierbar. 

Zweitens. Alle Mitglieder der Orts- und Kreisverbände sind aufge­
rufen, sich stärker als zuvor für die Steigerung unserer Ein­
nahmen aus Mitgliedsbeiträgen einzusetzen. Wir müssen-den Anteil 
der Mitgliedsbeiträge zur Gesamtfinanzierung von einem Viertel 
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in den kommenden Jahren auf ein Drittel steigern. Das ist erreich­
bar, wenn wir uns alle dafür einsetzen. 

Drittens. Wirbitten unsere Spender, uns in Zulcunft verst'äxkrfc zu 
helfen, so wie sie das im Jahr 1980 gegenüber den Vorjahren auch 
getan haben. 

Ich glaube, wir sind auf dem richtigen Weg. Meine Freunde, wir 
können \mser Ziel erreichen. Wir müssen die Solidität bei den 
Parteifinanzen ebenso ernst nehmen, wie wir in unserer politischen 
Aussage die Solidität der Staatsfinanzen erst nehmen. Wer öffent­
lich für die Stabilität der Staatsfinanzen eintritt, ist aufge­
fordert', ein Beispiel bei seinen eigenen I'inanzen zu geben. Des­
halb möchte ich Sie alle sehr herzlich bitten, uns in den kommen­
den Jahren in dem aufgezeigten Sinne zu helfen und zu unterstützen, 
damit wir das Gleichgewicht der Finanzen in unserer Partei als 
Grundlage der politischen Handlungsfähigkeit sobald wie möglich 
erreichen. 

Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit. 

fBeifall) 

Konrad Grundmann, Tagungspräsidium: Lieber Herr Kiep, wir danken 
Ihnen sehr herzlich für Ihren Bericht. Wir sind erfreut, von der 
Gesund\ing der Finanzen in der Bundespartei zu hören. In den Dank 
beziehen wir selbstverständlich Ihre Mitarbeiter ein. 

Meine Damen und Herren, ich darf Ihnen zwei Mitteilungen machen. 
Die Sitzung der Stimmzählkommission findet um 17-30 Uhr im 
Sitzungszimmer statt. 

Die Landesgeschäftsführer mögen um 17-00 Uhr die Stimmzettel in der 
Organisationsleitung abholen. 
Ich rufe Tagesordnungspupkt 11 auf: 

Aussprache zu den Berichten 

Darf ich zu Beginn der Aussprache darauf hinweisen, daß Wortmel­
dungen auf vollständig ausgefüllten Wortmeldezetteln beim Tagungs­
präsidium abgegeben werden müssen. Die Delegierten haben die Wort­
meldezettel bei ihren Unterlagen. Wortmeldungen werden von einer 
Hosteß an der Treppe zur Bühne entgegengenommen und sofort an das 
Präsidium weitergegeben. 

Ich darf als erster Frau Dr. Wex, CDU Rheinland, das Wort erteilen. 

Frau Dr. Helga Wex: Meine sehr verehrten Damen und Herren! Liebe 
Parteifreunde! An dem ersten Parteitag nach der Wahl, die wir alle 
gemeinsam bestanden haben, möchte ich festhalten, daß das wichtig­
ste, was wir mitgenommen haben, die Gemeinsamkeit von CDU und CSU 
war, imd sie sollten wir auch hier inhaltlich für das festhalten, 
wax wir vor uns haben. 

Ein zweiter Punkt! Ich bin der Meinung, daß in den Berichten, die 
hier zur Diskussion stehen, einiges enthalten ist, war ztir Nach­
denklichkeit anregt. Es ist nicht die Frage, was wir alles gekonnt 
und was wir alles besser konnten als die anderen, sondern es ist 
die Frage, was wir gemeinsam noch besser machen können. 

loh denke, daß eines nicht verkannt werden darf, wenn diese Aus­
sprache ehrlich sein soll: Wir haben an einigen Stellen nicht den 
Erfolg gehabt, den wir uns vorgestellt haben. Wenn wir hier von dem 
Verlust von Frauenstimmen sprechen, dann ist das nicht eine Frage, 
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die die Frauen betrifft. Die Frauen in dieser Partei sind nicht 
das Problem. Wir sprechen von Prauenthemen, weil vär die ganze Par­
tei, für unsere gesamte Politik einen Erfolg haben wollen. Es gibt 
keine isolierte Prauenpolitik, es gibt keine isolierte Männerpoli­
tik; aber es gibt einen Nachholbedarf auf diesem Gebiet, den wir 
gemeinsam abbauen wollen. 

(Beifall) 

Eine Zahl darf man nicht außer acht lassen. Das Statistische Bundes­
amt stellt in seinem Ergebnis z\ar Bundestagswahl fest: "1980 war der 
auf die CDU und CSU entfallende Stimmenanteil der Wählerinnen der 
niedrigste aller seitherigen Bundestagswahlen." Die CDU hat gegen­
über 197s bei den jungen Frauen bis 2? Jahren um 6,5 Prozentpunkte 
und bei den Wählerinnen von 25 bis 3^ Jahre um 8.2 Prozentpunkte 
eingebüßt. 

Wir werden diesen Trend stoppen können, aber wir müssen uns fragen: 
was ist zu tun? Wir müssen nach den Ursachen fragen und keine Ali­
bis basteln. 

Zwei Dinge sollten viir nicht tun: Erstens, dieses Ergebnis etwa ig­
norieren und darauf vertrauen, daß der gegenwärtige "Eerschleißpro-
zeß dieser Bundesregierung weiter geht und wir allein dadurch in 
die Verantwortung gespült werden; zweitens, unsere programmatischen 
Aussagen ändern. 

Hier in Mannheim' hat der CDU-Bundesparteitag den für die CDU histo­
rischen Beschluß "Frau und Gesellschaft" gefaßt. Seitdem orientiert 
sich unsere Politik für die Frau und für den Mann und für die Fa­
milie und für den Beruf an folgenden Prinzipien: 

- dem Prinzip der Entscheidungsfreiheit von Mann und Frau, ein­
schließlich einer größtmöglichen materiellen Entscheidungsmöglich­
keit, ihre Rolle in Gesellschaft, Ehe, Familie und im Beruf zu 
finden tmd auszufüllen; 

- dem Prinzip der anerkannten und gemeinsam wahrgenommenen Verant­
wortung von Mann imd Frau für die Gestaltung und Ordnung inner­
halb der Familie; 

- dem Prinzip, daß Arbeit in der Familie und für die Familie ein Be­
ruf ist. Hausfrauentätigkeit und Kindererziehung sind ein Beruf 
\md müssen als solche auch in der Sozialpolitik anerkannt werden. 

(Beifall") 

- dem Prinzip, daß Frauen im Berufsleben nicht benachteiligt wer­
den können; 

- dem Prinzip, daß die bei der Erziehung der Kinder für die Gesell­
schaft erbrachte Leistung anerkannt werden muß, zum Beispiel durch 
Anrechnung von Erziehungszeiten bei der Rente; 

- der Schaffung von Rahmenbedingungen, die den Partnern helfen, 
ihren Lebensweg so zu gestalten, daß sie auf familiengerechte 
Weise ihre Aufgaben in der Familie mit ihrem Wunsch nach außer­
häuslicher Erwerbstätigkeit verbinden können. 

Meine Damen und Herren, liebe Parteifreunde! Wer glaubt, die Prin­
zipien der Wahlfreiheit von Mann und Frau außer Kraft setzen zu 
können, wer glaubt, daß die politische Situation heute eine neue 
Rollenzuweisung von Mann und Frau notwendig mache, wer glaubt, die 
Schwierigkeiten in der Finanz-, Wirtschafts- und Sozialpolitik 
machten eine Politik für die Frau überflüssig, der ist für die Par-
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tei ein schlechter Ratgeber. 

Wir müssen zeigen: eine freiheitliche Gesellschaft, die auf der 
Sozialen Marktwirtschaft aufhaut, ist auf die Partnerschaft zwischen 
Mann und Frau geradezu angewiesen. Wir dürfen Soziale Marktwirt­
schaft nicht mehr allein aus der Sicht der Steuer- und Finanzpoli­
tik, nicht allein aus der Sicht mächtiger Arbeitgeber- und Arbeit­
nehmerorganisationen interpretieren, sondern wir müssen neue Im­
pulse geben, Soziale Martwirtschaft auch aus der Sicht der Familie, 
der Männer und Frauen, zu definieren. 

CBeifall') 

Die Zeit des ständigen wirtschaftlichen Wachstiuns ist fürs erste 
vorbei. Nutzen wir als CDU diese Situation, um dem Zuwachs an Mensch­
lichkeit noch mehr Kräfte zu-iuwenden. Viele Menschen - und unter 
ihnen viele Frauen - zweifeln daran, ob die Politik die Prioritä­
ten für eine menschliche Zukunft richtig gesetzt hat. Sie stellen 
sich mehr Fragen, auf die wir nicht gleich eine Antwort wissen. Er­
greifen wir die Chancen, die in diesen Fragen liegen. Nur so lebt 
man sich in die Antwort hinein. 

Eine junge Frau, die den Anteil der Frauen in der Bundestagsfraktion 
verbessern möchte, hat ihren Platz in der CDU - nicht außerhalb. 

(Beifall") 

Eine J\inge Frau, die fragt, waxum sie bei gleicher Ausbildung etwa 
ein Drittel weniger verdient als ihr männlicher Kollege, hat ihren 
Platz in der CDU - nicht außerhalb. 

(Beifall) 
In der CDU hat die junge Frau ihren Platz, die sich einem Beruf zu­
wendet, und in der CDU haben die Partner ihren Platz, die versuchen, 
auf neue Art Familien- waä. Arbeitsleben miteinander zu verbinden. 

Wir erleben: viele Menschen akzeptieren heute nicht mehr, wie Politik 
gemacht wird. Sie sind bisher äußerlich eine Minderheit. Die meisten 
Menschen, die meisten Bürger - auch die meisten Jugendlichen -, 
wollen diesen Staat anerkennen und verteidigen. Sie müssen wir 
schützen durch die Glaubwürdigkeit unter eindeutigen politischen An­
geboten vor dem Überhandnehmen stiller und offener Verweigerungen, 
die auch ihren Lebensraum eindämmen. Diese Minderheiten sprechen 
Probleme an, für die sie Mehrheiten gewinnen können, wenn die frei­
heitseinschränkende Politik von SPD und FDP fortgesetzt wird. 

Eltern von zwei, drei oder vier Kindern, die keine Wohnung zu be­
zahlbaren Preisen bekommen, haben Sympathie für die Ziele, die kri­
tische Frager ansprechen oder vorgeben. Ein junger Arbeiter, der in 
einer sich weiter automatisierenden Fertigungstechnik die Entfrem­
dungsgefahr erlebt, hat Sympathie für Fragen nach dem Sinn seiner 
Arbeit. Eine alte Frau, die durch Sanierungsprojekte aus ihrer ge­
wohnten Umwelt in einen.Betonklotz umgesiedelt wird, in dem sie dann 
allein lebt, hat Sympathie für die Forderung nach Menschlichkeit. 

Ein Schüler, der an einer beziehungslosen, gigantischen Schule mit 
Tausenden von Schülern die Klasse nur mit Hilfe eines Informations­
systems finden kann, hat Sympathie für die Frage nach dem Sinn die­
ser Einrichtung. Politik muß die Sensibilität wiedererlangen, diese 
Probleme axifzunehmen und zu beseitigen, bevor sie gesellschaftspo­
litisch überhandnehmen. 

Dies alles sind Fragen, die zuallererst an die christlich-demo­
kratische Partei gestellt werden. Uns unterscheidet von anderen 
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Parteien, daß wir keine Patentrezepte anbieten. Wir gehen davon 
aus: Keine von Menschen geschaffene Einrichtung ist vollkommen, 
keine Partei ist im Besitz der absoluten Wahrheit. Aber wir haben 
die Pflicht, den Menschen in ihrem Alltag zu helfen, und haben 
kein Recht, die freiheitlichen Kräfte unseres Volkes durch Bindung 
an \anerfüllbare Versprechungen zu verschleudern. Das eben unter­
scheidet uns von allen Ideologen; die setzen ihre Meinung absolut 
und verteufeln alle, die anderer Meinung sind. 

Wir dürfen daher nicht in den Fehler verfallen, \insere Vorstel-
Ixmgen als Patentrezepte anbieten zu wollen. Unsere Stärke sei der 
Dialog mit eindeutigen Argumenten, die Diskussion unter uns und 
die Diskussion mit den Menschen draußen, was meine Freunde, nicht 
mit dem Hinnehmen z.B. von Nackten auf dem Schreibtisch bei Presse­
konferenzen und allerlei Widerwärtigkeiten in ihrem Munde zu ver­
wechseln ist. 

Immaterielle Werte sind gefragt. Niemand von uns wird sich dem ver­
schließen wollen. Aber wir sollten auch den Mut haben, offensiv 
klarzustellen, was an immateriellen Werten und an Engagement allein 
schon hinter der Tatsache steckt, daß wir Freiheit, Frieden und 
Nahrung bewahren wollen und behalten können. 

Arm sein mit viel Geld, so sieht manchmal das neue Ideal aus. Wir 
kennen keinen Gegensatz zwischen Leistung und sozialer VeiTpflich-
tung. Die Anerkennung von Leistung in der Sozialen Marktwirtschaft 
hat in unserer Politik niemals nur einen materiellen Wert gehabt, 
sondern hat auch immer einen immateriellen Wert gehabt und hat ihn 
für uns behalten. Das heißt, der Leistungsfähige soll anerkannt 
werden, von seiner Leistung muß Überschuß erwirtschaftet werden, 
und von diesem erarbeiteten Überschuß an Leist\ing muß denen etwas 
abgegeben werden, die, aus welchen Gründen auch immer, zu dieser 
Leistung nicht fähig sind. Das ist unser moderner und dynamischer 
Begriff des Sozialen. Er hat mit sozialistischer Gleichmacherei 
nichts zu tun, denn aus leeren Herzen und leeren Kassen kann 
keiner dem Schwächeren helfen. 

(Beifall) 

Ich nenne drei Bedingungen, die erfüllt sein müssen, wenn wir mit 
der CDU auch bei den Frauen wieder mehrheitsfähig werden sollen. 

Wir müssen erstens die anerkannten Grundsätze offensiv nach draußen 
tragen und die Solidarität in unserer Partei nicht nur zwischen 
den verschiedenen Richtungen, sondern auch zwischen Männern Tond 
Frauen erhalten. 

Zweitens können wir imsere Ziele nicht von heute auf morgen er­
reichen. Wahlfreiheit von Mann und Frau bedarf anderer Organi­
sationen in der Arbeitswelt, bedarf einer familiengerechten Schule, 
bedarf einer anderen Familienfördeiimg und bedarf der sozialen 
Sicherung aller Frauen. 

Diese Ziele gilt es stetig zu verfolgen, und zwar - das ist die 
dritte Bedingimg - durch den Mut zu kleinen Schritten. Unsere Poli­
tik können wir nur schrittweise verwirklichen. 

Wir brauchen dieses Engagement, denn die SPD/FDP-Koalition hat in 
den letzten zehn Jahren deutlich gemacht, daß sie von der Wahlfrei­
heit von Mann und Frau in der Politik nichts hält. Sie hat eine 
Politik betrieben, die unter sozialpolitischem, arbeitsmarktpoli­
tischem und bildungspolitischem Blickwinkel der Wahlfreiheit ins 
Gesicht schlägt. Sie hat mit vermeintlichen Reformen neue Zwänge 
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und Abhängigkeiten geschaffen. So hat sie einen neuen Graben 
zwischen berufstätigen Frauen und Hausfrauen aufgerissen, z.B. 
durch den Kutterschaftsurlaub, der nur erwerbstätigen Müttern zu­
gute kommt. Dies müssen und wollen wir ändern! 

(Beifall) 

Immer mehr Menschen erfahren, daß diese Politik mittlerweile in 
einer Sackgasse geendet hat. Wir nutzen diese Chance in dieser 
Zeit mit einem mutigen Schritt zu den Problemen der Zukunft hin, 
um denen neue Hoffnung zu geben, die wegen der desolaten politischen 
Situation bereits resignieren wollen. Dies könnte d\arch eine neue 
Form der Arbeitsteilung ermöglicht werden. Die Vorteile einer sol­
chen Arbeitszeitgestaltung liegen auf der Hand. Wir geben insbe­
sondere den jungen Familien die Chance, daß anteilig gearbeitet 
wird und daß sich die Eltern anteilig um die Kinder kümmern und 
geben damit auch der Familie als einer iinersetzliehen Institution 
eine neue Chance. 

Wir müssen nicht mit gewaltsamen Reaktionen auf Verweigerungs­
tendenzen, sondern mit Angeboten avS konstruktive Ansätze antwor­
ten. Wir bereiten kein politisches Feld für Aussteiger, sondern 
wollen - auch und gerade unter veränderten Verhältnissen - mehr 
Chancen für Einsteiger. Dann, wenn wir auch unter diesem Gesichts­
punkt die Soziale Marktwirtschaft mit neuem Leben erfüllen, bin ich 
um den Erfolg unserer Politik gar nicht bange. 

Meine Damen und Herren! Liebe Freunde! Wenn ich hier nach den 
Rechenschaftsberichten am Anfang an die Reihe gekommen bin, so bin 
ich mir völlig darüber klar, was dies in dem gesamten Kontext be­
deutet. Ich glaube, daß wir festzustellen haben: Wir hatten im 
Wahlkampf und schon lange vorher die besseren Programme. Es kommt 
jetzt darauf an, daß die Probleme, die - besonders bei veränderten 
wirtschaftlichen Verhältnissen - natürlich auch in unserer Politik 
gegeben sind, langsam, schrittweise angegangen werden. Aber nie­
mand erwartet Patentrezepte. Worauf es ankommt, ist, daJ3 die ge­
samte Partei das Bewußtsein für diese Probleme ausstrahlt, damit 
in dieser großen Partei für alle, nicht zuletzt für die Frauen, 
wieder Ansatzpunkte gegeben sind. Es wäre ein großer Erfolg auch 
dieses Parteitages, wenn nicht die Frauen über die Frauen reden 
müßten, sondern die Männer über die Frauen als ihre eigenen, sie 
ursächlich angehenden Probleme sprechen würden, sprechen wollten 
und das auch noch gerne täten. 

(Beifall) 

Konrad Grundmann, Tagungspräsidium: Meine Damen und Herren, die 
Geräuschkulisse im Saal ist leider so, da£ es für die Diskussions­
redner sehr schwierig ist, anzukommen. Mit diesem Hinweis kombi­
nieren möchte ich aber die Bitte an die Diskussionsredner, durch 
straffe Diskussionsbeiträge auch selber dafür Sorge zu tragen, 
daJ3 sie Gehör finden. < 

(Beifall) 

Ich darf nun Christian Wulff, Junge Union/RCDS, aufrufen. 

Christian Wulff: Meine sehr verehrten Damen und Herren! Liebe 
Parteifreunde! Ich- möchte mich sehr herzlich vor allem für den 
Bericht des Generalsekretärs und die Ausführungen zur Jugend be­
danken. Im Grunde genommen bestärkt das, was hier gesagt wurde, 
die Feststellung, daß es einen erheblich schwindenden Grund­
konsens innerhalb der Jungen Generation und zwischen den Parteien 
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gibt und'damit eine Kluft entsteht, die für die Zukunft außerordent­
lich gefährlich werden kann. 

Ich selber frage mich als junger Mensch für welche Werte in der 
Bundesrepublik Deutschland die Junge Generation überhaupt noch 
gewonnen werden soll, wenn der Tübinger Ehetorikprofessor Walter 
Jens beim SPD-Parteitag sagen kann, die Grundrechte in der Bundes­
republik Deutschland seien mehr denn je seit der nationalsozialisti­
schen Herrschaft gefährdet, und wenn dies unter tosendem Beifall 
geäußert wird, xind wenn Walter Jens dort weiterhin sagt: 
"wie leicht verstößt heute einer gegen jene FDGO," - womit Walter 
Jens die freiheitliche demokratische Grundordnung meinte - "die 
für einen Großteil der kritischen Generation längst zu einer Pan­
zerfaust des Staates geworden ist." 

Der Bundeskanzler und die Minister der Bundesregierung, die aus 
der SPD kommen, haben nicht widersprochen und nicht gesagt, daß 
sie seit elf Jahren in diesem Land die Verantwort'ung tragen. Sie 
haben sich dem Beifall des SPD-Parteitags angeschlossen. Da frage 
ich mich allerdings, für welche Werte diese Generation noch gewon­
nen werden soll. Wenn im niedersäschsischen Landtag eine Abgeord­
nete vor wenigen Tagen sagen konnte, daß die Änderung des Hoch­
schulgesetzes gefährlicher sei als hundert radikale Lehrende an 
Hochschulen iind Schulen, weiß ich nicht, ob die SPD nicht Wert­
verschiebungen vornimmt, die man ihr einmal vorwerfen sollte. Die 
SPD bereitet systematisch den Boden für eine Entfremdung der Ju­
gend vom Staat, und die Kluft zwischen den Generationen wird grö­
ßer. 

(Beifall) 

Durch eine gezielt geplante Desorientierung und durch mangelnde 
Vorbilder wird meine Generation derzeit verraten und mißbraucht. 
Meine Generation versteht nicht mehr, was vielfach gemacht, ver­
waltet und reglementiert wird. Sie mißtraut, mißbilligt, ist des­
interessiert oder aber lebt alternativ. Lassen Sie mich ein 
letztes schockierendes Beispiel nennen. Am selben Tag, an dem 
Egon Bahr im Fernsehen vor der Bundestagswahl sagte, die SPD 
stehe in ganzen Teilen ohne Abstriche an den Eändem hinter der 
NATO, hinter der EG und hinter der B\mdeswehr, wurde an den bun­
desdeutschen Schulen in einer Auflage von 100 000 Exemplaren der 
Juso-Schülerexpreß verteilt, der von der SPD finanziert, von Egon 
Bahr herausgegeben und vom Juso-Vorstand verantwortlich gezeich­
net wird. Darin stand folgendes im Vorwort: 
"Allein 40 000 Kriegsdienstverweigerer im letzten Jahr: das gibt 
Anlaß zxm Hoffen." 
Im Juso-Schülerexpreß steht weiter: 
"Ich hoffe, - schreibt der Autor -j daß in den folgenden Jahren noch 
mehr Jugendliche den Absprung in den Frieden finden." 
Dies unterstellt jedem meiner Altersgruppe, der seiner Pflicht 
nachkommt uad zur Bundeswehr geht, daß er sich für den Krieg ent­
schieden hat. Das ist der Skandal, der an bundesdeutschen Schulen 
stattfindet. 

(Lebhafter Beifall) 

Ich bin auch der Überzeugung, daß dieser fortlaufende Angriff auf 
das Gefüge der jungen Generation und die Schulen und Hochschulen 
nachhaltige, schwer korrigierbare Folgen hat. Ich sehe, daß der Ab­
bau notwendiger Autorität fortgeschritten ist und daß die Ablehnung 
von Gewaltanwendung in der Politik immer mehr abgenommen hat. Wir 

- 85 -



alle haben das Bild im "Stern" vor Augen, wo ein Polizist mit Stök-
ken vtnd Schaufeln geschlagen wird. Andererseits sagte der Hambur­
ger Bürgermeister Klose noch vor wenigen Jahren, für ihn fange ein 
Radikaler dann an, nicht in den öffentlichen Dienst zu dürfen, 
wenn er sage, Gewalt sei für ihn nicht Gewalt mit Stöcken, sondern 
Gewalt mit Pistolen. Aber wir alle wissen, daB Gewalt nie bei Stök-
ken aufhört und nicht einmal bei Pistolen endet. Hier müssen wie­
der klare Grenzen gezogen werden. Auch die Union müßte sich offen­
siver solchen Vorstellungen entgegenstellen. 

(Beifall) 

Wir müssen uns angesichts dieser Situation an Schulen und Hoch­
schulen gerade in meiner Generation der geburtenstarken Jahrgänge 
der endenden 50er und der anfangenden 60er Jahre, die heute 14- bis 
23 Jahre sind, fragen, wo die Union in dieser Auseinandersetzvmg 
bleibt. Wo entwickelt die Union langfristige Strategien, die sich 
der gezielten Politik der SPD entgegensetzen? Die Union muß wieder 
mit ihren Positionen in meine Generation hereinragen. Hier sind die 
Schüleruaion, der RCDS und die Junge Union völlig überfordert, wenn 
diese gesellschaftspolitische Auseinandersetzung von uns allein ge­
führt werden soll. Deswegen muß die Union insgesamt sich wieder 
stärker diesem Personenkreis zuwenden. 

(Beifall) 

Wir dürfen ims auch nicht zu schade sein - das gilt auch selbst­
kritisch für die Junge Union -, wieder in Jugendzentren, in Sport­
vereine, in die Freiwillige Feuerwehr hineinzugehen, um dort mit 
jungen Menschen Politik zu machen. 

(Beifall) 

Lassen Sie mich auch kritisch sagen, daß Zuhören gefragt ist, und 
keine wohlfeilen Antworten, sondern Antworten, die aufrichtig und 
glaubwürdig sind und mit denen die Union ein Vorbild bietet. Ich 
halte es für einen Skandal, wenn Umfragen heute zeigen, daß der 
SPD neue Ideen von 69 % zugetraut werden, daß aber nur 22 % der 
jungen Menschen der Union neue Ideen zugestehen. Dabei sind es 
doch wir, die die Probleme der 80er Jahre viel eher als andere 
Parteien in der Bundesrepublik Deutschland mit Antworten versehen. 

(Beifall) 

Ich äußere deshalb hier einen Wunsch, daß durch diese Partei ein 
Ruck geht, ein Aufschwung von Mannheim aus, wo nicht nur in Wor­
ten imd großen Reden - hier beziehe ich mich ein - angefangen wird 
zu arbeiten, sondern wo wir alle anfangen, wirklich mit jungen Leu­
ten ins Gespräch zu kommen, zuzuhören, moderat zu sein, auf andere 
einzugehen und tolerant zu sein. Die Unionspolitik muß wieder Vor­
bild sein. Wir müssen wieder Werte und die Themen und vor allem 
Worte bestimmen. Derzeit werden die Worte von anderen bestimmt: 
das Wort Berufsverbot, das Wort Kriegsdienst und andere. Wir müs­
sen die Diskussion aufgreifen. Dann und nur dann - dieser Überzeu­
gung bin ich - werden wir wieder eine Chance haben. -

(Beifall) 

Konrad Grundmann, TagungspräsidiTom: Das Wert hat Prau Fischer; 
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dann Herr Wissmann von der Jungen Union. 

Leni Ei scher:Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Liebe Preun-
de! Wir haben heute morgen gehört, und wir haben uns dem alle an­
geschlossen, daß unser Bundesvorsitzender sagte: Es gibt keinen 
Frieden ohne Waffen; ds.s Gegenteil anzunehmen, ist eine Illusion'. 
Nur, wir müssen uns darüber im klaren sein, welche Schwierigkei­
ten wir im Dialog wirklich noch haben. Mein Vorredner hat ja ganz 
klar und deutlich gesagt, welche Schwierigkeiten wir im Dialog mit 
der jungen Generation noch haben. Sie sagt - und der Prozeß ist 
schon sehr weit fortgeschritten -: Wir können den Dienst mit der 
Waffe nicht mehr.als einen Dienst ansehen, der Frieden erhalten 
kann. Und sie stellt an uns drei Fragen. Sie sagt: Wir sprechen 
euch Christdemokraten an. Wie könnt ihr in der Nachfolge Jesu, 
der Gewaltlosigkeit predigte, militärische Gewalt rechtfertigen? 
Darfst du Christdemokrat den Tod von Millionen Menschen in Kauf 
nehmen und. im Fall eines Krieges auch nur einkalkulieren für den 
Versuch, deine Freiheit und deinen Wohlstand zu schützen? Kannst 
du als Christ die Politik der Abschreckung, die Milliarden M 
kostet, angesichts der Hungernden und Leidenden in der Welt recht­
fertigen? Und diese Jugendlichen sagen ihnen gleich dazu: Wir sind 
der Überzeugung, daß diese Fragen nur mit Nein beantwortet werden 
können; denn nur so können wir den Schritt in den Frieden wagen. 

Und wie ist unsere Antwort dara\xf? Wir sind sehr betroffen. Wir 
haben die Väter ijnd Mütter in den Familien viel zu sehr mit die­
ser Diskussion alleingelassen, auch die uns noch verbliebenen 
Lehrer in den Schulen. 

(Beifall) 

Denn diesen Vorstellungen können wir nicht mit Schlagworten und 
allgemeinen Floskeln begegnen. Wir müssen für den Friedensdienst 
auch mit der Waiffe offen eintreten. Wehrdienstverweigerung und 
Ersatzdienst sind Friedensdienst, sagt der Slogan der Linken,und 
Dienst bei der Bundeswehr ist Kriegsdienst. Wir stellen hier ver­
schiedene Grundströmungen fest, die zu skizzieren hier eigentlich 
den Eahmeh sprengt - wir hatten uns Ja auf eine kurze Darstellung 
der Dinge geeinigt -. Aber wir haben eine Gruppe, die es zu stär­
ken gilt. Sie sagt, daß nur ein Gleichgewicht der Kräfte den Frie­
den erhalten kann. Denn Gleichgewicht verhindert Erpreßbarkeit und 
ist in der Lage, von machtpolitischen Abenteuern abzuhalten. Wir 
haben die Aufgabe, diese Gruppe, diese, sogenannte dritte Alterna­
tive, für die Mehrheit der Bevölkerung verständlich zu machen. 
Nicht Gleichgewicht schafft Spannungen, sondern Ungleichgewicht 
schafft Spannungen, und Spannungen gefährden den Frieden. 

Und bei der Bewußtseinsbildung, die so. dringend notwendig ist und 
die wir brauchen, können wir auf die Mitwirkung der Politiker, der 
Kirchen und ihrer Theologen nicht verzichten. Denn die Jugendlichen 
kündigen doch im Bereich der Verteidigung dem Staat den Dienst auf. 

Ich meine, wir müBten auch sehen, daß im Augenblick in weiten Tei­
len der Jugend der Politik und den Politikern keine Kompetenz mehr 
zugeschrieben wird, die von der Jugend als gravierend empfundenen 
Zukunftsprobleme zu lösen wie die Umwelt- und Energieprobleme und 
die Anliegen der Dritten Welt. Das sind die Herausforderungen an uns 
alle. Wir müssen glaubwürdig bleiben oder auch wieder werden. Und 
wir müssen eine einsichtige Argumentation führen, die nicht mit 
Schlagworten totschlägt und der Jugend nicht mi,t Konfrontation be-
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gegnet, sondern mit offener Diskussion und Information. 

Das Zentralkommitee der Deutschen Katholiken hat hierzu eine eigent­
lich unmißverständliche Erklärung abgegeben. "Einer der zentralen 
Grundsätze einer jeden Priedensethik", so heißt es dort, "ist das 
Recht zur Selbstverteidigung'.'. Und ich darf weiter zitieren: "Für 
den äioßersten Fall darf jedoch unter den heute gegebenen Verhältnis­
sen um der Sicherung des Friedens willen kein Staat auf die Fähig­
keit und das Potential verzichten, sich mit Mitteln der Gewalt gegen 
einen gewaltsamen Angriff zu verteidigen." Das sind mutige Worte. 
Wir sollten genauso mutig sein und unsere Vorstellungen, unsere 
Überzeugungen im Gespräch mit der Jugend offensiv vertreten. Wir ha­
ben ja eine große Aufgabe, denn wir arbeiten für eine menschliche 
Zukunft, für eine Ziakunft in Frieden und Freiheit. - Danke schön. 

(Beifall) 

Dr. Paul Mikat, Tagungspräsidum: Das Wort hat Herr Wissmann, dann 
Herr Dr. Waffenschmidt, Landesverband Eheinland. 

Matthias Wissmann: Liebe Parteifreunde! Die Worte von Helmut Kohl 
und Heiner Geißler zum Thema junge Generation haben mich motiviert, 
unter dem Gesichtspunkt einer offenen Diskussion, der ja in den Über­
schriften vor dem Parteitag von verschiedenen Freunden immer wieder 
so sehr zum Ausdruck gebracht wurde, einige Anmerkungen zu äußern, 
die selbstkritischen Chearakter haben auch für die Junge Union, die 
aber auch sagen sollen, wo wir als Union im Blick auf die junge Ge­
neration aufpassen müssen, daß wir uns nicht von demoskopisehen Er­
gebnissen, so schön sie sind, berauschen lassen und dabei übersehen, 
daß wir nach wie vor schwerwiegende Probleme bei einem Teil der 
Frauen und bei einem Teil der jungen Generation haben und daß des­
wegen nicht der Grundsatz gelten kann: Alles kann so bleiben wie 
bisher, dann werden wir irgendwann morgen schon die notwendigen Er­
gebnisse bekommen. 

(Beifall) 

Deswegen möchte ich, liebe Freunde, erstens sagen: Ich habe den Ein­
druck - \ind das gilt für uns alle -, daß wir in der Union nach wie 
vor mit dem Fehler zu kämpfen haben, daß viele junge Leute ihre Vor­
stellungen und Wünsche in der Union in der Diskussion zuwenig re­
präsentiert sehen. 

(Beifall) 

Das hängt nicht damit zusammen, daß wir nicht gute Programme hätten: 
Grundsatzprogramm, Programm zu den ZukunftsChancen, Umweltprogramm, 
sondern - ich will es ganz klar sagen - damit, daJä wir den Fehler 
machen, vorhandene Sachdiskussionen in der Partei viel zuwenig 
transparent werden zu lassen, weil manchmal auch schon dann Kon­
flikte verdrängt werden, wenn im Grunde genommen eine vernünftige 
Auseinandersetzung zur Klärung in der Sache und zur Attraktivität 
nach außen einen wesentlichen Beitrag leisten könnte. 

(Beifall) 

Liebe Parteifreunde, da ich es im Parteivorstand gesagt habe, kann 
ich es auch hier sagen: Ein Beispiel scheint mir in diesem Zusammen­
hang das Arbeitsprogramm zu sein, in dem gute Anregungen stehen. 
Aber, liebe Parteifrexind, ich frage mich: Warum hat man nicht die 
Grundlagen der Bopparder Klaus\irtagung, die sehr viel präziser waren, 
sehr viel politischer, zur Grundlage einer kontroversen Diskussion 
beim Parteitag gemacht, warum hat man ein Arbeitsprogramm nach dem 
Motto genommen: Wie finden wir einen Formelkompromiß, auf den sich 
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jeder einigen kaxtn? Das trägt nicht dazu bei, daß wir nach außen als 
eine lebendige, offene und diskutierende Partei erscheinen. Ich will 
das nur als ein Beispiel in Freundschaft sagen, weil ich glaube, ge­
rade wir - xmd das kann auch die Junge Union für sich in Anspruch 
nehmen -, die wir in Personalfragen loyal zur Union stehen und die 
wir uns in den Grundsatzfragen einig wissen, müssen dafür sorgen, 
daß das, was an Leben in der Partei ist, auch bei Parteitagen prä­
sent wird, damit die Öffentlichkeit nicht den Eindruck bekommt, das 
sei eine sterile Partei, die sich mit den wirklichen Problemen der 
Bevölkerung und der Jugend gar nicht mehr auseinandersetzt. 

(Beifall) 

Ich will ein Beispiel nennen. Ich bin ein Befürworter der Kernkraft, 
aber ich frage mich, warum nicht in der Diskussion um das Thema 
Atomenergie ein bißchen mehr auch transparent geworden ist, daß es 
auch bei uns in der Partei skeptische Stimmen zu diesem Thema gibt. 
Das hätte nach außen viel überzeugender gewirkt als eine Geschlossen­
heit von Anfang an. 

Zweitens möchte ich darauf hinweisen, daß viele Jugendliche, wenn 
wir sie fragen: was wißt ihr von der CDU? - mir ist es gerade vor 
wenigen Tagen in einer Diskussion in einem JugendJiaus so geschehen 
-, die Antwort geben: wir wissen von der CDU ein paar Namen, und wir 
wissen auch, daß die CDU gegen die SPD ist, gegen den Sozialismus. 
Die demoskopischen Unterlagen belegen in etwa diesen Trend, daß in 
der breiten Schicht der Jugendlichen kaum jemand weiß, was positiv 
konkret mit der Politik der Union verbunden ist. Da liegen Vermitt­
lungsfehler vor, da liegen zusätzliche Aufgaben der Jungen Union. 
Das ist ein Punkt, an den wir als Junge Union uns beispielsweise 
noch viel stärker heranmachen müssen. Aber es hängt - ich glaube, 
auch das darf ich in Freundschaft offen sagen - auch damit zusammen, 
daß wir als Union uns viel zu sehr nur als Antithese zum Sozialis­
mus begreifen und viel zu wenig als eine Kraft, die eigenständige 
Alternativen, wegweisende Markierungen und Perspektiven gerade auch 
aui junge Leute heranträgt. 

(Beifall) 

Wir haben beim letzten Bundesparteitag auf Antrag der Jiuigen Union 
ein Papier beschlossen: "Orientierung und Verständnis - Antwort an 
die junge Generation" mit ganz konkreten Vorstellungen zur Jugend­
politik, mit konkreten Vorschlägen zu dem Thema, wie wir eine 
menschlichere Gesellschaft in Schule, Wohnungsbau oder-auch Gesund­
heitswesen durch überschaubare Einheiten, durch menschliche Größen­
ordnungen, durch mehr Geborgenheit vermitteln können. 

Heiner Geißler ist heute, wie ich finde, in ganz ausgezeichneter 
Weise auf das Thema junge Generation ein^gangen.Aber, liebe Freunde, 
wir müssen uns doch selbstkritisch die Frage stellen: Wie viele 
identifizieren uns draußen mit dem, was Heiner Geißler hier mit 
Recht gesagt hat? Wie viele haben den gegenteiligen Eindruck, näm­
lich den einer nicht genügend großen Offenheit, einer nicht genü­
gend großen Sensibilität. Deswegen wünschte ich mir, daß Heiner 
Geißler und Helmut Kohl mit ihren Reden zu dem Thema Jugend ernst­
genommen werden in der ganzen Partei und daß draußen dann auch das 
gelebt wird, was wir hier beim Parteitag zum Ausdruck gebracht be­
kommen haben. 

(Beifall) 

Der dritte Punkt, liebe Freunde: Jugendliche fragen nicht nur nach 
unseren Grundsätzen, sondern sie fragen danach, ob wir diese Grund-
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Sätze persönlich in der praktizierten Alltagsarbeit vorleben. Des­
wegen möchte ich dem Parteivorsitzenden und dem Generalsekretär da­
für danken, daß sie die Anregungen der Jungen Union zur hundeswei-
ten Aktion für behinderte Mitbürger aufgegriffen haben. 

Ich möchte einen zweiten Gedanken hinzufügen. Ich möchte Sie \md 
die ganze Partei bitten, auch die zweite Anregung der Jungen Union 
aufzugreifen, nämlich unsere entwicklungspolitischen Zielsetzxingen, 
die wir mit Recht entwickelt und vertreten haben und die gerade 
jetzt in der Diskussion, auch der Fraktion, eine bedeutende Rolle 
spielen. Auch die sollten wir in Praxisaxbeit vor Ort umsetzen. Müs­
sen wir denn Dritte-Welt-Läden, müssen wir denn die Entwickltmgs-
aktionen, müssen wir denn Hilfe für die Hungernden in der Welt den 
Linken überlassen? Können wir da nicht selber Vorbild sein? 

Ich spreche aus der Erfahr\ing des Vietnam-Büros, das ich zusammen 
mit anderen gegründet habe. Wir haben dort gesehen, daß Tausende 
von Jugendlichen quer durch die Parteien dann, wenn man Ziele weist 
für moralisch begründete Aktionen, bereit sind, sich zu engagieren. 
Das müßte Gegenstand der Arbeit der ganzen Partei werden, überall 
in der Bundesrepublik Deutschland und nicht nur an einzelnen Stellen. 

(Beifall) 

Und der letzte Punkt, liebe Parteifreunde!Heiner Geißler \ind Helmut 
Kohl haben z\im Thema Jugendkrawalle Dinge gesagt, die wir nur unter­
streichen können. 
Aber leider ist es auch hier so, daß zu diesem Thema manchmal 
die einfachen Antworten aus der Union die Öffentlichkeit und die 
Diskussion in der Union mehr beherrschen als die Frage nach den 
Ursachen. Selbstverständlich ist es notwendig, dem Rechtsstaat 
zur Durchsetzung zu verhelfen. Aber, liebe Parteifreunde - ich 
sage es offen und weiß, daß ich damit im Saale auch Widerspruch 
finden werde -, ist nicht in den letzten Monaten gelegentlich 
der Eindruck entstanden, als wüßten wir zu dem Thema Jugendkra­
walle außer dem Punkt Demonstrationsstrafrecht nichts Konkretes 
mehr beizutragen? 

(Beifall) 

Ich will damit sagen: Müssen wir nicht, alle miteinander und auch 
wiederum selbstkritisch die Junge Union, ernsthafter nach den Ur­
sachen fragen? 

Ich sehe die zentrale Ursache alles dessen, was sich hier ab­
spielt, darin, daß viele Jugendliche sich in einer immer kom­
plexeren, unüberschaubarerenj anonymeren, kälteren, ja aggressi­
veren Gesellschaft immer weniger geborgen fühlen, immer weniger 
Mitmenschlichkeit spüren, immer weniger Spielraijm für eigene 
Initiative haben. Deswegen können doch wir als christlich demo­
kratische Partei diejenigen sein, die nicht weiterhin dem kalten 
technischen Appaxat fröhnen, sondern die bereit sind, dafür zu 
sorgen, daß beispielsweise im Wohnungsbau nicht die großen Beton­
silos vind bei den Schulen nicht die großen Mammutschulen das 
Bild unserer Politik bestiimnen, sondern überschaubare Einheiten. 
Da können wir in den Bundesländern anfangen, wo wir regieren: . 
Statt immer neuer Bildungszentren und Mammutschulen überschau­
bare Schuleinheiten, statt Auflösung der Klassenverbände Erhal­
tung der Klassenverbände, statt immer mehr Anonymität mehr Ver­
hältnis Schüler-Lehrer in der Schule als Bedingung für mehr 
Menschlichkeit dort, wo Jugendliche geprägt werden. 

(Beifall) 
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